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angefordert, sondern es ist nur eine Anregung, die an
die Reichsregierung und die Landesregierungen er¬
gehen soll, — Wenn Sie damit einverstanden sind,
werde ich so «erfahren. Das ist der Fall,

Ich bitte dann, die nächste Vollsitzung des Hauses
im Einverständnis mit dem Aeltestenausfchuß auf
morgen früh 11 Uhr anzuberaumen mit folgender
Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Antrag des 3«er-Ausschusseszu dem Bericht und

Antrag des Proviuzialausschusses, betreffend den
Bau der Nutostrahe Köln—Düsseldorf,

3. Entschließung zu dein Urteil des französischen
Kriegsgerichts in Landau.

Mit Punkt 2 verbunden ist die Behandlung des An¬
trages Haas. Damit sind Sie einverstanden. Gs wür¬
den dann morgen vor dem Plenum die Fraktionen noch
Gelegenheit haben, zu tagen.

Noch eine Mitteilung: Meine Damen und Herren!
Die Stadt Düsseldorf hat freundlicherweise die Mit¬
glieder des Hauses eingeladen, heute abend das Düssel¬
dorfer Theater zu besuchen. Vs stehen Eintrittskarten
für die beiden städtischen Bühnen zur Verfügung, Die¬
jenigen Damen und Herren, die davon Gebrauch
machen Mollen, bitte ich, das sofort unten im Bureau
anzuzeigen.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 1 Uhr 15 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Freitag, den 3U. Dezember 1N2tt.

«Beginn 11 Uhr 35 Minuten)

Tagesordnung:
1. Eingänge,
2, Antrag des 3»er-Ausschusseszu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses, betreffend den
Bau der Autostraße Köln-Düsseldorf.

In Verbindung hiermit:
3, Antrag der sozialdemokratischenFraktion, be¬

treffend Zurverfügungstellung erhöhter Mittel
seitens der Reichs- und Staatsregierung zur Lin¬
derung der wirtschaftlichen Notlage im Rhein-
lande.

4. Entschließung zu dem Urteil des französische«
Kriegsgerichts in Landau.

Vorsitzender Dr, Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Meine Damen und Herren! Die Niederschrift
über die gestrige Sitzung 'liegt auf dem Tische des Hauses
offen. Schriftführer für die heutige Sitzung sind die
Herren Abgeordneten Dr. Kirchner und Triebe!. Ich
bitte Herrn Dr. Kirchner, hier Platz zu nehmen. — Er
ist nicht da. Dann bitte ich Herrn Glfes (Zuruf: Auch
nicht da!), dann Herrn Haus.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt die
Herren Abgeordneten Nongartz und Esser.

Wir treten in die Tagesordnung ein:
Punfft 2: Antrag des 30er-Ausschusses

iu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend den Bau der
Autobahnstraße Köln — Düsseldorf.

Berichterstatter: Herr Dr, Saaßen,

Abgeordneter Dr, Saaßen: Meine sehr verehr¬
ten Damen und Herren! Dem vom Provinzilllausschuß
vorgelegten Projekt, eine Nutobahnstraße von Köln
nach Düsseldorf zu bauen, stehen die vereinigten Fach¬
ausschüsse I und IV in ihrer überwiegenden Mehrheit
sympathisch gegenüber, Sie haben diesem Projekt
gegenüber ihre volle Zustimmung ansgesvrochen.Seine
alsbaldige Durchführung wird mit Rücksicht auf den
gegenwärtigen Verkehr, erst recht aber mit Rücksicht
auf den in Zukunft zu erwartenden Verkehr unter
Berücksichtigungder augenblicklichen unhaltbaren Stra-
ßenverhältnisse zwischen Köln und Düsseldorf für drin¬
gend erforderlich gehalten.

Soweit grundsätzlicheBedeuten gegenüber der Vor¬
lage geltend gemacht worden sind, Uegen sie einmal
ans finanziellem Gebiete. Es würbe 'bezweifelt,ob die
gegenwärtige Wirtschaftslage, insbesondere auch die
Lage auf dem Geldmarkt, die Verwendung derartig
erheblicher Mittel wie die Summe von l? Millionen
Reichsmark für Straßcnbauzwecke tunlich erscheinen
ließe. Weitere Bedenken wurden geltend gemacht mit
Rücksicht auf die Interessen der übrigen Provinzteilc.
Es wurde befürchtet, daß das vorliegende Projekt zu
einer Einschränkung der Aufwendungen der Provinz
für den Ausbau und die Unterhaltung der Provinzial-
straßen in den übrigen Provinziellen und derjenigen
Mittel führen werde, die die Provinz zur Unter¬
stützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues,besonders
auch in den letzten Jahren, in starten, Maße in den
wirtschaftlich zurückgebliebenen Teilen der Provinz



!2 72. Rheinischer ProvinMllandtag, 2, Sitzung am 3N. Dezember 1926,

aufgewandt hat. Eine dritte Art von grundsätzlichen
Bedenken wurde damit begründet, das; es nicht zweck-
maßig sei, derartine Autoinobilsonderstraßen zu bauen,
sondern daß es viel richtiger sei, die vorhandenen Pro-
vinzinlstraßen in der Weise auszugestalten, das; sie den
Erfordernissen des gewachsenen Verkehrs, insbesondere
also des AutomotMuerkehrs, dienlich seien.

Die finanziellen Bedenken wurden von dem Aus¬
schuß in seiner Mehrheit nicht für stichhaltig gehalten.
In Nebereinstimmung mit den Gutachten der Handels¬
kammern Köln, Düsseldorf und Duisburg war man
vielmehr der Auffassung, daß die Anzeichen, die für
die Besserung der Wirtschaftslage vorliegen, es ge¬
radezu erforderlich machen, Borsorge zu treffen, das;
der mit "weiterer Besserung der Wirtschaftslage mit
Sicherheit zu erwartende gesteigerte Verkehr auch die
notwendige Bahn vorfände. Es wurde aber auch mit
Recht darauf hingewiesen, daß aus sozialen Gründen
die Durchführung der Aufgabe im gegenwärtigen
Augenblickerforderlich sei, da sie ein Gebiet betrifft,
das mehr als alle anderen Teile der Provinz an Er¬
werbslosenzahlen aufweist.

Gegenüber den Befürchtungen, daß das vorliegende
Projekt zu einer Einschränkung der Provinzialaufwen-
dnngen für den Straßenbau in den übrigen Provinz¬
teilen führen könne, erklärte der Herr Landeshaupt¬
mann, daß er den Wegebau wünschen in den übrigen
Provinzteilen nach wie vor sympathischgegenüberstehe
uud daß die Durchführung des AutomovitbahUbaues
Köln—Düsseldorfnicht die Ursache für eine Einschrän¬
kung der Provinzialausgaben für Wegebau in den
anderen Gebieten sein werde.

Es ist nach dieser Richtung hin auch zu berücksich¬
tigen, baß die Vorlage nicht zu einer Belastung des
Provinzial-Hanshaltsplans führen soll, das; sie viel¬
mehr gerade zu einer Entlastung dienen wird, Weil
ohne die Durchführung dieser Straße erheblichhöhere
Aufwendungen für die Unterhaltung der bisherigen
Provinzialftraße zwischen Köln und Düsseldorf not¬
wendig sein werden, die aus der einen Seite erspart
werden, und daß auf der anderen Seite die Kosten,
die hier aufgewandt werden sollen, wie man mit einer
ziemlichen Wahrscheinlichkeiterwartet, aus den Ein¬
nahmen dieser Straße gedeckt werden können.

Auch die Rücksicht auf die beiden größten Städte
der Provinz, Köln nnd Düsseldorf, die ja letzten Endes
auch die Hauptsteuerzahler der Provinz sind, lassen
es dringend geboten erscheinen,dem besonders großen
Verkehrselend dieser Gebiete in vollem Maße Rech¬
nung zn tragen.

Die Ausschüsse gehen bei ihrer Zustimmung von
der Voraussetzung aus, die auch der Herr Landes¬
hauptmann betont hat, daß selbstverständlicheine Ein¬
schränkung der Aufwendungen für den Wegebau in
den anderen Provinzteilen infolge dieser Vorlage nicht
eintreten soll.

Die grundsätzlichenBedenken gegen die Errichtung
von Automobilsonderstraßen erscheinengleichfalls nicht

berechtigt, besonders nicht, wenn man sich die vor¬
liegendeVorlage ansieht. In Anbetracht der Verhält¬
nisse des Gebietes Mischen Köln und Düsseldorf würde
der Ausbau der vorhandenen Provinzialstraßen zu den
heutigen VerkchrsverMtnisseu entsprechenden Ver¬
kehrswegen infolge der sehr zahlreichen Umgehungs¬
straßen, die gebaut werden müßten, auch ganz
erhebliche Aufwendungen verursachen, die mehr als
die Hälfte der für die vorliegende Straße erforder¬
lichen Mittel betragen würden, ohne daß damit aber
mit Sicherheit behauptet werden Wnnte, daß das dann
Erreichte den erstrebten Zweck wirtlich voll erfülle»
könnte.

Es darf auch darauf hingewiesen werden, daß die
neu zu errichtende Straße ja nicht ein ausschließliches
Benutzungsmonopul für Kraftwagen haben soll, son¬
dern das; jeder, der in Zukunft nicht gewillt ist, die
Gebühren für die Benutzung dieser Sonderstraßc auf¬
zuwenden, nach wie vor in der Lage ist, ans den
Straßen des allgemeinen Verkehrs zu fahren, und zwar
voraussichtlich wesentlich besser und gefahrloser als
heute, weil diese Straße von einem großen Teil des
Verkehrs ganz sicher durch die neue Straße entlastet
wird.

Bei der Beratung der Einzelheiten der Vorlage
wurde zunächst die Frage aufgeworfen, ob es zweck¬
mäßig sei, für die Benutzung der Straße Abgaben zu
erheben. Die Bedenken, die bei einem Teil der Mit¬
glieder der Ausschüsse bestanden, müssen fallen gelassen
werden, da ohne eine Abgabenerhebung die Finanzie¬
rung der Straße eine Unmöglichkeitist und zu einer
Belastung des Provinzial-Hanshaltsplans für diese
eine Straße in einem Ausmaß führen müßte, das an¬
gesichts der Finanzlage der Provinz nicht verant¬
wortet werden könnte. Die Ausschüsse legen den größ¬
ten Wert darauf, zu betonen, daß das Recht der Ab-
gabenerhebnng geradezu die notwendige Voraussetzung
für die Inangriffnahme der Durchführung dieses
Planes ist und daß mit der Durchführung nur be¬
gonnen werden darf, wenn die nnwiderrufliche Er¬
teilung der Erlaubnis zur Erhebung der Abgaben
seitens der zuständigen Rechtsstellen vorher in bün¬
diger Form erzielt worden ist. Sie gehen dabei von
der Erwartung aus, daß die zuständigen Reichsstellen
auch nicht etwa die jetzt zu erteilende Erlaubnis in
Zukunft dadurch illusorisch machen, daß sie sie ent¬
weder widerrufen oder auf gesetzlichem Wege zurück¬
ziehen, ohne daß gleichzeitig der Provinz eine ent¬
sprechendeAbfindung hierfür gewährt wird.

Es wurden weitere Bedenken laut gegen die Durch¬
führung der Straße als Notstandsarbeit mit Mitteln
der Erwerbslosenfürsorge. Diese Bedenken verdichteten
sich zu einer Reihe von Anträgen, die seitens der Kom¬
munistischen Partei eingereicht worden sind und die
sich in Ihren Händen befinden. Die Abstandnahme
pon der vom ProvinFialausschuß vorgeschlagenen
Finanzierung mit Hilfe der produktiven Grwerbs-
losenM'sorge erscheint den Allsschüssennicht möglich,
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da nach den Erklärungen der Verwaltung nicht damit
zu rechnen ist, daß die zuständigen Zentralstellen die
Genehmigung zur Aufnahme derartiger Anleihen er¬
teilen werden, wenn ohne Gruud die Provinz auf die
Bereitstellung der Mittel der produktiven Erwerbs-
lusenfürsorgc verzichtet. Auch erscheint die in diesen
Anträgen vorgeschlagene Finanzierung dieser aufzu¬
nehmendenAnleihe mit Hilfe einer Erhöhung der vor¬
geschlagenenTarife nicht möglich, da nach der Auf¬
fassung sachverständigerKreise die vorgeschlagenenGe¬
bühren das Höchstmaßdessen darstellen, was dem Ver¬
kehr billigerweise zugemutet werden kann.

In den Anträgen der KommunistischenPartei wird
im einzelnen die Durchführung der Erdbewegungs-
und Straßenbefestigungsarbeiten in Regie der Pro¬
vinz verlangt. (3s wird eine Beschränkung der wöchent¬
lichen Arbeitszeit auf 42 Stunden gefordert. Es wird
eine Entlohnung für die 42stündige Arbeitszeit nach
dem Tarif für die volle Arbeitszeit verlangt, und end¬
lich, soweit die Tarife keine Wegegelder, Fahrgeld¬
erstattung, Auswärtszulagen und Montagespesen vor¬
sehen, die Gewährung von Wegegeldern und Fahr¬
geldern und außerdem eine Verpflegungszulage, soweit
sie für auswärtige Arbeiter erforderlich ist.

Ein weiterer Antrag verlangt, daß für diefe Zwecke
ein besondererBetrag von 5U0N0U Mark für die Unter¬
bringung und Verpflegung bereitgestelltwerden möge.
Ein letzter Antrag verlangt, daß die Ausschreibung
der Erdarbeiten unter Zugrundelegung von Leistungs¬
normen pro Arbeiter in bestimmter Höhe — und zwar
fünf Kubikmeter bei Sand, vier Kubikmeter bei Lehm
und drei Kubikmeter bei Kicsbodcn — erfolgen soll.

Die vereinigten Ausschüsse schlagen Ihnen vor, den
Antrag ber KommunistischenPartei, der sich auf die
Vornahme der Arbeiten in Regie der Provinz bezieht,
abzulehnen, die Anträge, die sich aus die Regelung
der Arbeitszeit, die Gewährung von besonderen Zu¬
lagen und die Festsetzungder Mindestarbeitsleistung,
die der Ausschreibung zugrunde zn legen ist, beziehen,
dem Provinzialausschuß zur Berichterstattung in der
nächsten Tagung zu überweifen.

Die Wirtschaftspartei hat im Gegensatz zu dem An¬
trag der Kommunistischen Partei, die Arbeiten in
eigener Regie der Provinz vorzunehmen, ihrerseits be¬
antragt, daß die Ausführung irgendwelcher Arbeiten
in eigener Regie nicht erfolgen dürfe. Die Ausfchüsse
sind der Auffassung, daß durch die Ihnen vorgeschla¬
gene Ablehnung des kommunistischenAntrages der
Antrag der Wirtschaftspartei als angenommen zu
nelten hat.

Es darf bei der Frage, ob die Arbeiten in eigener
Elegie vorzunehmen sind, nicht unberücksichtigtbleiben,
daß die Durchführung derartiger Arbeiten die Bereit¬
stellung einer großen Zahl von Spezialmaschinen wie
auch von spezialtechnischenKräften erfordert, die der
Provinzialverwnltung zur Zeit nicht zur Verfügung
stehen und deren Beschaffung für diesen besonderen

Zweck doch im finanziellen Interesse der Provinz recht
bedenklich erscheint. Aus diesen und anderen Gründen
sind die Ausschüsse"der Auffassung der Wirtschasts-
Partei beigetreten, die Arbeiten nicht in Regie der
Provinz vornehmen zu lassen.

Es wurde dann bei der Beratung der Einzelheiten
der Vorlage noch eine Reihe von Anregungen gegeben,
die zuni Teil technischer Natur sind und sich beispiels¬
weise auf die Breite !des Planums beziehen. Einer-
feits wurde geltend gemacht, daß die vorgesehene Breite
von vier Fahrbahnen für den Anfang zu groß fei.
Von anderer Seite wurde betont, es müsse Vorsorge
getroffen werden, daß für die zn erwartende Steige¬
rung des Verkehrs eine Erbreiterung der Straße mög¬
lich sei.

Seitens der Verwaltnng wurde zu der ersten An¬
regung einer Einschränkung des Planums darauf hin¬
gewiesen, daß eine Fahrbahn in der Breite von vier
Bahnen unbedingt notwendig sei nach den Erfahrun¬
gen, die man mit ähnlichen Straßen gemacht habe,
wenn man schon die heutigen Verkohrsverhältnisse auf
der Straße zugrunde lege, Eine Erbreiterung der
Straße oder etwa ein Erwerb des dafür erforderlichen
Geläudes, eine Gestaltung der Bauwerke für ein brei¬
teres Planum ist nach den Berechnungen der Ver¬
waltung nicht zu empfehlen, da, wenn man damit
rechnet, daß die VerkehrKzunahmeetwa in 15 Jahren
eine Erbreiterung notwendig macht, die Investierung
der jetzt schon notwendigen Kosten nicht ratsam er¬
scheint. Es wird jedoch insbesondere bei dem Grund¬
erwerb darauf Rücksicht genommen werden, daß nicht
etwa die spätere Erbreiterung der Straße durch die
Ausdehnung der Bebauung verhindert wird, und es
soll, soweit notwendig, in der Bauzone auch heute
schon bei dem Grundstückserwerb aus diese Erbreite¬
rung Rücksicht genommen werden.

Weitere Anregungen betrafen die Frage der Be¬
nutzung der Straße für die Verlegung von Kabeln,
Gasfernleitungen und ähnlichen!. Auch diese An¬
regung haben die Ausschüssedem Provinzialausschuß
für seine späteren Arbeiten als Anregungen über¬
wiesen.

Zuletzt beschäftigten sich die Ausschüsse mit der
Frage der Tarifgestaltung. Es wurde von vielen Seiten
nicht mit Unrecht darauf hingewiesen, daß die starre
Tarifgestaltung, die die Provinzialausschußborlage
vorsieht, erhebliche Bedenkeil habe, da es doch einen
Unterschied bedeute, ob man die Straße mit einem
schweren Personen- und Lastkraftwagen defahre oder
mit den: heute sich immer mehr einbürgernden Klein-
kraftwagcn oder üeichtlastwagen. Es würbe dem Pro¬
vinzialausschuß die Anregung mit auf den Weg ge¬
geben, bei der Tarifgestaltung diese Frage zu prüfen,
die voll den Ausschüssenin ihrer Mehrheit gebilligt
wurde.

Ich fasse bie Stellungnahme der Ausschüsse wie
folgt zusammen. Die Ausschüsse empfehlen Ihnen die
Vorlage des Pruvinzialausschusses, gehen dabei aber
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von der Voraussetzung aus, das; damit die Tätigkeit
des Prouinziallandtags und der Fachausschüsse bei der
Bearbeitung der vorliegenden Vorlage nicht ihr Ende
gesunden hat, 'sondern daß der Provinziallnndtug in
seiner nächsten Tagung, die ini März zu erwarten ist,
einem Bericht des Provinzialausschusses über den
Stand der Vorarbeiten entgegensieht,"der sich auch auf
die Vorlage eines genaueren Kostenplanes erstreckt, und
sie schlugenIhnen bor, zu dem Antrage, der in der
ProvinzlUlausschuß-Vorlage enthalten ist, einen ent¬
sprechendenZusatz zu machen, nach dem der Provin-
ziulausschuß verpflichtet wird, dem nächsten Provin-
ziullandtag einen Bericht über den Stand der Vor¬
arbeiten und eine Veranschlagung der Kosten vorzu¬
legen. Mit diesem Zusatz wird die Annahme der Vor¬
lage empfohlen.

In gleicher Weise schlagen die beiden Ausschüsse
Ihnen die Annahme des von der sozialdemotrutischen
Fraktion vorgelegten ausführlichen Antrages vor, der
sich mit dem Problem der Arbeitsbeschaffung besaßt
und der gestern Uon dem Herrn Präsidenten zur Ver¬
lesung gebracht worden ist.

Ich habe noch mitzuteilen, daß «die Zustimmung der
beiden Ausschüsse zu der Vorlage selbst mit allen gegen
vier Stimmen erfolgt ist.

Vorsitzender Dr. Iarres.' Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Ereutz.

Abgeordneter Dr. Ereutz: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Im wesentlichenhat ja der Herr
Berichterstatter Ihnen schon die notwendigen Auf¬
schlüssegegeben; ich kann mich deshalb im allgemeinen
kurz fassen.

Es ist grundsätzlichaußerordentlich erfreulich, daß
die Provinzialverwaltung diese Vorlage eingebracht
hat. Sie zeigt uns, daß das allgemeine Bestreben bei
den Behörden und den Selbstverwaltungstüiper-
schllften,dem modernsten Fahrzeug eine Entwicklung
zu sichern,auch für den wirtschaftlichenVerkehr mehr
und mehr Fuß faßt. Ich glaube, wir tonnen in der
Rheinprovinz mit Stolz sagen, daß sowohl die staat¬
lichen Behörden wie auch die sonstigen Körperschaften
in der Weiterentwicklung des Automobils als Ver¬
kehrsfahrzeug vorbildlich vorangehen. Es ist von be¬
sonderer Bedeutung, wenn man berücksichtigt, wie die
Verhältniszahlen des Gebrauchs des Kraftwagens im
Auslande und im Inlande liegen. Sie haben in der
Denkschrift gesehen, daß in Deutschland immer noch
auf über 20N Personen ein Kraftwagen kommt, wäh¬
rend in Frankreich und England, in Ländern, in denen
die wirtschaftlichen Voraussehungen ähnlich sind wie
bei uns, man auf 50, 60 bis 70 Personen einen Kraft¬
wagen rechnet. Wenn wir uns der von maßgebenden
Kreisen ausgesprochenen Erwartung anschließen, daß
der wirtschaftlicheWiederaufstieg in Deutschland wei¬
tere Fortschritte macht, dann müssen wir auch mit Be¬
stimmtheit damit rechnen, daß das Kraftfahrzeug in
einer Weise bei uns weiteren Eingang findet, die uns

in wenigen Jahren zu ähnlichen Verhältniszahlen
führt, wie sie das benachbarte Ausland ausweist, ja,
daß wir vielleicht in dieser Hinsicht noch vorbildlich
werden und daß einmal zur Wahrheit wird, was ich
in meinen letzten Ausführungen, die ich anläßlich der
Vorluge über den Bau des Nürburg-Rings hier
machte, sagte, daß das Auto als Beförderungsmittel
auch einmal das Gemeingut des Arbeiters werden
wird. (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Die brauchen erst einmal etwas zum Essen!) Die Vor¬
aussetzungen, die eine derartige Entwicklung ermög¬
lichen, scheinenmir auch bezüglichder Leistungen un¬
serer Automobilindustrie in jeder Weise gegeben zu
sein. Wer Gelegenheit hatte, in diesem Jahr in Berlin
'die Automobilausstellung zu besuchen, konnte den Ein¬
druck gewinnen, daß seitens unserer Automobilindu¬
strie die grüßten Anstrengungen gemachtwerden, den
einheimischenMarkt zu bedienen und — das wollen
wir besonders hoffen — darüber hinaus auch im Aus¬
lande Fuß zu fassen. Wir werden in kurzer Zeit —
und sind es eigentlich jetzt schon — in der Lage sein,
sowohl Personenwagen als auch Krafträder zu Preisen
M bekommen,die es jedem möglich machen, sich ein
Kraftfahrzeug zu halten. Also auch von diesem Ge¬
sichtspunkte aus ist es durchaus gerechtfertigt, mit
einer stärkeren Entwicklung des Automobilvertehrs zu
rechnen und eine Anlage zu schaffen,die die stärksten
Verkehrszentren Köln und Düsseldorf in vorbildlicher
Weise miteinander verbindet. (Zuruf eines kommu¬
nistischenAbgeordneten: Das ist nur für die Profit¬
macher !)

Meine Damen und Herren! Es ist vielfach erwähnt
worden, daß 'das Projekt einer Autostraße — ich sage
ausdrücklich,Autostraße, denn das genügt ja, warum
brauchen wir >da dus Wort Bahn noch dazwischen zu
schalten? — vielleicht die Pläne stören könnte, die sei¬
tens gewisser Kreise für die großzügige Erschließung
ganz Deutschlands durch Autostraßen gefaßt sind. Ich
glaube, daß es verfehlt ist, unser Projett mit diesen
Plänen, über die wir ja hier nicht weiter zu befinden
huben, in irgendeiner Weise in Verbindung zu bringen.
Meine Damen und Herren! Vor 80 Jahren ist auch
einmal die erste Eisenbahn entstanden; sie wurde von
Fürth nach Nürnberg gebaut. So kann auch einmal
die erste Autostraße entstehen; sie wird von Köln nach
Düsseldorf gebaut. Das schließtnicht aus, daß, genau
wie bei der Eisenbahn, später ein entsprechendesNetz,
falls es notwendig ist, entstehen kann.

Darüber hinaus würden wir auch die Vertretung
des Gedankens begrüßen, recht bald in weitere Er¬
wägungen über die Verlängerung der Straße nach
Duisburg und Essen einzutreten. Dadurch würde der
Straße ein Gepräge gegeben, daß sie ganz besonders
für die Verbindung zwischen Köln und dem Ruhrgebiet
geeignet erscheinen läßt.

Sonst wäre zu der Notwendigkeit dieser Anlage
nichts Besonderes mehr zu sagen, da der Herr Bericht¬
erstatter ja die Einzelheiten vorgetragen hat.
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Seitens unserer Fraktion wird aber Wert darauf
gelegt, daß zum Ausbau der Straße Erwerbslose heran¬
gezogen werde«. Gerade diese Zeit, in der es leider
noch immer soviel Erwerbslosigkeit gibt, ist wie keine
andere geeignet, die Erwerbslosen zur Durchführung
eines derartigen Bauprojekts zu vereinigen.

Selbstverständlich wünschen wir, daß den Erwerbs¬
losen in jeder Weise eine anständige Lebenshaltung
ermöglicht wirb und daß alles das berücksichtigt wird,
was man mit Rücksicht auf den Arbeiter als Selbst¬
verständlichkeit verlangen muß, (Zurufe links.)

Wir haben es abgelehnt, die Arbeiten in eigener
Regie der Provinz ausführen zu lassen. Die eigene
Regie würde für die Provinz eine ganz außerordent¬
lich starke Belastung insofern bedeuten, als ein ganzer
Stab von Baubeamten und Bauführern angestellt
werden müßte, als eine große AnFahl von Maschinen
beschafft werden müßte und bergl. mehr. Darüber
hinaus haben wir auch gerade im Rheinland ein so
leistungsfähiges Tiefbauunternehmertum, daß es durch¬
aus verfehlt wäre, dem Gedanken, in eigener Regie zu
arbeiten, in diesem Zusammenhange naherzutreten.

Meine Damen und Herren! Die Anlage an sich
ist etwas Neuartiges, Wir haben in Deutschland eine
derartige Anlage wie bie geplante noch nicht. Die ein¬
zigen Anlagen, bie vergleichsweise herangezogen wer¬
den könnten, sind die Autostraße in Oberitalien, ins¬
besondere zu den oberitalienischen Seen. Die dort ge¬
machten Erfahrungen werden zweifellos auch der Pro-
vinzilllverwaltung für den Bau unserer Straße von
llroßem Wert sein. Diese Neuartigkeit der Anlage be¬
dingt es, daß ein Rentabilitätsplan in ber scharf um-
risseuen Form, wie er bei Unternehmungen, bezüglich
deren man schon Erfahrungen hat, möglich ist, nicht
aufgestellt werden können, sondern daß sehr viel auf
Schätzungen abgestellt ist. Immerhin kann man sagen,
daß es hoffentlich möglich sein wird, die Abgabe, die
auf der Straße »leider nun einmal erhoben werben
muß, verhältnismäßig gering zu halten. Es ist durch¬
aus 'verständlich, wenn das Bestreben der Autosport-
uerbände, die sich ja auch in sehr dankenswerter Weise
eingehend mit den Automobilveritehrsfragen beschäfti-
uen, dahin geht, bie Straße möglichst abgavefrei zur
Benutzung zu erhalten. Aber anderseits ist es auch
klar, daß, wenn der Bau dieser Straße mit der Frage
der Abg«benerhebung steht oder fällt, auch alle diese
Kreise, die ich personlich sehr gut keune, zweifellos es
vorziehen werden, eine mit leichten Abgaben belastete
uute Straße benutzen zu können, als gar keine ent¬
sprechende Anlage zu haben. Außerdem ist ja die Be¬
nutzung der alten Provinzialstraße nicht ausgeschlossen.
Wer glaubt, daß er die poar Pfennige nicht ausgeben
l"nn, kann sie ja auch noch immer benutzen. Ich bin
aber fest überzeugt, daß von der alten Provinzialstraße
nur in ganz geringem Mnße noch Gebrauch gemacht
werden wird.

Die Einnahmen sind so kalkuliert, daß man etwa die
gesamte Verzinsung und Tilgung aus der Abgaben¬

erhebung glaubt aufbringen zu können. Ich mache dar¬
auf aufmerksam, daß darüber hinaus noch ganz erheb¬
liche weitere Einnahmequellen vorhanden sind. Ins¬
besondere werden im Zusammenhang mit dieser An¬
lage Tankstellen, Wirtschaften und dergleichen ent¬
stehen, bie Pachtzinspflichtig sinb. Wesentlich ist auch die
Ausnutzung der Reklame, die immerhin in geschmack¬
vollen! Rahmen gehalten werden, aber trotzdem sehr
zugkräftig sein kann, Sie tun damit der engeren Hei¬
mat überhaupt einen großen Gefallen, da wir dann
zum Beispiel bie Retlame ausrufen können: Deutsche,
lauft beutsche Kraftwagen! oder: Deutsche, trinkt deut¬
schen Wein! (Unruhe links.)

Darüber hinaus ist dann noch die Möglichkeit vor¬
handen, die Straße zur Verlegung von Kabeln und
dergleichen zu benutze» und auf diese Weise auch Ein¬
nahmequellen zu erschließen und ben technischen Be¬
trieb zu vereinfachen. Auf der anderen Seite muß
natürlich noch an bie Unterhaltungskosten und an den
Netrieb gedacht werden. Aber auch die werden sich in
Grenzen halten lassen tonnen, daß wir hoffen, daß bie
Abgabe möglichst gering bleiben kann.

Auf die technische Seite einzugehen, würde viel zu
weit führen. In den Ausschußsitzungen >ist wiederholt
die eine oder andere technische Frage angeschnitten
worden; sie wird ja ihre Erledigung bei ben Sach¬
verständigen finden. Wesentlich ist lediglich, daß man
für den Schnellverkehr nach den Erfahrungen eine
möglichst rauhe Oberfläche sicherstellt. Es ist dabei zu
beachten, daß je nach der Wahl bes Oberflächenbehalid-
lungsverfahrens sich auch die Kosten ganz erheblich ver¬
schieben können. Ich glaube aber, daß in der Hinsicht
das beste Verfahren gerade gut genug ist.

Des weiteren möge Bebacht darauf genommen
werden, wie sich die Anschlüsse in den beiben Städten
gestalten, damit man nachher nicht enttäuscht von der
guten Autostraße in allzu enge Verkehrsstraßen der
Städte geleitet wird.

Bezüglich der Breite ist der Wunsch aufgetaucht, die
Straße noch breiter als 14 Meter Fahrbahn gebaut zu
sehen. Ich kann der Prüfung dieses Wunsches grund¬
sätzlich nur zustimmen. Insbesondere möchte ich die
Provinzialverwaltung bitten, auf unsere zahlreichen
Motorradfahrer Rücksicht zu nehmen, bie doch auch die
Straße benutzen sollen und die eigentlich ihre geson¬
derte Fahrbahn haben müßten. Es muß zum mindesten
versucht werden, sie ohne Gefährdung in den Betrieb
der Autostraße einzurangieren.

Das wären im wesentlichen die grundsätzlichen tech¬
nischen Ausführungen, die in diesem Zusammenhang
zu machen wären. Es ist die Befürchtung laut gewor¬
ben, daß die Mittel der Provinz durch die Anlage der
Straße in einer Weise beansprucht werden, daß da¬
durch andere Straßenbauprojekte nicht zur Ausfüh¬
rung kommen. Aber anderseits konnte seitens ber
Provinzialvevwaltung festgestellt werden — und diese
Feststellung wurde als richtig erkannt —, daß erstens
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her Bau der Autostraße den Provinzialetat nicht be¬
lastet und zweitens, wenn die Straße nicht gebaut
würde, die Ausgaben für Umgehungsstraßen, die un¬
bedingt notwendig wären, bedeutend größer wären als
die eben den Etat gar nicht belastendeAutostraße.

Es ist darüber hinaus auch die Befürchtung auf¬
getreten, daß durch die Inanspruchnahme der Mittel
der Provinz insbesondere in den ländlichen Teilen der
Rheinprovinz der Straßenbau in irgendeiner Weise
leiden tonnte. Es ist hier mit allem Nachdruck darauf
hinzuweisen, daß tatsächlichin weiten Kreisen der Be¬
völkerung die Meinung vorherrscht, als ob in den
ländlichen Teilen der Provinz der Straßenbau nicht
in dem Umfange gefördert würde wie in den Teilen
der Provinz, die enger besiedeltfind. Wenn wir uns
auch grundsätzlichdarüber einig sind, daß die Provinz
ihr möglichstes tut und in vorbildlicher Weise ihr
Straßennetz in Ordnung hält, so wäre es doch wün¬
schenswert, wenn manche berechtigte Wünsche, ins¬
besondere aus dem südlichen Teile der Rheinprovinz,
in nächster Zeit ihre Erfüllung finden könnten. Daß
das natürlich bei der Beschränktheit der Mittel der
Provinz nicht alles auf einmal geschehen kann, ist zu
verstehen. Aber wir bitten, doch gerade diese ländlichen
Wünschein den Vordergrund des Interesses zu stellen.

Es ist ja sonst mit Freude und Genugtuung festzu¬
stellen, daß seitens der Provinzialverwaltung für die
Erleichterung des Verkehrs das Möglichstegetan wird.
Hoffen wir, daß dasselbe sich auch durch die Maß¬
nahmen der Polizeibehörden in weiteren. Umfange
ermöglichenläßt und daß z. B. ini nächsten Jahre ver-
lehrshemmende Maßnahmen, wie die Sonntagssperrc
der Ahrtalftraße und ähnliche Sachen, wegfallen.

Ich möchte zum Schluß noch bemerken, daß wir das
Vertrauen haben, daß der Proviuzialausschuß in seinen
nächsten Sitzungen für die weitere Ausgestaltung der
Vorarbeiten das fördern und schaffen wird, was not¬
wendig ist, und daß wir demgemäß in der nächsten
Tagung des Provinziallandtags, also voraussichtlichim
März, dann des weiteren hören werden, wie die Vor¬
arbeiten sich im einzelnen entwickelthaben.

Im übrigen schließen wir uns den Anträgen des
Herrn Berichterstatters an.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid.

AbgeordneterDr, Hartmann, Remscheid:Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Arbeits¬
gemeinschaftbegrüßt mit Freuden das Vorhaben der
Provinzialverwaltung, die Straße zu verbessern und
sie dem wirtschaftlichenVerkehr anzupassen. Wir sind
davon überzeugt, baß die heutige Vorlage nur einen
Vorläufer bedeutet und daß tatsächlichnoch wesentlich
größere Aufgaben auf diesem Gebiete für die Rhein-
Provinz zu lösen sind. Wir legen auch Wert darauf,
daß Kie Nheinprovinz, die in wirtschaftlicher Bedeu¬
tung in unserem Vaterlande an der Spitze steht, in den
Verlehrsfragen vorbildlich ist und bleibt. (Abgeord¬
neter Krawinlel: Brauol)

Wir haben eingehend die Frage geprüft, ob gerade
diese Autostraße, die mit soviel Kosten verbunden ist,
eine dringende Notwendigkeit darstellt oder nicht, und
wir sind bei der Prüfung zu einer Bejahung dieser
Frage gekommen. Wir haben einsehen müssen, daß der
Verkehr zwischenKöln und Düsseldorf auf der alten
Straße bei den heutigen Verhältnissen sich nicht gefahr¬
los nick reibungslos bewältigen läßt. Daher trat die
Frage auf: Kann eine Verbesserung eintreten, indem
man die alte Strecke ausbaut unter Umgehung der ein¬
zelnen Gefahreupunlte, oder muß eine besondere Auto¬
straße angelegt werden? Zwei Gründe haben uns zur
Verneinung der Frage des Ausbaues der alten Strecke
geführt: Einmal wird tatsächlichdie Belastuug durch
den Ausbau der alten Straße für den Provinzialetat
höher sein als durch den Bau der Autostraße. Demi
mit dem Ausbau der alten Straße läßt sich eine Ab¬
gabe nicht verbinden, die doch hier beidiesem Projekt
die Haupteinnahmequelle darstellt. Zum anderen sind
wir der Auffassung, daß gerade auf dieser Strecke es
nur ein halbes Wert würde, wenn man die alte
Straße ausbauen würde, weil doch ein großer Teil
der Gefahrenpunkte bestehen bliebe. Aus diesen Grün¬
den haben wir uns auch schlüssig machenkönnen, dieser
besonderen Autostraße zuzustimmen.

Damit soll aber keineswegserklärt werden, daß wir
generell der Auffassung sind, daß besondere Autostraßen
angelegt werden müssen, sondern wir betrachten diese
Autostraße als eine Ausnahme gerade in diesem ver-
tehrsreichen Teil der Provinz. Es verbietet sich ohne
weiteres der Gedanke, allgemein Autostraßen einzu¬
führen, weil die Abgabepflicht,die man hier konstruiert,
auf keinen Fall allgemein eingeführt werden tonnte,
ohne tatsächlich eine starke Hemmuug für den Auto¬
verkehr und unsere Autoindustrie zu bringen.

Die Rentabilität, die sicherlich im Vordergruude der
Erörterung stand, haben wir nach der Aufforderung
des Herrn Landeshauptmanns mit großer Nüchtern¬
heit geprüft. Wir sind überzeugt davon, daß sowohl
in der Provinzialverwaltung als auch iu dem Aus¬
schuß recht viele Mitglieder einen starten Optimismus
zutage treten ließen. Darüber läßt sich streiten. Wir
können aber auf leinen Fall mit Aufgaben zurück¬
bleiben, die tatsächlich unmittelbar zur Hebung der
Wirtschaft dienen. Wir möchtenauch lein Zukunftsbild
malen, wie es vielfach geschehen ist; ich glaube, das ist
zwecklos. Alle diejenigen, die mit offenen Augen die
letzten Jahre durchlebt haben, werden mir darin bei¬
pflichten, daß man recht viel in Deutschland prophezeit
hat, was nachher nicht eingetroffen ist. (Abgeordneter
Krawintel: Sehr wahr!) Wir wollen aber hoffen, daß
der Optimismus berechtigt ist, und wir erklären auch,
daß wir schafsensfreudigund zulunftsfroh an alle die
Aufgaben gehen, von denen wir uns eine Verbesserung
der wirtschaftlichen Verhältnisse versprechen.

Meine Damen nnd Herren! Für uns sind aller¬
dings, wie dies in der Vorlage schon zum Ausdruck
gekommen ist, zwei Voraussetzungen unbedingt zu er-
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füllen: einmal, daß die ganzen Arbeiten als Notstands¬
arbeiten im Wege der produktiven Erwerbslosen-
fürsorge gemachtwerden. Meine Damen und Herren!
Wir haben es notwendig, im Rheinlande, das eine so
große ZM von Arbeitslosen aufweist, neben dem

das leider Gottes
die Rheinprovinz sehr stiefmütterlich behandelt, auch
unsererseits durch die Kommuualverbände und auch
durch die Provinzialverwaltung mitzuhelfen, eine Be¬
schäftigung für das großeHeer der Arbeitslosen zu suchen.
Wir werden auch aus einem andere» Grunde an dieser
Voraussetzung festhalten,aus dem finanziellen Grunde,
weil wir nur durch das verbilligte Geld, das uns Reich
und Staat zu dem Zweck geben, eine Rentabilität
möglich machen können.

Wir treten in diesem Falle auch für die Abgabe ein,
»Nissen allerdings den Vorbehalt machen, daß nicht das
starre System, wie es in der Vorlage zum Ausdruck
gekommen ist, beibehalten wirb. (Abgeordneter Kra-
wintel: Sehr richtig!) Es ist vielmehr unbedingt not¬
wendig, eine starke Differenzierung eintreten zu lassen.
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr richtig!) Das ist um
so notwendiger, als wir die Autostraße doch nicht allein
der Sicherheit wegen schaffen,sondern auch, um den
Autoverkehr zu heben und unsere Autoindustrie zu
fördern. (Sehr gut! rechts.) Das würden wir nicht
lun, wenn wir durch allzu hohe und ungerechte Ab¬
Laben auf dieser Strecke eine Erschwernis für den Ver¬
kehr eintreten ließen. Deshalb treten wir dafür ein,
daß diese Tarisierung vor dem nächsten Etat, wo auch
die übrigen Einzelheiten beraten werden, gleichzeitig
von den Kominissionenvorberaten und festgelegtwird.

Es ist dann bei der Rentabilitätsfrage auch noch der
Gedanke aufgetreten, ob es nicht zweckmäßigwäre,
die beteiligten Städte, insbesondere Köln und Düssel-
borf, zu den Kosten heranzuziehen. Die Vorteile, die
diesem Teil unserer Provinz erwachsen,sind zweifellos
groß. Wenn auch der Verkehr mittelbar der gesamten
Nheinprovinz zugute kommt, so ist er doch in erster
Linie auf das Habenkonto der beteiligten Städte zu
setzen. (Sehr richtig! rechts.) Es ist auch nicht zu ver¬
kennen, daß weitere große Vorteile für die beteiligten
Gemeinden dabei herausspringen, Vorteile, die darin
bestehen, daß eine gewaltige Entlastung von den Kosten
der Erwerbslosenfürforge für diese Gemeinden ein¬
tritt, während andere Landesteile der Provinz diesen
Vorzug nicht genießen. Wir haben aber grundsätzlich
von einer Heranziehung der beteiligten Gemeinden «b-
aesehen. Diese grundsätzlicheStellungnahme liegt darin
begründet, daß wir von der Provinzialverwaltung er¬
warten, daß auch bei größeren sonstigen Arbeiten
innerhalb der Provinz zur Verbesserung des Verkehrs
bie Kreise und Gemeinden, die dann einmal den Vor¬
zug genießen werden, auch nicht zu den Kosten heran¬
geholt werden (Sehr richtig! rechts), sondern daß ihnen
bann auch die Erleichterungen gegeben werden, die in
biesem Fülle den Städten gegebenwerden, die sicherlich

steuerträftiger sind als sehr viele andere Kreise und
Gemeinden.

Meine Damen und Herren! Wir haben auch schon
im Ausschuß betont, daß es der allgemeinen Öffent¬
lichkeit gegenüber notwendig ist, darauf hinzuweisen,
daß unter diesem Vorhaben keineswegs die übrigen
Teile unserer Rheinprovinz leiden. Wir möchten aus¬
drücklich betonen, daß der Herr Landeshauptmann uns
diese Erklärung gegeben hat.

Ich will nicht hier die Sonderwünsche aufzählen,
die dringlich und auch berechtigt sind. Aber ich glaube
es doch notwendig zu haben, einen Vorschlag zu
machen, den ich mir gestern auch schon im Ausschuß
zu machen gestattet habe: Nach meinem Dafürhalten
ist gerade so notwendig, wie man die Autostraße
zwischenKöln und Düsseldorf schafft, nunmehr dafür
zu sorgen, daß in unserer ganzen Provinz die schlimm¬
sten Gefahrenpunlte beseitigt werden, die darin be¬
stehen, daß die Stuatsbahnüberqueruugen und Ueber-
brückungenfür den Autoverkehr unhaltbar sind. (Zu¬
stimmung.) Ueberall in der gesamten Provinz erleben
wir es, daß diese Ueberkreuzungen und Ueberguerun-
geu geradezu in einem rechten Winkel zur Provinzial-
straße stehen, baß sie nicht nur drohende Gefahren-
Punkte sind, fondern daß sie tatsächlich schon in der
Vergangenheit viele Menschenleben gefordert haben.
Ueber die rechtlicheLage will ich hier Nicht sprechen.
Ich hoffe, daß es der Provinzialverwaltung möglich ist,
unter Heranziehung der Staatsbahn da bald Remedur
zu schaffen,und zwar möglichstgründlich, damit man
demnächstwirtlich ohne Gefahr über die Stantsbahn
hinwegkommt. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Bezüglich der beson¬
deren Anträge der Kommunisten müssen wir erklären,
daß wir Wert darauf legen, daß diese Erwerbslosen-
arbeiten nicht in eigener Regie ausgeführt werden.
(Abgeordneter Krawiniel: Sehr richtig!) Wir haben
in unseren Gemeinden sehr viel die Erfahrung gemacht,
daß derartige Arbeiten in eigener Regie unwirtschaft¬
lich sind und daß diese Wirtschaftlichkeittatsächlich erst
durch die Beteiligung der Unternehmer und der Fach¬
kräfte, die ihnen zur Seite stehen, gegeben wird. (Zu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordneten: Antreiber¬
system!)Das sind keine Antreiber. (AntiWortdes kom¬
munistischenAbgeordneten: Haben Sie eine Ahnung!)
Wir haben die Erfährung gemacht,daß auch im Inter¬
esse der Notstandsarbeiter diese Arbeiten so am besten
und reibungslos zu fördern sind, (Sehr richtig!)

Wir möchten auch das eine betonen, was schon in
der Erklärung der Sozialdemokratischen Partei zum
Ausdruckkommt,daß notleidend nicht nur die Arbeits¬
losen sind, sondern daß auch unser Mittelstand und ein
großer Teil unserer Unternehmer unter der wirtschaft¬
lichen Depression so leiden, daß wir die Verpflichtung
haben, sie nicht ohne weiteres auszuschalten, (Sehr
richtig! rechts,)

Meine Damen und Herren! Die Arbeitsgemein¬
schaft ist infolgedessen zu der Entschließung gekommen:

2
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„Fraktion stimmt grundsätzlich dem Antrage des
Provinzialausschusses über den Bau einer Auto¬
straße Köln—Düssedlorfzu, unter der Voraussetzung,
daßdie Mittel, die in der Vorlage vorgesehen sind,
aus der produktiveil Erwerbslosenfürsorge geholt
werben und die Erhebung von Abgaben rechtlich und
faktisch gesichertwird."
Dabei müssen wir die besondere Betonung darauf

legen, daß »die rechtlicheMöglichkeit auch auf Jahre
hinaus gesichert wird. Bezüglich der Art der Ausfüh¬
rung der Arbeiten sowohl wie des Tarifs wird bei der
Etatsberatung eine Vorlage erwartet, auf Grund deren
dem PiovinzialauSschuß Richtlinien für den Bau ge¬
geben werden können.

Aus den verschiedenstenLandesteilen liegen zahl¬
reiche Wünscheund Anregungen für Verkehrsverbesse¬
rungen bor, fo daß es notwendig erscheint, den Herrn
Landeshauptmann zu bitten, eine Erklärung darüber
abzugeben, daß die Belange der übrigen Landesteile
nicht vernachlässigtzu werden brauchen und daß es vor
allen Dingen auch in der Zukunft so sein wird, daß die
Provinzialverwaltung weitere Gemeindestraßen da,
wo es erforderlich ist, wieder in eigene Unterhaltung
übernimmt. (Bravo! rechts.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter März.

Abgeordneter Marx: Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wir Haben uns bei Prüfung dieses Vau-
projetts von zwei Gesichtspuinten leiten lassen, erstens
von verlehrspolitischen und zweitens von arbecks-
mavltpolitlschen. Wir sind zu der Auffassung gelangt,
baß wir diese Vorlage der Provinzialverwaltung nur
begrüßen können, vertehrspolitisch aus Kein Grunde,
weil nach unserer Auffassung allzu lange mit dem
Ausbau solcher Handel, Verkehr und Industrie för¬
dernden Straßen gezögert wurde. In einem Lande,
in deni sich der Automobilismus entwickeln soll, in
einem Lande, in dem der Automobilverlehr gesteigert
werden niuß und soll, sind zunächst die Grundlagen
dafür zu schaffen, d. h. man hat unverzüglich an den
Ausbau und Neubau solcher Straßen heranzugehen.
Wir müssen uns bei dieser Gelegenheit allen Ernstes
frageil, ob nicht auf dem Gebiete des Wege- und
Straßenbaues mehr hätte getan werden können. Man
wird mir — davon bin ich überzeugt — darauf ant¬
worten: Nein, es hat nicht mehr getan werden können;
aber es hätte mehr getan werden müssen, es fehlten
uns leider die Mittel dazu. Diese Antwort haben wir
bei allen unseren Tagungen seitens der Provinzial-
verwaltung gehört. Meine Damen und Herren! Wir
wollen heute nicht darüber rechten, ob das erstere zu¬
trifft. Die Hauptsache für uns ist, festzustellen,daß
wir uns alle darüber einig sind, daß auf dem Gebiete
des Straßen- und Wegebaues mehr getan werden muß,
wenn nicht letzten Endes weit größere Mittel für den
Ausbau und die Wiederinstandsetzungder Wege und
Straßen der Provinzialverwaltung aufgewendet werden
müssen. Wenn wir uns aber darin einig sind, daß

unser Verkehrsnetz den heutigen wirtschaftlichen und
bevölkerungspolitischenBelangen angepaßt und aus¬
gebaut werden soll und muß, dann ist es schon not¬
wendig, bei dieser Beratung die Gelegenheit zu be¬
nutze», auch auf andere berechtigte Forderungen der
Kreise und Gemeinden hinzuweisen. Es soll mir fern
liegen, irgendwie all die Wünsche,die uns im Laufe
der Jahre beschäftigthaben, und all die Forderungen,
die die Gemeinden und Kreise an die Provinzial-
Verwaltung und die einzelnen Ausschüsse gerichtet
haben, heute aufzuzählen. Aber es sei mir doch ge¬
stattet, einzelne berechtigte Forderungen, die in der
Provinzialverwaltuug sowie auch iu den einzelnen
Ausschüssen wiederholt erörtert worden sind, heute
hier anzuführen.

Zunächst will ich auf Kublenz-Stadt uerweisen. Da
ist vor allen Dingen seit langer Zeit die Forderung
erhoben worden, die Schienen- und Weichenübergänge
bei der Pruvinzialstraße von Kublenz nach Bingen zu
beseitigen. Es stellt sich immer mehr und mehr her¬
aus, daß dies eiu Verkehrshindernis im wahrsten
Sinne des Wortes ist. Eine Reihe von Unglücksfällen
ist schon vorgekommen, und totsicher werden bei der
Steigerung des Verkehrs sich die Unglücksfällemehren.
Ich glaube nicht annehmen zu tonnen, daß die Beseiti¬
gung dieses Hindernisses allzu viel Kosten verursachen
würde.

Koblenz-Land hat seit langem die Forderung er¬
huben, eine Umgehungsstraße über die Pfaffendorfer
Höhe nach Niederlahnstein zu bauen. Dadurch würde
die starl belastetePruvinzialstraße uun Ehrenbreitstein
nach Niederlllhnstein wesentlich entlastet und gleich¬
zeitig — was von unschätzbaremWert ist — Bau- und
Siedlungsland erschlosseil. Darüber ist sich die Pru-
vinzilllverwaltung vollständig im 'klaren. Allerdings
hat man noch keinerlei Anstalten getroffen, an dieses
Projekt heranzugehen.

Die Verlegung der Pruvinzialstraße Koblenz—
Boppnrd—Bingen, die schon 1924 landespolizeilich ge¬
nehmigt wurden ist, ist bis heute noch nicht in Angriff
genommen. Die Straße ist fu stark belastet, daß die
anliegenden Gemeinden durch das Fernbleiben des
Fremdenverkehrs buchstäblichruiniert werden. Auch
darüber diiufte, des bin ich gewiß, die Provinzial¬
verwaltung unterrichtet sein.

Im Kreise Ahrweiler — meine sehr verehrten
Damen und Herren, ich führe nur Projekte an, das
habe ich ausdrücklicherwähnt, die unbedingt der Ab¬
hilfe bedürseu — wurde im Oktober 1925 mit dem Ban
einer neuen Straße zur Erschließung der Eifel und
zur Entlastung der Rhein- und Ahrstrnße begonnen.
Die Straße ist zum Teil in Angriff genommen worden.
Die in Frage kommenden Gemeinden sind aber nicht
in der Lage, diese Straße weiter auszubauen, weil
ihnen die Darlehen verweigert werden. Nun gebe ich
zu, die Provinzialverwaltung als solche hat damit
wenig oder gar nichts zu tun. Aber der Provinzial¬
verwaltuug mühte es obliegen, auch da nach dem
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Rechten zu soheu und mindestens den Kreisen und Ge¬
meinden behilflichzu sein, daß sie zur Erlangung der
notwendigen Darlehen kommen, damit die nicht fertig¬
gestellte Straße, die heute zu einem großen Verkehrs¬
hindernis geworden ist, endlich fertiggestellt und der
bei dem Beginn des Baues verfolgte Zweck erreicht
wird.

Im Kreise Aeriilastel handelt es sich um den Bau
einer Verlängerungsstraße Uon Bruchweiler über Stipp¬
hausen, Raunen nach Gmünden. Das ist gleichfalls
eine Forderung, die seit langer Zeit erhoben wird.

Weiter haben wir uns bereits über die alte Pro-
vinzialstruße unterhalten, die nach Wissen an der Sieg
fuhrt. Diese Provinzialstraße wird bis Au der Sieg
entlang geführt und von Au macht sie einen ungeheu¬
ren Umweg, um nach Wissen zu kommen. Darüber
ist sich m. E. ganz bestimmt auch die Provinzial-
veiwaltung klar, daß dieser Zustand auf die Dauer
nicht tragbar ist, und zwar auf Grund des gesteigerte»
Automobilverlehrs auch auf dieser Strecke.

Ob die Umgehungsstraße in Bonn-Land vei Hersel
auf die Dauer ausreichend ist, möchte ich für meine
Person stark bezweifeln, ist doch gerade diese Straße
die belebteste und verkehrsreichste,,die es überhaupt
üiut, weit verkehrsreicherals die Straße uon Köln nach
Düsseldorf. Dies wird ja uon feiten der Provinzial-
verwaltung und auch von der Preußischeil Staats¬
legierung rundweg anertannt. Bedenken wir, daß
diese Straße von Köln nach Bonn durch eine Reihe
mdustriereicher Gemeinden führt — ich erinnere nur
"n den industriereichen Ort Wesseling —, wo die
Straßen für den Automobilvevkehr derartig eng und
mit Gefahren verbuuden sind, daß es im Laufe der
Zeit jedenfalls soweit kommenwird, daß auch für diese
Orte gewisse Umgehungsstraßen gebaut werden müssen,

Aachen — damit haben wir uns auch schon wieder¬
holt befaßt — fordert seit geraumer Zeit eine andere
Linienführung der Provinzialstraße Aachen—Köln
sowie Aachen—Düsseldorf. Es ist der Pruvinzial-
verwaltung betanut, daß diese Straße Aachen—Köln
dicht vor den Toren von Aachen derartig eng ist, daß
es auf die Dauer jedenfalls untragbar sein wird, diese
enge Straße beizubehalten. Infolgedessen wird auch
hier darüber zu beraten sein, ob nicht Umgehungs¬
straßen in Früge kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
wissen, baß alle diese und noch andere unaufschiebbare
Arbeiten nicht auf einmal ausgeführt werden können.
Wir müssen aber verlangen, daß angesichts des sich
rapide entwickelnden Verkehrs, namentlich des Auto¬
verkehrs, ein beschleunigteres Tempo im Ausbau der
Straßen und Wege einsetzt.

Auch müssen wir verlangen, daß die Provinzial¬
uerwaltung mehr denn je den Kreisen und Gemeinde»
behilflich ist, um die Inangriffnahme von Notstands-
«rbeiten bewerkstelligenzu tonnen. Alle, die damit zu
tun haben, wissen, welche Schwierigkeiten es macht,
Notstandsnibeiten z« fördern. Wenn wir hier ein be¬

schleunigtes Tempo verlangen, so haben wir dazu ein
gutes Recht. Es wurde gestern bereits in der Be¬
gründung des Herrn Landeshauptmanns gesagt, daß
eine rapide Verkehisentwicklung im Laufe der letzten
Jahre eingetreten sei. Er bezifferte dieselbeauf min¬
destens ÜU bis 70 Prozent. Also eine Vertehrssteige-
rung ist unverkennbar vorhanden. Infolgedessen ist
unsere Forderung nur allzu berechtigt. Unmöglich
dürfen wir bei dein eingeschlagenenTencho verbleiben,
gibt doch selbst die Provinzialverwa'ltung zu, daß bei
den, bescheidenenForderungen, die sie erhebt, inner¬
halb zehn Jahren bei einem Kostenaufwande von
150 Millionen Mark nur ein Drittel der in Frage
kommendenStraßen ausgebaut werden kann. Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wollen wir diese»
Tempo weiter beibehalten? Es würbe eben von den
beiden Herreu Vorrednern auf die ungeheure Ver-
tehrssteigerung hingewiesen; dasselbe würbe durch die
Provinzialuerwaltung gemacht. Sollen wir uuu nach
der Ansicht der Provinzialuerwaltung bei den aller-
bescheidenstenForderungen, die sie stellt, innerhalb zehn
Jahren nur eiu Drittel der in Frage kommenden
Straßen ausbauen? Meine politischen Freunde stehen
auf dem Standpunkt: Das können wir nicht, wollen
wir nicht Handel, Industrie und Verkehr gewaltsam
schadigen. Wir glaube», bei Beibehaltung unserem
Tempos der Industrie, dem Handel und dem Verkehr
zu dienen, und wissen in Wirklichkeit nicht, wie wir
bei einer aufsteigendenKonjunktur dieselben gewaltsam
schädige,!. Ich sage ausdrücklich: nicht gewollt, son-
der» ungewollt.

Aus arbeitsmarltpolitischen Gründen stimmen wir
ebenfalls der Vorlage zu, werden doch Hunderte, wenn
nicht Tausende und aber Tausende Arbeit und Brot
erhalten, direkt sowie indirekt. Dieses Moment kann
von uns nicht hoch genug bewertet werden, ist doch die
Arbeitsbeschaffung,die die Arbeitslosen ja »ur wollen,
noch immer die beste Fürsorge gewesen und wird sie
es auch in der Zukunft bleiben. Diese Erkenntnis ist
Allgemeingut der deutschen Arbeiterschaft. Wir sind es
den Arbeitslosen und ganz bestimmt uusere» rheini¬
schen Arbeitslosen schuldig, auch in diese», Falle fest¬
zustellen, daß mit ganz verschwindendenAusnahmen
bei dem Riesenheer von Arbeitslosen der größte Pro¬
zentsatz sich tagtäglich um Arbeit bemüht. Sie scheuen
keinen Weg, und »mg er noch so lang sein; sie scheuen
keine Fahrtosten, um, we»n sie hören, daß hier oder
dort irgendeine Arbeit zu erhalten ist, hinzufahren
Von ihrer spärlichen Unterstützung nehmen sie diese
Fahrgelder und fahren hin; leider gewöhnlich ver¬
gebens. Auch wissen wir, die wir in der Praxis stehen,
daß von der kargen Arbeitslbsenunterftützung ein
großer Teil, namentlich bei unseren kaufmännisthen
Angestellten, dazu aufgewendet wird, um sich zu be¬
werben. Ja, mir sind Fälle bekannt und stehen nicht
vereinzelt da. Wo ein Drittel der wöchentlichenUnter¬
stützung für Porto aufgewendet wurde, um Be¬
werbungsschreiben auf Grund dieser oder jener Inse-

2'
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rate in Zeitungen in die Welt hinauszusendcn. Und
heute noch sind die Leute erwerbslos.

Verehrte Anwesende! Alles dies müssen wir bei
diesem Projekt berühren und berücksichtigen.Es kann
nicht, wie noch vielfach behauptet wird, von Faulenzern
die Rede sein. Keineswegs! Auch die Ansicht,daß Hie
Unterstützung Heute eine Höhe erreicht halbe, die den
Arbeitswillen des einzelnen wesentlich beeinträchtige,
ist total falsch. Glauben Sie, daß von der jetzigen
Unterstützung auch nur irgendwelche Anschaffungen
gemacht werden tonnen? Ich glaube es nicht. Es wird
so Violfachüber die Höhe der Unterstützung geredet.
Unter denen, die darüber reden, das stelle ich fest, sind
90 Prozent, die überhaupt nicht wissen, wie hoch die
Unterstützungssätzefür den einzelnen sind. Es ist ein¬
fach ein Gefasel über die Höhe «der Unterstützung, die
den Arbeitswillen des einzelnen beeinträchtigen würde.
Aber 'keineswegs ist man orientiert darüber, was der
einzelne Arbeitslose, ob ledig oder verheiratet, in
Wirklichkeitbekommt. Deshalb halte ich es schon für
notwendig, auch hier im Hause einzelne Unterstützungs¬
sätze anzuführen, damit Sie orientiert sind, was heute
nach der erhöhten Unterstützung gezahlt wird. (Zuruf
des Abgeordneten Oberdörster: Vergessen Sie nicht,
den Lohn der Notstandsarbeiter auszurechnen!)

Ich möchte nebenbei bemerken, daß die letzte Er¬
höhung der Arbeitslosenunterstützung, über die man
sich im Sozialpolitischen Ausschuß, in der Reichs¬
regierung oder im Parlament nicht tage-, sondern
wochenlang unterhalten hat, sage und schreibe pro
Woche ein Mehr von 1,02 Mark den Arbeitslosen ge¬
bracht hat.

Hier lm Westen— das ist dasjenige Gebiet, welches
bei der Erwerbslosensürsorge am besten bedacht ist, wo
die höchstenUnterstützungen innerhalb ganz Deutsch¬
lands gezahlt werden — wird in der Ortsklasse ^, zu
der Düsseldorf, Köln, Bonn und die einzelnen Städte
gehören, gezahlt: für Personen über 21 Jahre, die
allein stehen, sich also nicht im Haushalte der Eltern
befinden, sondern ein möbliertes Zimmer haben,
2,20 Mark pro Tag (Abgeordneter Haas: Hört, hört!),
in der Klasse 8 2,05 Mark pro Tag, in Klasse c
1,90 Mark, in v usw. 1,62 Mark. Nicht Alleinstehende,
das heißt im Haushalt der Eltern lebende Personen
über 21 Jahre erhalten 1,91 Mark in ^, 1,79 Mark
in 8, 1,67 Mark in C und 1,55 Mark in U; Personen
von 18 bis 21 Jahren, wenn die Bedürftigkeit und die
Notwendigkeit, dem Sohn oder der Tochter die Unter¬
stützung zu gewähren, anerkannt ist, in ^ 1,45 Mark,
in L 1,86 Mark, in c 1,27 Mark und in ll 0,97 Mark.
Einschließlich der Familienzuschläge darf die Unter¬
stützung eines Erwerbslosen im Westen folgende Sätze
in keinem Falle überschreiten: 4,19 Mark in ^,
3,95 Mark in L, 3,71 Mark in c, 3,47 Mark in v usw.,
unbekümmert darum, wieviel Kinder der betreffende
Erwerbslose hat. Die Frauenzulage beträgt 0,60 Mark,
sie ist darin einbegriffen. Die Kinderzulage beträgt
0,42 Mark, Diese Höchstsätzewerden bel vier und noch

mehr Kindern erreicht. Ob nun der Erwerbslose
fünf, sechs, sieben Kinder hat oder, wie mir Fälle be¬
kannt sind, mit acht und neun Kindern dasteht, bleibt
sich egal; er darf keine höhere Unterstützung bekommen
als die jetzt von mir verlesenen Höchstsätze.

Ich habe geglaubt, Ihnen die Sätze bekanntgeben
zu müssen, um endlich einmal auch hier die Ansicht zu
zerstören, als wenn die Sätze derartig seien, daß sie den
Arbeitswillen des einzelnen beeinträchtigen.Von diesen
Unterstützungen müssen selbstverständlichdie Erwerbs¬
losen ihren Verpflichtungen auf allen möglichen Ge¬
bieten nachkommen. Vor allen Dingen hüten sie sich,
irgendwie mit der Miete in Rückstandzu sein. Aus¬
nahmen kommen auch hier vor. Aber nachdem die
gesetzlichen Bestimmungen in der Wohnungszwangs¬
bewirtschaftung derartig verschärft worden sind und
der Rückstandvon zwei Monatsraten auf eine Monats¬
rate heruntergesetztworden ist, hüten sich die Erwerbs¬
losen, zn 'ihrem Arbeitslosenelcnd in ein noch größe¬
res Elend hineingestürzt zu werden infolge eines Räu¬
mungsurteils bei Nichtzahlung der Miete. Sie sind
also genötigt, voil diesen Unterstützungen auch die
Miete aufzubringen, nnd das tun sie zum weitaus
größten Teil. Man könnte allen densenigen, die der
Auffassung sind, daß die Unterstützungssätze zu hoch
sind, nur empfehlen, einmal vier Wochen von dieser
Unterstützung zu leben. Dann würden sie, davon bin
ich überzeugt, zu einer ganz anderen Auffassung
kommen.

Ich stelle fest: Der Arbeitswille ist nicht nur un¬
gebrochen durch die gezahlten Unterstützungen, nein,
meine Damen und Herren, er ist zum wahren Arbeits¬
drang geworden. Der Erwerbslose weiß, spürt und
fühlt es, daß, je länger er aus dem Produktionsprozeß
entfernt bleibt, es für ihn um so schwieriger wird,
wiederum hineinzugel«ngen. Er fühlt es, daß er durch
die Entwöhnung von der Arbeit nachher, wenn er das
Glück hat, wieder Arbeit zu bekommen, mit seinen
Arbeitskollegen nicht mehr mit kann. Wir müssenda¬
her im Interesse der großen Zahl unserer Erwerbs¬
losen schon verlangen, daß eine Beschleunigung der
Vorarbeiten eintritt, damit recht bald mit den Ar¬
beiten begonnen werden kann und in keinem Falle eine
Verzögerung eintritt. Auch müssen wir verlangen,
daß die Bauzeit um eine erhebliche Frist verringert
wird. Wenn wir hören, daß zwei bis drei Jahre Bau¬
zeit vorgesehen sind, dann stehen meine politischen
Freunde auf dem Standpunkt: Es muß die Möglich¬
keit geschaffen werden, daß die Bauzeit uni ein beträcht¬
liches Maß verringert wird, um dadurch einem größe¬
ren Kreise Erwerbsloser Gelegenheit zu geben, in
Arbeit zu treten. Es sind genug Erwerbslose da, die,
wie ich schon ausführte, sich zur Arbeit drängen. Wir
sind der Auffassung, daß weit mehr als 1000 Manu
dort beschäftigtwerden tonnen.

Auch müssen wir verlangen, daß die Arbeiten
öffentlichausgeschrieben werden. (Abgeordneter Hosf-
nmnn: Sehr richtig!) Ich glaube, daß die Provinzial-
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Verwaltung dies auch einsehen wird. Man hat es ja
immer noch in der Hand, faule öder nicht leistungs¬
fähige Firmen auszuschließen.

Nun etwas Grundsätzliches: Bei dem Arbeitsprozeß
stehen wir auf dem Standpunkt, 'daß es unbedingt not¬
wendig ist zunächst den Achtstundentag einzuhalten.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Es darf nicht
vorkommen, wie es leider bei anderen Behörden vor¬
gekommen ist, daß, entgegen den Verfügungen und
Verordnungen des Reichsarbeitsministers die Behörden
bei Notstandsarbeiten dem Unternehmer gestatten, daß
er nicht nur »eun und 10, sondern 12 Stunden und
dazu noch des Sonntags arbeiten läßt. Nun wird man
sagen: Ja, das sind Ausnnhmefälle gewesen. Nein,
verehrte Anwesende, Ausnahmefälle waren das nicht.
Man hatte die Möglichkeit,eine zweiteilige und, wenn
das nicht genügte, eine dreiteilige Schicht einzulegen;
Arbeitslose waren da. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokraten.) Also dieses Argument lassen wir nicht
Netten, daß man sagt: Die Notlhat uns dazu gezwungen,
eine längere Arbeitszeit eintreten zu lassen. Meine
Damen und Herren! Wir sind es unserem Arbeits¬
losenheer schuldig, dafür zu sorgen, daß weit mehr
Arbeitslose zur Arbeit herangezogen werden, als es
den, einen oder anderen lieb ist. Wir befinden uns da
vollständig im Einvernehmen mit der Reichsregierung,
namentlich des Reichsarbeitsministers, der es den Be¬
hörden zur Pflicht gemacht hat, unter allen Umständen
den 'Achtstundentag bei derartinen Notstandsarbeiten
einzuhalten. Und das darf ich schon Porweg sagen:
Meine politischenFreunde werden es unter keinen Um¬
ständen zulassen^ und ich setze voraus, daß die achtstün-
din.e Arbeitszeit in den vertraglichen Nestimmungen
ausdrücklichniedergelegt wird —, daß, wenn irgendein
Unternehmer gegen die Vertragsbestimmungen ver¬
stößt, man dies so hingehen läßt. Ich setze voraus, daß
unsere Propinzialverwaltuna auch auf diesem Gebiete
»ach!dem Rechten sieht.

Noch etwas Grundsätzliches, wobei wir uns im
nuten Einvernehmen mit der Städtevereinigung und
nllen denjenigen Stellen, die im Laufe der Jahre viel
Mit Notstandsarbeiten zu tun gehabt haben, befinden.
Bekanntlich ist es gesetzlich nicht zulässig, für Not¬
standsarbeiten Tariflöhne zu zahlen. Das wissen wir.
Zu den von der Regierung festgesetztenNotstands-
arbeitcrlühnen können die sogen. Fleißprämien gezahlt
werden. Der Begriff „Fleißprämie" ist so dehnbar,
daß wir unter keinen Umständen darauf eingehen
können. Alle, die im Laufe der Jahre mit Notstands¬
arbeiten zu tun gehabt haben — dazu kann ich mich
"uch rechnen —, haben die Erfahrung gemacht,daß es
besser ist, an Stelle der Fleißprämien nach einer ge¬
wissen Einarbeitungszeit, meinethalben von 11 Tagen,
die tariflichen Bestimmungen voll und ganz in Kraft
l«ten zn lassen zum Nutzen des Notstandsarbeits-
l^ngers, in diesem Falle der Provinzialverwaltung,
zum Nutzen der in Arbeit stehendenArbeiter, aber auch
»um Nutzen des Unternehmers. Ich kann aus meiner

Praxis bestätigen — das wird jedenfalls überall der
Fall fein —, daß da, wo einsichtige Arbeitgeber sich dar¬
auf einließen, solche vertraglichen Bestimmungen ein¬
zugehen, sie keine üblen, sondern sehr gute Erfahrun¬
gen damit gemacht haben. Deshalb auch die Forderung
der Stiüdtevereinigung, Um nur ein Beispiel heraus¬
zugreifen: Wir in Bonn führen heute noch umfang¬
reiche Notstandsarbeiten aus und haben es auch im
Laufe des ganzen Jahres gemacht. Wir halben eine
Einarbeitungszeit von 14 Tagen für die nicht im Tief¬
bau bewanderten und früher dort nicht beschäftigten
Arbeiter zugelassen. Nach Ablauf der 14 Tage werden
Tariflöhne gezahlt. Stadtverwaltung, Arbeitslose und
Unternehmer sind gut dabei gelfahren, und ste verlangen
keinen anderen Zustand. Das muß ausdrücklich fest¬
gestellt werden. Deshalb fordern wir, daß bei der Ver¬
gebung t>er Arbeiten die tariflichen Bestimmungen
niedergelegt und auch eingehalten werden. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr richtig!) Meine Damen und
Herren! Wie liegen denn die Dinge? Wollte man
allenthalben nach den bestehenden Richtlinien perfahren,
so kämen die Träger der Notstandsarbeiten nicht mehr
aus den Differenzen mit den Unternehmern wie auch
mit den Arbeitnehmern heraus. Z. B. bestimmendie
Verordnungen, daß Regenstunden und Regentage nicht
gezahlt werden dürfen, selbst wenn 8N Prozent — das
ist der vorgesehene Höchstsatz — für derartige Not¬
standsarbeiten gezahlt werden. Meine Damen und
Herren! Was soll der Notstandsarbeiter denn machen,
wenn es nicht etwa stundenweise, sondern vielleicht
drei bis vier Tage andauernd regnet, wie es vielfach
der Fall ist? In die Erwerbslosenfürsorge darf er
nicht aufgenommen werden. Es darf ihm aber auch
nicht die Zeit bezahlt werden, trotzdem er 8N Prozent
des Tiefbautarifs bekommt. Die Arbeiter wissen, daß,
wenn sie nach den tariflichen Bestimmungen bezahlt
werden, sie eine Bezahlung der Negenstunden nicht ver¬
langen können, weil in der Höhe der Löhne alle diese
Zufalle mit berücksichtigt sind. Infolgedessen stehen
wir auf dem Standpunkt, daß die Zahlung von Tarif¬
löhnen und die Ginhaltung der tariflichen Bestimmun¬
gen unerläßlich ist und ein solches Nrbeitsprojekt nicht
etwa verteuert, sonder ganz wesentlichverbilligt.

Meine Damen und Herren! Alle Anträge, die die
kommunistische Fraktion hier gestellt hat, bewegen sich
in dem von mir jetzt geäußerten Sinne. Diese Antrage
stchen und fallen mit den tariflichen Bedingungen.
Haben wir tarifliche Bedingungen und werden sie ein¬
gehalten, dann sind die Anträge der kommunistischen
Fraktion haltlos, sinnlos geworden, denn sie wissen
ganz genau, daß sie über die tariflichen Bedingungen
nicht hinausgehen tonnen. Deshalb kann es für den
Prvvinziallandtag und auch für den Provinzial-
ausschuß und die einzelnen Kommissionen, die später
noch darüber gehört werden müssen, wie auch für den
VerwaltungsauKschuß des Landarbeits- und Berufs¬
amts nichts anderes geben, als dafür zu sorgen, daß
bei diesem ungeheuer großen Notstandsprojelt die tarif-



22 72. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 30. Dezember 1926.

lichen Besinnungen vereinbart und auch eingehalten
werden, (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Noch auf einen wunden
Punkt muß ich hinweisen, Er betrifft unsere Jugend¬
lichen, Unsere Jugendlichen von 14 bis IN Jahren
dürfen in dieErwerbslosenfürsorge nicht aufgenommen
werden, es sei denn, daß die von 14 bis 16 Jahren
erstens 'die Fortbilbnngsschnle besuchen und zweitens
zur Pflichtnrbeit herangezogen werden. Sind diese
Vorbedingungen erfüllt, dann können sie erst auf¬
genommen werden, wenn die Bedürftigkeit der be¬
treffenden Familie festgestellt ist. Die Jugendlichen
von 16 bis 18 Jahren brauchen nur am Fortbi'ldungs-
schulunterricht teilzunehmen, Ist die Vorbedingung in
der Familie, d. h. die Bedürftigkeit, gegeben, so tonnen
sie mit Zustimmung des Landesarbeitsamts und der
Regierung in die Fürsorge aufgenommen werden.
Infolgedessen läuft heute ein großer Teil unserer
Jugendlichen ohne Unterstützung herum, weil die
Städte ihnen keine Pflichtarbeit in dem Ausmaße, Wie
es notwendig wäre, anweisen können. Sie lungern in
den Städten herum und geraten auf Irrwege. Alle
unsere Jugendfürsorge nützt nichts, wenn wir nicht
dafür sorgen, daß die jugendlichen Arbeiter zu Ar¬
beiten herangezogen werden. Deshalb stellen wir die
Forderung, zu Prüfen, oib nicht mindestens die 16° bis
istjährigen in einem gewissen Umfange und je nach
ihrer Körperbeschaffcnheit auch zu diesen Notstands¬
arbeiten Herangezogenwenden können. Bei einem so
großen Notstandsprojekt gibt es auch Arbeiten, die
Jugendliche ausführen können. Haben wir doch selbst
in de? Rheinprovinz Vstst erwerbslose Jugendliche von
14 bis Ist Jahren. Das sind aNein die Unterstützte»;
aber mindestens die «doppelte, menn nicht die »dreifache
Zahl ist noch vorhanden, die nicht unterstützt wird.
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist
ein so schrecklicherZnstand, daß wir alle Ursache haben,
uns der Not der Jugeudlicheu auf allen Gebieten an¬
zunehmen.

Ich führte eben aus, daß wir vor allen Dingen ver¬
langen müssen, baß die Bauzeit verringert wird, mit
Rücksichtauf das ungeheure Arbeitslosenheer in der
Nheinprovinz. Meine sehr verehrten Damen und
.Herren! Es wirb Sie interessieren, zu hören, daß
heute in Deutschland kein Mensch vorhanden ist, der
sagen kann: So und soviel Arbeitslose haben wir.
Auch leine Behörde ist in der Lage, dirs zu tun. Die
Zahlen, die heute der Oeffentlichkeit übergeben werden,
sind Zahlen der öffentlichenArbeitsnachweisebzw. der
in Frage kommendenOrganisationen. Wir haben nach
den Feststellungeu augenblicklichim Rheinland über
:M0NNN Erwerbslose. Das heißt, das sind die in den
öffentlichenArbeitsnachweisen Erfaßten. Wieviele Ar¬
beitslose gehen nicht zu den öffentlichen Arbeitsnach¬
weisen, weil sie keine Unterstützung beikommen und sich
nichts davon versprechen,'beim Arbeitsnachweis vorzu¬
sprechen! Alle diese sind nicht erfaßt. Welch ungeheu¬
res Maß von Elend herrscht in diesen Familien! In¬

folgedessenist unsere Forderung, daß die Bauzeit um
ein beträchtlichesMaß verringert wird, nur allzu be¬
rechtigt.

Wenn ich namens meiner Freunde eine Reihe von
Forderungen gestellt habe, deren Erfüllung wir be¬
stimmt erwarten, so mochte ich zum Schlüsse doch noch
betonen: Damit dürfen unsere Bemühungen, Arbeit
zu schaffen, keineswegs abgeschlossen sein. Es harren
in der Provinz noch soviele Projekte ihrer Erledi-
nuna, daß man nur zuzugreifen braucht, Allerdinas
wird man von selten der Provinzialverwaltuna stet?-
und ständig hören: die Mittel duzn fehlen. Meine
Damen »nd Herren! Das ist auch uns bekannt, Des-
balb haben wir in unserem Antrage, der dem Hause
vorliegt, znm Ausdruck gebracht, daß auf Grund ^!"
aroßen Arbeitslosigkeit,die im Rhein^landcnicht allein
seit geraumer Zeit herrscht, sondern zweifellos anck,
noch in der Zukunft vorbanden sein wird. Reich und
Staat einzugreifen haben. sMbaeordneter Haas: Sebv
'-ichtlg!) Das Rheinland, die rbeinische Nevölkernna
bat genug aelitten, Zinn großen Teil ist doch diese
anormale Wirtschaft durch die Nuhrbesetzung ae-
kommen. Das müssen anch Reich nnd Staat zugeben,
infolgedessen sind unsere Forderungen, die wir an
Reich und Staat zu stellen haben, nicht nnberechtmt.
Wir haben die Verpflichtung, der Provinzialverwal-
tnng den Rücken zn stärken, damit sie an maßgebender
Stelle unsere berechtigten Fordevnngen mit allem Nach-
druck vertreten kann.

Ich habe eben auf die Projekte hingewiesen, die
noch der Erledigung harren. Ich erinnere z. V an
den Hochwasserschutz, der von allen Parteien hier im
Hause seit Jahren gefordert worden ist. Ich erinnere
an die Deichbauten >bzw. den Ban von Staubecken, an
Urbarmachung und Aufforstung von Oedlandereien,
an Bahnbauten usw. Es ist eine ganze Reihe von
Projekten darunter, die die Provinz nicht, direkt zu
finanzieren oder auszuführen hat, weil es Angelegen¬
heiten des Staates sind. Aber die Provinz muß die
Forderung an maßgebender Stelle erheben. (Zurns
des Abgeordneten Hoffmann: Ausbau des Arbeits¬
programms!)

Des weiteren erheben wir die Forderung, daß man
endlich mit der gesetzlichen Bestimmung bricht, daß aus
Mitteln der Produktiven Erwerbslosensürsorge der all¬
gemeine Wohnungsbau nicht gefördert werden darf.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Ich meine,
wenn die Summen, die heute in der unterstützenden
und produktiven Erwerbslosenfürsorge aufgewendet
werden, auch nur zum Teil dem Schlüsselgewerbcznm
Bau von Wohnungen hätten zugeführt werben können,
dann würden wir nicht allein die Industrie angekur¬
belt, sondern auch ein groß Teil Elend auf dem Wob-
nungsmartt beseitigt haben. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) Aber an dem starren Buchstaben des
Gesetzes »nd an dem Nichtwollen einer Aenderung
dieses Gesetzes hat es bislang gelegen,daß Wohnungs-
bauten aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge nicht
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gefördert werden durften. Auch die Städtebereinigung
erhebt seit geraumer Zeit die berechtigte Forderung,
daß mau endlich das Gesetz ändert und die Mittel der
Produktiven Grwerbslosenfürsorge auch zum Bau von
Wohnungen benutzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Alles
haben wir zu tun, um einer großen Anzahl Erwerbs¬
loser Beschäftigung,zu neben. Daß dies nicht ohne Hilfe
von Reich und Staat geht, habe ich bereits ausgeführt.
Deshalb fordern wir angesichts der überaus großen
Anzahl Erwerbsloser im Rheinlande eine tatkräftigere
Hilfe von Reich und Staat, als sie bisher zu ver¬
zeichnen war.

Die Gesichtspunkte, die ich zuletzt entwickelt habe,
sind alle in unserem Antrage niedergelegt, wie die ein¬
zelnen Parteien es wohl bereits haben feststellen
können. Ich möchte namens meiner Parteifreunde
bitten, daß nnser Antrag eine einstimmige Annahme
hier im Provinziallandtag findet. An den einzelnen
Persönlichkeiten, soweit sie Abgeordnete sind, wird es
jedenfalls nicht fehlen, die berechtigten Forderungen
der Provinz auch an maßgebender Stelle zu unter¬
stützen.

Nun zu den einzelnen Anträgen, die gleichfalls zn
diesem Bauprojekt gestellt worden sind. Es liegt zu¬
nächst der Antrag der kommnnistischenFraktion vor:
„Für die Finanzierung zum Bau der Autostraße
Köln—Düsseldorfwird eine Anleihe von 1« Millionen
Mark aufgenommen." Für die Verzinsung und Til¬
gung dieser Anleihe soll die Benutzungsgebühr generell
auf 10 Pfennig erhöht werden. Meine Freunde glau¬
be», diesem Antrage ihre Zustimmung versagen zu
'Nüssen, denn die Finanzierung des ganzen Bauprojekts
ist nach der Denkschrift der Verwaltung so sorgfältig
"nfgestellt, daß es unmöglich ist, einem solchen Antrage
die Zustimmung zu geben. Wir haben auch von ein¬
zelnen anderen Parteien gehört, daß sie mit dem von
der Provinz vorgeschlagenen Gebührensatz nicht zu¬
frieden sind, sondern diesen Satz noch staffeln wollen.
Würden wir nun den Antrag der kommunistischen
Fraktion annehmen, so würden wir zweifellos das
Bauprojekt in eine gewisse Gefahr bringen. Infolge¬
dessen müssen wir den Antrag der kommunistischen
Fraktion ablehnen.

Weiter hat die kommunistische Fraktion einen Even-
tunlantrag gestellt. Auch diesen Antrag müssen wir
ablehnen, weil es auch der kommunistischenFraktion
bekannt sein dürfte, daß mit den Staatszuschüssen das
Bauprojekt steht oder fällt. Darüber gibt es gar keinen
Zweifel. (Zuruf ein.es kommunistischenAbgeordneten:
Wo sind denn die Staatszuschüsse? - Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Das ist der richtige März!)

Die übrigen Anträge, die die kommunistische
Fraktion gestellthat, sind zur Vertagung vorgeschlagen
wurden. Wir stimmen der Vertagung aus folgenden
Gründen zu:

Seitens der Verwaltung ist die Erklärung Ab¬
gegeben worden, baß vor Stattfinden des nächsten Pro-

vinziallandtags im März diese Anträge kaum eine
Rolle spiele» können, weil die Arbeiten bis dahin noch
gar nicht in dem Umfange vergeben werden und auch
die einzelnen Arbeitsbedingungen noch nicht festgelegt
sind. Infolgedessen haben wir Zeit und Gelegenheit,
uns bei der nächsten Tagung des Provinziallaudtags
mit diesen Anträge» zu beschäftige». (Zuruf des Ab¬
geordneten .hack: Begräbnis erster Klasse!) Das liegt
ja nicht allein an Ihnen. (Zuruf des Abgeordneten
Hack: Sondern auch an Ihnen, denn Sie machon das
immer so! — Glocke des Vorsitzenden.) Zu Ihre»
Anträgen werden wir demnächst Stellung nehmen, und
wir werden das. was davon brauchbar ist (Zuruf eines
sozialistischen Abgeordneten: Das wird nicht viel sein!),
selbstverständlichunterstützen. (Zurufe von der äußer¬
sten Linken.) Sie haben meine Ausführungen zu dem,
Was Sie wollen, gehört. Ihre Forderungen stehen und
fallen mit den Ausführungen, die ich zu den tariflichen
Vorbedingungen gemacht habe. Darüber sind Sie doch
mit mir einig: Wenn die Provinzial'verwaltung dazu
übergeht und die tariflichen Bedingungen — den Acht«
stnndcntng, die Tiefbaunrbeiterlöhne usw. — anerkennt,
dann fallen Ihre sämtlichenAnträge. Wir wollen ab¬
warten, was bis zur nächste»Tagung auf diesem Ge¬
biete geschieht. Die Provinzialve^waltung weiß ganz
genau, daß sie von dem Augenblickan, wo sie etwas
anderes macht, aus den Differenzen bei diesem un¬
geheuren Notftandsprosekt nicht herauskommt. Es
handelt sich dabei nicht um einen Arbeitgeber, sondern
um mindestens ei» halbes Dutzend. Wären die Diffe¬
renzen bei einem erledigt, so würden sie bei dem an¬
deren wieder in Erscheinung treten. Es find außer¬
gewöhnliche Zeiten nnd außergewöhnliche Arbeiten.
Für diese außergewöhnlichen Arbeiten kann nach
meinem Dafürhalten auch einmal davon abgegangen
werden, nur M Prozent des Tiefbautarifs zu zahlen,
und dazn übergegangen werden, die tariflichen Be¬
dingungen voll und ganz zur Anwendung zu bringen.

Meine verehrten Anwesenden! Znm Schluß (ironi¬
sches Bravo!) möchte ich Sie gebeten haben, dem An¬
trage der sozinldcmokratischenFraktion zuzustimmen,
i» der Hoffnung und Erwartung, daß das, was in dem
Antrage niedergelegt ist, nicht »»gehört an Reichs- und
Staatsregierung vorübergeht, sondern Reich und
Staat der Provinz weit mehr Mittel zur Verfüguug
stellen, damit sie den berechtigten Anforderungen, die
Industrie, Handel nnd überhaupt die ganze Wirtschaft
an sie stellen, gerecht werden kann. (Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Qberdörster,

AbgeordneterO berdörstcr: In Verbindung mit
der Beratung dieser Vorlage wurde sowohl in der Kom¬
mission als auch im Plenum die Wirtschaftslage berührt
nnd hinsichtlich der Beurteilung der Wirtschaftslage ein
ziemlicher Optimismus zum Ausdruck gebracht. Herr
Louis Hagen hat sogar dem lieben Gott gedankt, daß
durch den Streik der englischen Kohlenarbeiter vor
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allen Dingen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet
sine bessere Konjunktur angebrocken ist. In den ersten
Wochen des Streiks war freilich bei Kampf der eng-
lischenBergarbeiter um dicErhaltnng ihrer Existenz nach
dem Urteil der bürgerlichen Presse und der Presse, die
Herr Louis Hagen zu der seimgenrechnet, eine Geschichte,
die die Agenten Moskaus in England angedreht haben.
Wenn das schon einen Sinn gehabt hat und wenn man
weiterhin berücksichtigt, baß insbesondere die russischen
Arbeiter den Kampf des russischenProletariats nach
Kräften unterstützt haben, dann ist es weniger der liebe
Gott, der Ihnen und Ihren Freuuden einen Liebes¬
dienst, allerdings zweischneidigenCharakters, erwiesen
hat, sondern dann sind es Wohl eher diejenigen, die
den englischen Kampf unterstützt haben. Aber daraus
einen Optimismus hinsichtlichder wirtschaftlichenEnt¬
wicklung Deutschlands herzuleiten, ist meiner Meinung
nach mehr als gewagt. Deshalb ist auch die daraus
gezogene Schlußfolgerung in bezug auf den Auf¬
schwungdes Autoverkehrs und der Autoindustrie mehr
als gewagt. Wir sind zunächst noch nicht soweit, daß
der Arbeiter, der untere Angestellte und der kleine Be¬
amte in seinen, Auto fährt. In Deutschland haben
diese zunächst noch einen Hungerlohn, der diesen
Schichten nicht einmal die Befriedigung ihrer notwen¬
digsten Lebensbedürfnisse gestattet. In Deutschland
wirb einstweilen immer noch das Autofahren ^ ab¬
gesehen von den großen Autoomnibussen, die Besser¬
gestellte benutzen können — ein Privileg der besitzen¬
den Klasse sein und bleiben, und, soweit es sich um
Lastfahrzeuge handelt, ber größeren Industrie.

Aber bie Ursachen,die zur Belebung der Wirtschaft
insbesondere im rheinisch-westfälischenIndustriegebiet
und in schwachen Wellen auch in der übrigen Industrie
geführt haben, werden nicht allzu lange mehr bestehen
bleiben. Aber dies ist auch durchaus uicht das Ent¬
scheidende.Wo liegt denn die Ursache der Wirtschafts¬
krise? Sie liegt doch lediglich in dem Mißverhältnis
Mischen ber Produktionsmöglichkeit auf der eiuen und
der Möglichkeit des Verbrauchs auf der anderen Seite.
Diese Differenz hat natürlich ihre Ursache darin, daß
die vorhandene Kaufkraft in gar keinem Verhältnis
zu der Gesamtsumme der Warenpreise steht. Wenn
man von« eng nationalen Gesichtspunkte aus diese
Dinge behandelt, wirb man immer zu einem schiefen
Urteil kommen, denn bie Welt ist ein einheitlichesWirt-
slhaftsgebiet, mit Ausnahme vielleicht eines einzigen
Staates, wo mau nicht jedem gestattet, aus- unb ein¬
zuführen, was ihm beliebt. Deshalb wird, solange
dieses Mißverhältnis zwischen der Gesamtsumme der
Warenpreise auf der einen Seite und der Konsum¬
möglichkeitauf ber anderen Seite besteht, auch diese
Wirtschaftskrise bestehen. Sie wird solange bestehen,
wie diese widersinnige Wirtschaftsordnung überhaupt
bestehen bleibt. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Wenn in unserer Wirtschaft aus Ursachen, die in den,
englischen Bergarbeiterstreil, in der Besserung des

französischen Franken oder in Zollkrisen einzelner
Staaten liegen, eine Besserung eintritt, so hat bas mit
der gesamtenweltwirtschaftlichenLage gar nichts zu tun,
und die Armee der Arbeitslosen, dir nicht nur in
Deutschland, sondern in der ganzen Welt in einer Zahl
von 11 bis 12 Millionen vorhanden ist, wird dadurch
keineswegs verschwinden. Wir sind der Auffassung,
daß auch burch Notstandsarbeiten diese Erwerbslosig¬
keit nicht beseitigt werden kann, und daß die Ab-
schwächung der Erwerbslosigkeit infolge Durchführung
von Notstandsarbeiten nur eine ganz geringe sein
wird. Aber wir werden nichtsdestoweniger bei jeder
Gelegenheit jede Möglichkeit,die kapitalistische Reserve¬
armee zu verringern, ausnutzen. Nicht nur Herr
Hagen, sondern auch die anderen Vertreter des Pro-
vinziallandtags, die hier die Interessen des Ausbeuter-
tums zu Pertreten haben, haben an dem Bestand der
Roservearmee das allergrößte Interesse. Ohne diese
Reservearmee wäre es ihnen nicht gelungen, der Ar¬
beiterschaftDeutschlands die heute bestehendeArbeits¬
zeit aufzuzwingon; wäre es ihnen nicht gelungen, sie
zu diesen Schundlöhnen zu beschäftigen. Sie brauchen
diese Reservearmee, und alles, was von ihrer Seite
über die Möglichkeit, Arbeit zu schaffen,gesagt wird,
ist weiter nichts als eine schöne Phrase, hinter der
nichts steht. Sie gebrauchen diese Erwerbslosennrme«,
um auch weiterhin die Produktionskosten auf Kosten
der Arbeiterschaft zu verringern. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Danach beurteilen wir unsere Stellung
zu diesen Dingen. Die Ausführungen Ihrer Vertreter
sowohl im Ausschuß als auch im Plenum haben be¬
stätigt, daß es Ihnen gar nicht darauf ankommt, Ar¬
beit zu schassen, und noch viel weniger für diese Arbeit
nun auch soviel zu zahlen, daß eine Wiederherstellung
der aufgewandten Arbeitskraft den Arbeitern möglich
wird. Ihnen kommtes vielmehr darauf an, auf Kosten
der Arbeiter und auf Knochen der Arbeiter eine Ein¬
richtung zu schaffen, die in erster Linie Ihren besonde¬
ren Interessen dient. (Lebhafte Zustimmung bei den
Kommunisten.)

Auch wir sind der Auffassung, daß die Verkehrs¬
verhältnisse auf der Provinzialstraße Köln-^Düsseldorf
unhaltbar sind. Ich kenne diese Verhältnisse aus eige¬
ner Anschauung genau. Ich weiß, welche Zahl von
großen und insbesondere kleinen Unfällen sich ununter¬
brochen an den einzelnen Gefahrenpunkten dieser
Straße zuträgt. Erst am 24. waren in meinem Wohn¬
ort und in dem Nachbarwohnort drei Todesfälle in¬
folge von Autounfällen auf dieser Strecke zu verzeich¬
nen. Schon bei dem heutigen Verkehr sind die Ver¬
hältnisse unhaltbar, und bei der zu erwartenden Ver-
tehrssteigerung wird natürlich in kürzester Frist der
heutige Zustand noch um vieles verschlimmert werden.
Deshalb sind wir der Auffassung, daß schon im Inter¬
esse der Anwohner dieser Straße, im Interesse derer,
die sie täglich als Fußgänger, als Radfahrer oder mit
dem Fuhrwerk benutzen müssen, diese Verhältnisse zu
ändern sind.



72. Rheinischer Provinziallandtag, 2, Sitzung am 30. Dezember 1926, ^

Wir lohnen die Errichtung von Umgehungsstraßen
um die bebauten Ortschaften ab, weil wir her Auf¬
fassung sind, daß sie vom wirtschaftlichenStandpunkte
aus keineswegs zu empfehlen und deshalb auch vom
Gesichtspunkte der Provinz nicht günstig sind. Wir
stehen also an und für sich dem Plan der Errichtung
einer besonderen Autobahn Köln—Düsseldorf sym¬
pathisch gegenüber. Aber wir werden nicht unter allen
und jeden Bedingungen und unbesehen diesem Plan
zustimmen,weil neben den Interessen, die insbesondere
für die Anwohner uud Benutzer her jetzigen Straße
dabei in Frage kommen, vor allem für diejenigen, die
demnächstmit ihren Fahrzeugen die Straße benutzen
werden, ein viel größeres Interesse an der Errichtung
dieser Einrichtung vorliegt. Wenn wir diese beider¬
seitigen Interessen abwägen, bann kommen wir zu der
Auffassung, daß diese Einrichtung, die speziell den
Interessen der Autobesitzer dient, auch von diesen
Kreisen finanziert werden muß. Wir betrachten die
Aufbringung der Kosten für hie Verzinsung und Til¬
gung hes Anlagekapitals sowie für den Unterhalt nicht
wie die Beträge, die als Steuern in dem einen oder
anderen Falle allgemein erhoben werden, weil sie all¬
gemein erhoben werden und auf die Masse der Ver¬
braucher abwlllzbar sind. Diejenigen, die diese Auto¬
bahn benutzen, haben schwerlich die Möglichkeit, die
Gebühr, die sie für diese Benutzung zu zahlen haben,
>um irgendwo abzuwälzen, weil nnr ein ganz kleiner
Teil der Produkte auf dieser Bahn befördert wird, und,
soweit es sich um Personen- oder Luxusautos handelt,
diese Abwälzbarkeit natürlich äußerst schwierig ist. Die
Erhebung einer Gebühr ist für uns eine glatte Selbst¬
verständlichkeit, weil sie nur eine Gegenleistung für die
Benutzung einer dem eigenen Vorteil, der eigenen Be¬
quemlichkeitdienenden Ginrichtung darstellt und weil
gleichzeitighurch die Benutzung für die Betreffenden
ein materieller Vorteil in die Erscheinung tritt, durch
Zeitersparnis, durch geringeren Verbrauch an Be¬
triebsstoff, durch geringere Abnutzung der Fahrzeuge,
^s ist natürlich außerordentlich schwierig, diese Vor¬
teile, mit Ausnahme des geringeren Vetriebsstosf-
bcrbrauchs, in Geldeswert zu berechnen. Aber meiner
Meinung nach ist der Zeitgewinn ein ungeheurer.
Denken wir z. B. einmal an Herrn Louis Hagen. Ich
werde immer wieder «n Sie erinnert, weil ich Sie
dauernd anschauen muß. (Herr Abgeordneter Hagen
erhebt sich von seinem Platze und begibt sich in den
Hintergrund des Saales. Heiterkeit.) Wenn er heute
von Köln nach Düsseldorf mit der zulässigen Geschwin¬
digkeit fährt, gebraucht er 1^ Stunden. Wenn er dem-
'lachst diese Bahn benutzt, kann er mindestens in der
Hälfte her Zeit hinkommen. Wenn man bedenkt, daß
das für ihn einen Zeitgewinn von 52 Minuten aus¬
macht und daß seine Arbeitskraft Pro Minute sicherlich
sehr hoch bewertet wird, so muß man schon zu der
Auffassung kommen, daß hier wirklich her materielle
hortest für die Benutzer ein so eminenter ist, daß auch
die Kosten für Verzinsung und Amortisation sowie die

Betriebskosten durch die Benutzungsgebühr aufgebracht
werden können und daß das erforderliche Kapital nicht
aus der produktiven Erweibslosenfürsorge zu nehmen,
sondern durch eine Anleihe auf dem allgemeine»
Kapitalmärkte aufzubringen ist.

Nach den Angaben der Provinzialverwaltung in
ihrer Denkschrift sind zur Ausführung des Projekts
17 Millionen erforderlich. Wir haben Anträge gestellt,
die bei ihrer Durchführung die Sache immerhin um
ungefähr 5 Prozent durch höhere Löhne und sonstige
Vergünstigungen für die Arbeiter verteuern. Wir haben
deshalb unter Berücksichtigung unserer Anträge mit
einem Kostenanfwandc von 18 Millionen gerechnet.
Wenn Mir zur Verzinsung und Tilgung dieses Be¬
trages 10 Prozent zugrunde legen, so sind jährlich
1,8 Millionen notwendig. Hierzu 200 000 Mark Unter¬
haltungskosten, macht rund zwei Millionen. Wenn Sie
die Wahrschcinlichkeitszahlenfür die Benutzung der
Bahn vom Jahre 1930 ab, die in der Denkschrift der
Provinzialverwaltung enthalte» sind, zugrunde legen
und für hie Personenwagen nicht fünf Pfennig, son¬
dern 10 Pfennig pro Kilometer nehmen, bann werden
Sie an Gebühren hie runde Summe von zwei Millionen
Mark erhalte». Nicht berücksichtigt sind bei dieser Auf¬
stellung Krafträder und dergl., die immerhin auch noch
einiges bringen werden. Wir sind schon der bescheide¬
nen Auffassung, daß, wen» man für einen kleinen Last¬
wagen, für einen Schnellieferwagen in dieser Vorlage
auch einen Groschenfür hen Wagenkilometer zugrunde
legt, dann die Leute, die Personenwagen fahren, sicher¬
lich in der Lage sind, has gleiche zu zahlen. Wir sind
weiter der bescheidenen Auffassung, daß der materielle
Vorteil, der 'diesen Kreisen infolge Zeitersparnis zu¬
fließt, viel größer ist als die erhöhte Gebühr, die wir
verlangen. Also alle Einwendungen vom finanz¬
technischen Standpunkte aus bürsten nicht haltbar sein,
wenn man nicht von vornherein bei dieser Sache die
Absicht hat, diesen Kreisen, in deren vorwiegendem
Interesse die Einrichtung geschaffenwird, auf Kosteil
der Allgemeinheit einen Worteil zu verschaffen. Dazu
haben wir leine Veranlassung.

Wir müssen aber auch deshalb diese Finanzierung
fordern, weil wir es grundsätzlich ablehnen müssen,
daß für eine solche Art sog. Notstandsarbeiten Mittel
hergegeben werden, hie von der Arbeiterschaft unter
de» allergrößten Entbehruugen aufgebracht werden.
Die Mittel der Erwerbslosenfürsorge werdet! von der
Arbeiterschaft aufgebracht. Jeder Arbeiter und jeder
Angestellte bis zu einer gewissen Gchaltsgrenze zahlt
laufend seine drei Prozent vom' Lohn für die Erwerbs¬
losenfürsorge. Jetzt will man von Hiesem Gelde
12 Millionen zur Herrichtuug einer solchen Einrich¬
tung zur Verfügung stellen, die in erster Linie einer
gewissen Oberschichtder Bevölkerung dient. Wie ge¬
sagt, das ist nicht notwendig, um Arbeitsgelegenheit
zu schassen, denn heute ist der Kapitalmarkt so flüssig,
daß die Provinz zu diesem Zwecke, der immerhin ein
produktiver ist, auch "den erforderlichen Betrag erhalten



A. 72, Rheinischer Provinziallandtag, 2, Sitzung am 30, Dezember 1926.

kann. Die Provinz hat zu Zwecken, die nicht unmittel¬
bar produktiv sind, sondern bie durch im Haushalts-
plau jährlich einzusetzende Betrage verzinst und amor¬
tisiert werben, im laufenden Jahre viel höhere An¬
leihen untergebracht,

Gin weiterer Grunb, weshalb wir "diese Finauzie-
rnngsgrnnblage fordern, ist aber der, baß wir damit
alle einschränkenden Bestimmungen der produktiven
Erwerbsloscnfiirsorge für die beim Van der Straße
beschäftigten Arbeiter von vornherein verhindern
wollen.

Wenn Sie sich einmal mit diesen Bestimmnngcn be¬
schäftigen und Dom Gesichtspunktebes Arbeiters die
Dinge betrachten — was natürlich nicht 'bei allzn vielen
von Ihnen vorausgesetzt werden kann —, so werden
Sie finden, daß diese Bestimmungen vielleicht für eine
Znchthausordnung angebracht wären, aber nicht als
Arheitsbcbinguugen für freie Arbeiter. (Zustimmung
bei den Kommunisten,) Soweit Pflichten in Betracht
kommen,soweit es sich nms Steuerzahlen handelt, so¬
weit es sich um die Beiträge zur Sozialversicherung
handelt, ist ber Arbeiter frei, hat er die Freiheit, zu
zahlen. Aber soweit es sich um das Arbeitsrecht han¬
delt, ist er sieknebeltin jeder Beziehung! Eine Be-
triebs'vertretnng, wie sie sonst in jedem Netriebe ist,
kennt man bei den Notstandsarbeitern noch nicht, und
alle Versuche auf diesem Gebiete haben bisher zn
keinem Erfolge geführt. Deshalb müßten Sie, wenn
die Ausführungen bes Zentrumsredners, baß Sie auch
eine anständige Existenz für die beschäftigtenArbeiter
wünschen, ernst gemeint sind, meiner Meinung nach
auch von dieser Stelle ans dafür sorgen, daß diese ein¬
schränkendenBestimmungen beseitigt werden.

Und wie sieht es mit der Entlohnnng ber sog, Not-
stanbsarbeiter aus? Der Tariflohn enthält nach den
Darlegungen des sozialdemokratischenRedners einen
höheren Zuschlag für Regentage, Nach unserer Auf¬
fassung aber bebeutet er nichts weiter als einen elenden
Hungerlohn, Rechnen Sie sich doch einmal aus. was
der Arbeiter bei einem Stundenlohn von 76 Pfennig,
abzüglichSteuern. Sozialversicherungs- unb Erwerbs-
losenvcrsichernngsbeiträge, bei einer vollen Woche zu
seinem Lebensunterhalt hat, nnb wie wenig er hat,
wenn in diese Woche noch einige Regentage fallen.
Dann wird man Wohl nicht mehr bie Auffassung haben,
daß in diesem Lohn auch noch etwas als Ansgleich für
Regentage enthalten ist.

Aber ber Erwerbslose soll in der Reges nur
stN Prozent dieses Tariflohnes haben. Das bedeutet
einen Stundenlohn von 61 Pfennig. Der Redner der
SozialdemokratischenPartei hat hier bie ganze Tabelle
der Erwerbslosenunterstiitzungssätze vorgetragen. Aber
es Märe sicherlich für die Beurteilung der hier zur Be¬
schlußfassung vorliegenden Anträge in Verbindung
mit dieser Vorlage richtiger und notwendiger gewesen,
einmal nachzurechnen,was nun der Notstandsarbeiter
tatsächlich bei dieser Arbeit erhalten wirb. Ich bin

überzeugt, wen» die Arbeiter so eingestellt wären wie
Sie, bann würden sie lieber bei der etwas geringeren
Unterstützung arbeitslos sein, als die viele Arbeit für
dieses wenige Geld zu leisten. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten,) Der Arbeitswille ist aber bei der Ar¬
beiterschaft noch so stark, daß sie auch einmal zu un¬
günstigen Bedingungen und schlechten Löhnen bereit
sind, zu arbeiten, wenn sie blos; arbeiten können und
ein klein wenig mehr als diese elende Unterstützung
bekommen. Aber wir verlangen, baß für den Fall, daß
unser Antrag bezüglich der Finanzierung abgelehnt
wird und Mittel der produktiven Erwerbslvsenfürsorge
znr Finanzierung benutzt wcr-deu,dann die Arbeiter
so gestellt "werden, als wenn es sich nicht nm Notstands-
arbeitcn, sondern um allgemeine sonstige Arbeiten han¬
delte. Die Bestimmungen lassen ja immerhin einiges
zn, wenn ber gute Wille vorhanden ist, im Interesse
ber Arbeiter etwas durchzuführen. In der Praxis
findet man diesen guten Willen selten. Wir setzen
ihn anch nicht bei der Provinzialverwaltung voraus.
Noch weniger sehen wir ihn bei ben sechs großen
Firmen voraus, die die Ausführung dieser Arbeit even¬
tuell erhalten werden. Wir nehmen an, daß hier ähn¬
lich Verfahren wird, wie wir es bisher in der Praxis
allgemein beobachten "konnten, (3s ist doch sicherlich ein
starkes Stück, wenn Unternehmer aus ber Durchfüh¬
rung von Notstllndsarbeiten nuu »och außerordentlich
große Profite ziehen. Bei dem vorliegenden Projekt
werden, ohne daß alle raffinierten Methoden der Aus¬
beutung angewandt werden, also in ber Annahme, daß
es sich hier um humane Unternehmer handelt, die
natürlich Weiße Raben in den Kreisen ber Ausbeuter
darstellen, immerhin von diesen 17 Millionen glatt
drei Millionen als Unternehmerprofit eingesackt
werden. Daß dieser Betrag ein viel höherer sein wirb,
liegt nicht nur im Bereich ber Möglichkeit, sondern
wird sogar wahrscheinlichsein.

Wie ist die Praxis bei ber Ausführung von Not-
staubsarbciten? Man sagt grundsätzlich: Vei Leistung
eines Facharbeiters kann — beileibe nicht muß —
der Lohn eines Facharbeiters verdient werden. Man
benutzt dazu sog, Lcistungszulagen, Leistnngsprämien,
die natürlich viel geringer sind als die tatsächliche
Leistung, bie der einzelne Arbeiter zu vollbringen hat.
Wer die Möglichkeithat, sich die nötige Nahrung zu¬
zuführen, und gesnnb ist, kann in drei bis vier Wochen
die Vrdarbeit in der gleichen Weise vollbringen wie
anch der sog, Facharbeiter, Aber warum kann man
nun nicht unbedingt nach einer solchen Zeit mindestens
den Tariflohn zahlen? Nein, barauf kommt es nicht
au, das ist nicht bas Entscheidende, Man muß viel¬
mehr durch Leistungsznlagen, durch Prämien oder aber
anch dnrch ansgesprochene Akkordarbeit, die insbeson¬
dere bei ben Ladekolonnen angewandt wirb, bie Mög¬
lichkeit znr Steigerung des Profits bis znm Letzten
ausnutzen. Ich kann Ihnen aus der Praxis folgendes
Beispiel sagen: Für die Höherlegung einer Straße —
allerdings keiner Provinzialstrahe — erhielt der Unter-
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nehmer Pro Kubikmeter bewegter Gvde 1,70 Mark.
Dieser Unternehmer bat der Ladekolonne zugemutet,
den Kubikmeter für 35 Pfennig zn laden (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Der Unternehmer hat von den
Leuten eine Stundenleistung von 2,4 Kubikmeter ver¬
langt. Leute, die bloß 1^ Kubikmeter pro Stunde
geladen haben, hat er als unbrauchbar entlassen, (Hört,
bort! links.) Wenn man die Gleisarbeiten, die Vrd-
Nertei'Iungsarbeiten wirklich gut berechnet, dann wird
dieser Unternehmer zur Durchsuchung dieser Arbeit Pro
Kubikmeter 70, höchstens 75 Pfennig, aufgewandt
bähen, Erhalten hat er aber von "der Gemeinde, die
mit 'den Mitteln der Produktiven Evwerbslosensürsorge
die Arbeit durchführte, 1,70 Mark. (Zuruf: Unerhört!
bei den Kommunisten. Znruf des AbgeordnetenVllter-
'odt: Welche Gemeinde?) Es ist die Gemeinde Rhein¬
dorf gewesen, die ihre Straße nach Wiesdorf höher¬
gelegt hat. Sie können diese Dinge nachprüfen. Gehen
Sie anch einmal an die Wupperregu'lierung nach Leich-
üngen. Dort hat man von den Leuten Akkordbedingun-
ne» verlangt. die unglaublich waren. (Zuruf des Ab¬
geordneten Vaterrodt: Welche denn?) Man hat von
ihnen Arbeitsleistungen verlangt, die täglich 12 und
!5 Kubikmeter betrugen. Das ist die Praxis, die an¬
gewandt wird, um den Arbeiter dnrch einige Pfennige
"lehr Lohn zu reizen, mehr herzugeben, als er in
Wirklichkeit herzugeben hat. Wer von Vrdarbeite»
etwas Ahnung bat, wer weiterhin weist, wie diese Leute
»nter den Witterungsrinflüssen zu leiden haben, welche
besonderen Aufwendungen sie neben einer guten Er¬
nährung bei dem starken Verschleiß an Schuhen und
«or allen Dingen auch an Kleidung haben, weiß, daß
biese Löhne, die normalerweise für diese Arbeiten ge¬
zahlt werden, viel z« gering sind, erst recht aber die
Löhne, die bei der Produktiven Erwerbslosenfürsorge
in Betracht kommen. Deshalb verlangen wir, daß
"ie in dem Betrage enthaltenen Unternehmerprosite
Wenigstens "den Arbeitern zugute kommen, die mit
'hren Klassengenossen70 Prozent Hes Betrages zur
Verstellung der Autobahn aufzubringen haben.

Das sind uusrre grundlegenden Anträge. Wir haben
weiterhin spezialisiert gefordert — und wir müssen
solche Sicherungen durch die Beschlüsse des Provinzinl-
landtags haben, wenn wir der Vorlage insgesamt zu¬
sammen sollen —. baß sowohl in bezug auf die Ar¬
beitszeit als auch in bezug auf die Entlohnung wirklich
erträgliche Verhältnisse bei der Durchführung dieser
Arbeit Geltung haben. Wir sind weiter der Auffassung,
baß hier zum Teil Leute beschäftigt werden, die zur
Erreichung der Arbeitsstelle von ihrem Wohnort aus
wöchentlich höhere Beträge für Fahrgelder aufwenden
«'üssen. Glauben Sie, baß man, wenn man 26 Mark
vro Woche als Verdienst hat nnd damit einer Familie
den Lebensunterhalt gewähren muß — fragen Sie nur
nickst, wie der ist —, dann noch drei, vier oder mehr
Mark für Fahrgelder aufwenden kann? Das RWE.

i und auch die Mülheimer Kleinbahngesellschaft,die in

diesem Gebiet Straßenbahnen betreiben, haben Fahr¬
preise, die in keiner Weise den Löhnen der Arbeiter
angepaßt sind. Auch die Fahrpreise der Zeitkarten auf
dieser Strecke sind zum Teil doppelt so hoch wie die der
DeutschenReichsbahn, A.-G. Deshalb verlangen wir,
daß diejenigen, die auf Grund ihrer Erwerbslosigkeit
zu dieser Arbeit kommandiert werden, für den Fall,
daß sie Fahrgelder aufwenden oder weite Wege zurück¬
legen müssen, dafür besondere Entschädigungenerhalten.
Es wird aber außerdem auch einem Teil der Arbeiter
nicht möglich sein, täglich nach Hause zu kommen,vor
allen Dingen, wenn — das ist auch unser Wunsch —
die Banzeit möglichst abgekürzt wird und eine größere
Zahl von Erwerbslosen, als zunächst vorgesehen war,
Beschäftigung erhält. Dann wird ein Teil der Ar¬
beiter nicht täglich nach Hause können. Für diese Ar¬
beiter muß Uuterkunfts- und Verpflegungsmöglichkeit
geschaffen werden. Wir haben, wenn die Provinz die
Hauptarbeiten uicht in eigener Regie durchführt, zu
den Unternehmern nicht das Vertrauen, daß sie solche
Einrichtungen schaffen, weil wir wissen, daß die Unter¬
nehmer nicht einmal solche Einrichtungen als Mittel
zum Zweck der Beschäftigungsmöglichkeitdieser Ar¬
beiter unterhalten, sondern daß sie diese Einrichtungen
auch wieder zu einer Profitguellc zu machenversuchen.
Es wäre schon der Gipfel der Gemeinheit, wenn die¬
jenigen, die zwangsweise diese Arbeit ausführen
müssen, gezwungen wären, in elenden Baracken zn
kampieren, fett- und kraftloses Essen zn sich zu nehmen
und dafür noch einen großen Teil ihres Verdienstes
aufzubringen. Das wäre doch wirklich eine nicht zn
»verantwortendeZumutung. Diejenigen, die von ihrem
Lohn noch eine Familie zu unterhalten haben, haben
für dergleichen Sonderanfwendnngcn, die mit der
Uebernachtnng und Verpflegung draußen im Zu¬
sammenhang stehen, von ihrem Lohn durchaus nichts
übrig. Aus dem Grunde haben wir verlangt, daß dir
Probinz diese Uebernachtnngs- und Verpflegungs¬
möglichkeitenvon sich aus als Bauherr schafft — das
halten wir technisch für durchaus möglich—, als eine
soziale Einrichtung schafft, und daß die Arbeiter auf
der anderen Seite nur das für die Unterbringung und
Verpflegung zahlen, was ihnen tatsächlich für diesen
Zweck als Zulage neben ihrer regulären Bezahlung ge¬
geben wird. Um das Defizit, das für die Provinz dar¬
aus sich bestimmt ergibt, decken zu tonnen, haben wir
beantragt, für diesen Zweck 500 000 Mark zur Ver¬
fügung zu stellen.

Im Ausschußhat man beschlossen,die beiden grund¬
legenden Anträge von »ns, eine Anleihe zu diesem
Zwecke aufzunehmen und keine Mittel der produktiven
Erwerbslosensürsorge in Anspruch zu nehmen, wie
auch den dazu gestellten Vventualantrag, der die
Streichung des Satzes aus der Vorlage des Provinzial-
ausschusses borsieht, der sich auf die Inanspruchnahme
der Mittel der produktiven Erwerbslosenfürsorge be¬
zicht, abzulehnen. Der Ausschuß hat weiter beschlossen,
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die übrigen Anträge von uns dem Provinzialnusschuß
als Material zu überweisen und eventuell dem nächsten
Provinziallandtag vorzulegen.

Wir werden natürlich im Gegensatzzu diesem Vor¬
schlage des Ausschusses beantragen, das; heute über
diese Anträge abgestimmt wird, und zwar vor dem
Hauptantrag, weil wir unsere Zustimmung zu dev
Vorlage von einem Minimum an Sicherungen für die
Arbeiterschaft abhängig machen, und zwar verlangen
wir einmal, Haß die 5N0N0NMark für die Bezuschussung
der Verpflegungs- und Uebernachtungsmöglichkeiten
bereitgestellt werden, und zum anderen, daß ein wei¬
terer Betrag in Höhe von 75NNN0 Mark zur Verfügung
gestellt wird — wir behalten nns vor, diesen Antrag
ebenfalls noch einzubringen —, um für die Arbeiter,
die als Notstandsarbeiter beschäftigt werden, von
feiten der Provinz in einer zulässigen Form einen
Ausgleichbis zum Tariflohn zu zahlen. Wir verlangen
ferner, daß eine Durchschnittsleistung von fünf Kubik-
meter in der Kolonne pro Mann nnd Tag festgelegt
wird. Es wurde uns gestern mitgeteilt, daß bei
der Kostenberechnung der Provinzialverwaltung eine
Durchschnittsleistung von 'sechs Kubikmeter angenom¬
men ist. Ferner wnrde nns mitgeteilt, daß die Firmen,
mit denen bereits über die Durchführung der Arbeit
Fühlung genommen ist, eine Durchschnittsleistung von
acht Kubikmeter angeboten haben, Sie sehen hieran,
daß das, was ich vorhin über die vorliegende Praxis
ausgeführt habe, sich hier bereits im Vorstadium be¬
findet. Ohne daß diese drei minimalen Bedingungen
angenommen werden, können wir es nicht verantwor¬
ten, dieser Vorlage zuzustimmen, nnd zwar deshalb
nicht, weil erstens 'die Arveiterschaft unmittelbar
7l1 Prozent der Kosten dieser Ginrichtung durch ihre
Beiträge zur produktiven Erwerbslosenfürsorge auf¬
bringt, weil zweitens diese Einrichtung vorwiegend
einer Oberschichtdient, die in der Lage ist, die Kosten
aufzubringen, die bei einer anderen Finanzierung des
Projekts aufgebracht werben müssen,und weil drittens
dann die Sicherungen nicht vorhanden sind, baß die
Arbeitszeit eingehalten und den beschäftigten Arbei¬
tern wenigstens der Tariflohn gezahlt wird. Wir sagen
Ihnen ganz offen: Wir Pfeifen auf Arbeitsbeschaffung,
wenn die Arbeiter bei dieser Arbeit nicht ihre Existenz
finden, (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wir
sagen Ihnen ganz klar: Die Arbeiterschaft lehnt es ab,
für einen Hungerlohn eine Dreckarbeit zu machen.
Wenn Sie dieser Auffassung sind, überlassen wir es
Ihnen, diese Arbeit zu diesen Bedingungen durchzu¬
führen. Wir sind durchaus damit einverstanden, daß
diejenigen, die nachher die Sache benutzen, auch jetzt
die Arbeit zu diesen Bedingungen machen. Der Ar¬
beiter steht sich wirtschaftlich besser, wenn er diese
bungerunterstützung weiterbezieht, anstatt hier seinen
Körper zu ruinieren um einen Betrag, der nur um
ein ganz geringes höher ist. Das ist unsere Auffassung
dazu. Wir sind überzeugt, daß die Arbeiterschaft diese
Stellung verstehen wird, daß die Arbeiterschaft, auch

die christliche, anerkennen wird, daß es nicht nur darauf
ankommt, zu arbeiten, sondern daß der Zweck der
Arbeit für die Arbeiterschaft ist, ihre Lebensbedürf¬
nisse einigermaßen zu befriedigen. (Zustimmung bei
den Kommunisten.) Die Herren von der Sozialdemo-
tratie mögen sich diese Argumente einmal ganz genau
überlegen. Wir werden nicht zunächst dieser Sache
unsere Zustimmung geben, um nachher zu versuche»,
das eine oder andere noch zn retten, sondern wir ver¬
langen diese Sicherheit bei der Schaffung einer Ein¬
richtung, die der Arbeiterschaft nur mittelbar dient,
indem die jetzigen Verkehrsverhältnisse auf dieser
Straße gebessert werdeu.

Es ist wirklich typisch, daß hier die Frage der
Gebührenerhebung auf feiten der Interessenvertreter
der Autobesitzernur eine ganz untergeordnete Bedeu¬
tung gehabt hat, daß diese Leute darin durchaus keine
Belastung erblicken. Man kann vielmehr jetzt schon
ganz deutlich erkennen, daß sie darin für sich einen
Vorteil sehen. Gs wäre ihnen natürlich viel angeneh¬
mer, wenn es heute schon möglich wäre, überhaupt eine
Gebührenfreiheit zu erhalten, um in dieser Form sofort
eine Subvention auf Kosten der Allgemeinheit ein¬
stecken zn können. Sie können sich darauf verlassen,
sobald diese Nahn fertig ist, wird von dieser Seite die
Initiative ergriffen werden, um, wenn nicht die Ge¬
bühren von vornherein sofort zu beseitigen, sie doch
wenigstens so zu gestalten, daß auch dann wieder die
Allgemeinheit einen großen Teil dieser Gebühren auf-
briugt und die zahlungsfähigen Schichtenmöglichst ge¬
schont werden. Das sehen wir schon heute ganz klar.
Nns dem Grunde unsere Stellungnahme.

Wenn die drei Bedingungen, die ich bereits behan¬
delt habe, nicht erfüllt werben, werden wir dieser Vor¬
lage nicht zustimmen. Ich möchte noch eins ergänzend
bemerken: Wir haben nicht nur eine achtstündigeAr¬
beitszeit verlangt, sondern wir haben verlangt, daß
wöchentlich ^2 Stunden gearbeitet wird, und zwar aus
verschiedenenGründen: Einmal, weil die weit entfernt
wohnenden Arbeiter, die insbesondere nur Sonntags
nach Hanse können, Montags nicht bei Beginn der
Arbeitszeit an der Arbeitsstelle sein können, also Mon¬
tags für sie ein späterer Arbeitsbeginn in Betracht
kommt. Gs ist diesen Leuten nicht nur vom mensch¬
lichen Gesichtspunkteaus zu gönnen, sondern es muß
eine glatte Selbstverständlichkeitsein, daß sie Samstags
nicht erst um 6, 9 oder 10 Uhr zu ihrer Familie
tommeu, sondern bereits am Frühnachmittag. Unter
Berücksichtigungdieser Verhältnisse muß Montags ein
späterer Arbeitsbeginn und Samstags ein früherer
Arbeitsschluß möglich sein. Gs ist selbstverständlich,
daß bei der Verkürzung der Arbeitszeit auch der ent¬
sprechende Lohnausgleich gezahlt werden muß, wie wir
es beantragt haben. Aber es kommt hier auch noch ein
anderer Grund in Betracht, der von prinzipieller Be¬
deutung ist. Ich habe Ihnen bereits vorhin die wirk¬
liche Ursache der Wirtschaftskrise angedeutet. Wenn
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Sie tatsächlichben guten Willen haben, die Arbeits-
losigleit wenigstens etwas einzudämmen, so ist das nur
möglich wenn gleichzeitigmit her technischen Entwick¬
lung der Wirtschaft die Arbeitszeit allgemein verkürzt
wird. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Wenn Sie
die Zahlen zugrunde legen, die heute vorhanden sind,
su würbe schon bei einer generellen achtstündigen Ar¬
beitszeit ein großer Teil der Erwerbslosen in den
Produktionsprozeß hineingebracht werden tonnen.
Wenn aber die Arbeitszeit allgemein auf 42 Stunden
verkürzt würde, dann würde die Möglichkeit bestchen,
ungefähr die Gesamtzahl >der Erwerbslosen zu be¬
schäftigen. Wir fordern nicht nur eine angemessene
Unterstützung für 'die Erwerbslosen, sondern wir for¬
dern eine Reorganisation der Wirtschaft, um allen Ar¬
beitsmöglichkeitenzu geben. Und wenn Ihre ganzen
Ausführungen bezüglich der Erwerbslosen keine Phra¬
sen und Heuchelei sein sollen, dann müssen Sie es doch
eigentlich alle begrüßen, daß man durch Verkürzung
der Arbeitszeit allen Arbeitsmöglichkeit gibt. Sollen
wir nicht 'die Arbeit, die ha ist, teilen, um dem ein¬
zelnen das Leben erträglicher zu gestalten, um das, was
wir heute für die Unterhaltung der Erwerbslosen auf¬
bringen, nun wirklich wirtschaftlicher anzuwenden, in¬
dem es als Lohn 'den Arbeitern zugeführt wird? Ich
glaube durchaus, daß Kiese Sache, volkswirtschaftlichge¬
sehen, vernünftig ist. Wenn wir das bei "dieser Arbeit
einer öffentlichenKörperschaft vorgeschlagenhaben, so
aus dem einen Grunde, um diesen Gedanken überall
bropagandistischvertreten zu können.

Nach «den Ausführungen der verschiedenen Fraktions¬
redner wie auch nach den Abstimmungen in der Kom¬
mission ist zunächstanzunehmen, daß unsere Anträge,
sowohl die grundsätzlichen wie auch die Anträge, die
sich auf die Arbeitszeit uud 'die Bezahlung von Zu¬
lagen für besondereFälle beziehen,abgelehnt oder dem
Provinz ialausschuß überwiesen werden. Wir sagen
Ihnen, daß damit für uns die Sache keineswegs ihre
Erledigung gefunden hat. Wir werden vielmehr alles
daransetzen,daß die Leute, die hier beschäftigtwerden,
auch als Notstandsar'beiter in ihren wirtschaftlichen
Organisationen sich zusammenfinden und den Kampf
fuhren um diese Dinge. Wenn Sie schon ein Interesse
daran haben, daß >die Ginrichtung ohne Verzögerung
fertiggestellt wird, 'dann werden Sie auch als Vertreter
der rheinische»Bevölkerung, als Provinziallandtags-
augeorduete, dem durch Zustimmung zu unseren An¬
trägen Rechnung tragen. Wir werden die Arbeiter
aufrufen, baß sie hier den Kampf um ihre Existenz mit
nlleu Mittel» führen, daß sie in keiner Weise unter
diesen erbärmlichen Kulibebingungen die Arbeit auf¬
nehmen, sondern daß sie, wenn ihnen dies zugemutet
wird, geschlossen den Kampf für anständige Vedingun-
Uen führen. Wir werden sie dabei unterstützen, und
auch die übrige Arbeiterschaft wird es verstehen, wenn
die Erwerbslosen, die als Notstandsarbeiter beschäftigt
werden, diesen Kampf führen, und die gesamte Ar¬

beiterschaftWird die Notstandsarbeiter hierbei auch in
entsprechenderWeise zu unterstützen wissen.

Das sind unsere Ausführungen. Ohne daß diese
drei Dinge, die leine grundsätzlicheBedeutung haben,
angenommen werden, können wir es nicht verant¬
worten, 'dieser Vorlage unsere Zustimmung zu geben.
(Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Vaterrodt.

Abgeordneter Vaterrodt : Meine Damen und
Herren! Es ist vielleicht nicht unnütz, daran zu er¬
innern, daß wir uns bei dem Punkte der Tagesordnung
befinden, der sich mit dem Bau einer Autobahustraße
zwischen Köln und Düsseldorf befaßt. (Sehr richtig!
rechts, Unruhe links.) Es wäre nicht verwunderlich,
weuu die Mehrzahl der Herrschaften das bei den mehr
als zweistündigen Ausführungen der Herren Vor¬
redner, die sich mindestens zu 90 Prozent mit anderen
Dingen befaßten, vergessen haben sollte. (Zuruf des
Abgeordneten Hack: Sie renommieren ja für die
Presse! Unruhe links. Glocke des Vorsitzenden.) ^tt,
werde mir Mühe geben, mich meiuerseits bei meinen
Ausführungen etwas mehr an die Tagesordnung zu
halten, als es bisher geschehenist, und hoffe, 'dabei
etwas schneller fertig zu werben.

Meine Freuude begrüßen die Vorlage, weil sie an-
eriennen müssen, daß der Bau der geplanten Straße
eine uuabweisbare Notwendigkeit ist und daß die Zu¬
stände aus der Pro'Uiuzialstraße Köln—Düsseldorf, fo,
wie sie sich letzthin entwickelt haben, unhaltbar ge¬
worden sind.

In deni Ausschuß, der gestern gebildet worden war,
war von unserer Seite beantragt worden, die Beschluß¬
fassung über die endgültige Veranschlagung der
Straße dem Provinziallandtag vorzubehalten, und es
war weiter beantragt worden, zu beschließen, daß die
mit der Ausführung der Bahn verbundenen Arbeiten
nicht in provinzieller Regie erfolgen dürfen. Wie Sie
aus dem Bericht des Herrn Berichterstatters gehört
haben, hat der Ausschuß unsere Wünschegrundsätzlich
als berechtigt anerkannt. Er hat sich aber auf 'den
Standpunkt gestellt, daß unser Antrag, betreffend
Nichtausführung 'der Arbeiten in provinzieller Regie,
durch Ablehnung des entgegengesetzten,negativ lau¬
fenden Antrages 'der kommunistischenFraktion an¬
genommen sei und daß im übrigen unser Antrag be¬
züglich des Vorbehalts der Genehmigung bes Provin-
ziallandtags zu dem endgültigen Voranschlag erledigt
sei durch einen seitens der Verwaltung selbst vor¬
geschlagenen Zusatzantrag, der dahin geht, daß die Ver¬
waltung 'der demnächstigenMärztagung des Provin-
ziallandtags über die bis dahin geleistetenVorarbeiten
berichten soll und daß alsdann auch dem Provinzial¬
landtag ein Voranschlag vorgelegt werden soll. Wir
hoffen, daß durch entsprechende Stellungnahme des
Hohen Hauses unsere Anträge auch in dem gleichen
Sinne im Hause selbst als erledigt angesehen werden
tonnen.
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Im allgemeinen halten wir es nicht für erforderlich,
im gegenwärtigenAugenblickgrößere Ausführungen zu
machen. Ich möchte nur einiges sagen zu der uach
unserer Ansicht wichtigstenFrage, zu derjenigen Frage,
die vor allen Dingen auch die öffentlicheMeinung am
»leisten erregt hat: das ist die Frage der Abgckbe.
Meine Freunde und ich sind grundsätzlichGegner jeder
derartigen Abgabe. Wir haben nicht den Wunsch, die
vorsintflutlichen Zeiten des Oltrois und des Schlag-
daums wieder heraufzubeschwören. Wir haben uns
aber davon überzeugen müssen,daß auf "der einen Leite
der Bau der Bahn, wie ich vorhin sagte, eine un¬
abweisbare Notwendigkeit ist und daß auf der andereu
Seite der Bau im gegenwärtigen Augenblick, ohne eine
Abgabe einzuführen, nicht durchgeführt wenden kann,
weil die Uebernahme der laufenden Kosten für Ver¬
zinsung und Amortisation auf die laufenden Mittel
der Provinz nicht möglich ist.

Wir möchten aber nicht unterlassen, bereits jetzt
als unsere Ansicht zu betonen, daß die Abgabe leine
Dauereinrichtung werden darf und daß sie fallen ge¬
lassen bzw. ermäßigt werden muß in dem Umfange,
wie die Amortisation der Anlage fortschreitet. Wir
würden uns zu keinem Zeitpunkte damit befreunde,
tonnen, daß etwa die Verwaltung den Versuch mache»
sollte, aus einer derartigen Abgabe eine neue Ein¬
nahmequelle für die Provinz zu erschließen. Wir be¬
balten uns vor, zu gegebener Zeit entsprechendeAn¬
träge zu stellen.

Was die borgeschlageneStaffelung der Abgabe an¬
betrifft, so sind wir der Auffassung, daß die Einheits¬
sätze von 5, Pfennig für Personenkraftwagen und
!0 Pfennig für Lastkraftwagen untragbar sind und
daß zum mindesten eine weitere Staffelung eintreten
muß, und zwar eine Staffelung nach unten, entweder
nach Pferdestärken, nach Gewichtoder nach irgendeinem
anderen Maßstabe, «der sich ohne weiteres aus den Zu¬
lassungspapieren, die bei jedem Kraftwagen vorhanden
sein müssen, ergibt, so daß daraus irgendwelche Schwie¬
rigkeiten bei der Feststellung der Höhe der Abgabe nicht
würden entstehen tonnen. Es ist jedenfalls unmöglich
einen kleinen Wagen von vier Pferdekräften, der von
dem Besitzer selbst gefahren wird, mit genau «derselbe«
Abgabe zu belegen wie einen großen Personenkraft¬
wagen von etwa 2U Pferdekrafteu. Ebenso ist es un¬
möglich,einen leichten Ford-Lieferwagen, wie sie heute
in großem Maße üblich sind, mit derselben Abgabe zu
belegeu wie einen 2a-Tonnen-Lastwagen. Das ist nach
unserer Ansicht ausgeschlossen; es muß dn eine weiter¬
gehende Staffelung eintreten.

Meine Damen und Herreu! Mit dem Bau der
geplanten Kraftwagenstraße von Köln nach Düsseldorf
ist aber die allgemeineFrage der Verkehrsregelung und
der Verkehrssicherheit auf unseren Provinzialstraßen
in keiner Weise erledigt. Es ist vorhin schon von an¬
derer Seite darauf hingewiesen worden, daß das
schlimmste Uebel und die größten Gefahrenquellen die

Eisenbahnübergänge sind. Auch wir möchten den
Wuusch hegen, daß von feiten der Provinz alles ge¬
schieht, um darauf hinzuwirken, daß die zahlreichen
Niveaukreuzungen, die heute noch vorhanden sind,
möglichstbald und restlos beseitigt werden; denn eine
größere Gefahrenquelle gibt es in unserem ganzen
provinziellen Straßennetz nicht. Ich gebe mich freilich
leinen übertriebenen Erwartungen hin, daß das sehr
bald gelingen wird, denn die Reichsbahndirettio»
scheint nach der Richtung hin sehr engherzig und sehr
zugeknöpft zu seiu, wenigstens nach dem, was uns von
unserem Freunde von Netten erklärt worden ist, dem
im Reichsvertehrsministerium kürzlich gesagt wurde,
der Standpunkt der Reichsbahn ginge dahin, daß wir
wieder zu dem Grundsatz zurückkommenmühten, daß
jeder die Bahn auf seiue eigene Verantwortung zn
treuzen habe. Ich hoffe, daß die Provinz diesem
Grundsatz mit allem Nachdruckentgegentreten wird,
und daß sie, wenn ihr einmal dieser Grundsatz ent¬
gegengehalten werden sollte, mit Nachdruck den Grund¬
satz vertritt, daß auch die Reichsbahn sich den allge¬
meinen, öffentlichenInteressen unterzuordnen und an¬
zupassen hat (Sehr richtig! bei der Wirtschaftlichen
Vereinigung), denn die Zustände, wie sie gegenwärtig
sind, vor allen Dingen die indolente Haltung der
Reichsbahn in dieser Frage, sind auf die Dauer für
die anderen öffentlichenOrgane unerträglich.

Ich will damit meine Ausführungen schließenund
hoffen, daß die Vorlage hier eine möglichsteinmütige
Annahme findet.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßeu : Das
Wort hat Herr von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Durch die Ausführungen der Herren
Vorredner hat sich bei fast allen wie ein roter Faden
der Gedanke hindurchgezogen,daß es Wohl notwendig
sei, als Kompensation auch an Zukunftsaufgaben der
Provinz in anderen Landesteilen nicht nur gerade
zwischen Köln und Düsseldorf zu denken. Es wird
meine besondere Aufgabe sein, Ihnen ganz kurz eine»
Blick auf deu Koblenzer Bezirt und die Wirtschaftslage
dieses Bezirks zu geben, um Ihnen an Hand dieser
Wirtschaftslage zu zeigen, wie notwendig es ist, eine
besondereFürsorge für den südlichenTeil der Provinz
eintreten zu lassen.

Wenn Sie bitte bedeuten wollen, daß in dem be¬
setzten Gebiet ungefähr 120 000 Menschen leben, welche
einer fremden Armee und fremden Staaten angehöre»,
und daß diese Menschen restlos ihre ganzen Bedürf¬
nisse an Kleidung, an Schuhzeug, sogar an Lebeiis-
mitteln, an Gemüse, an Konserven, überhaupt an
allem, was sie zum Lebensunterhalt brauchen, aus dem
Auslande 'beziehen, dann wird Ihnen auch klar sein,
wie weit die Lebensfähigkeit der Wirtschaft in dem
Koblenzer Bezirt geschmälert ist. Wenn nun die
Provinz, der Staat und das Reich die Aufgabe haben,
für die Teile, denen es schlechter geht, zu sorgen, dann ist
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es ganz 'sicher der südliche Teil der Rheinprouinz, de^
unter der Nefntznngslast seufzt und dein unter allen
Uniständen «geholfen werden muß.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es
notwendig ist, bei Gelegenheit der nächsten Tagung,
etwa im März nächstenJahres mit der Provinzial-
verwaltung einmal zu besprechen,wie die gesamten
Zutunftsaufgaben in der Rheinprovinz sich auf ver-
lehrspolitischemGebiet gestalten sollen. Es ist auf die
Dauer nicht möglich.Heute hier und morgen da für
Teillösungen zu sorgen, ohne daß man weiß, wie die
Meinung des Provinziallandtags, des Provinzial-
uusschussesnnd bor allen Dingen auch der gesamten
Provinzialverwaltung auf dem Gebiete der großen
Zukunftsaufgaben der Provinz liegt. Erst wenn wir
darüber einmal eine umfassendeAuskunft seitens der
Verwaltung erhalten haben, werden wir uns auch eiu
klares Bild darüber machen können, welche Aufgaben
nun in den einzelnen Landesteilen zu den vordring¬
lichsten gehören, welche zuerst der Lösung bedürfen und
welche vielleicht weiter zurückgestelltwerden tonnen.

Ich will nicht auf das zurückkommen,was bereits
uesagt ist; ich möchte mich deswegen speziell mit den
Frage» des Koblenzer Gebiets beschäftigen.

Meine Damen und Herreu! Was ich in diesem
Lalle über die Provinzialverwaltung sagen will, soll
nicht etwa ein Vorwurf gegen die Provinzialverwal¬
tung sein. Es soll auch in keiner Weise gesagt sein,
daß die Provinz bisher ihre Aufgaben unserem Bezirk
»egenüber vernachlässigt hat, sondern es soll lediglich
eine Anregung sein, wie man in Zukunft vielleichtdort
neue Aufgaben aufgreifen muß, denn die Umgestaltung
der Dinge hat neue Aufgaben gebracht, hat die Ver¬
hältnisse 'verändert, und veränderte Verhältnisse er¬
fordern auch andere Lösungen,

Wenn Sie das Straßennetz der Provinz einmal auf
der Karte verfolgen, so werden Sie sehen, daß die
ganzen Straßenzügc der Provinz, wie es eben die
"^graphische Gestaltung der Provinz mit sich bringt,
l» erster Linie in uordsüdlicher Richtung verlaufen.
T>ns bringt auch der ganze Werdegang des Verkehrs
»ut sich. Es ist 'der Wille und die Absicht des ober¬
rheinischen Gebiets, den Verkehr parallel mit dem
Rhrinstrum nach dem niederrheinischen Gebiet, nach
d^u Industriegebiet, zu führen. Aber, meine Damen
und Herren, die Rationalisierung der Wirtschaft, wie
Ne eingetreten ist, hat doch gezeigt, daß unter allen
Umständen eine weitere Zusammenballung der Indu¬
strien mn Niedcvrhein stattfinden wird. Man muß sich
darum fragen: Was soll nun aus dem südlichenTeile
der Provinz, aus dem oberrheinischenGebiet werden?
Dieses oberrheinischeGebiet, abgesehen von örtlichen
Industrien, von denen ich besonders die Steinindustrie
und die Eisenindustrie in einzelnen Teilen des Wester-
Waldesnenne, kann dann bloß ein Erholungsland für
den industrialisierten Norden der Provinz bleiben,
wohin die Arbeiteruiassen der Werktätigen Bevölke¬

rung auf dem kürzesten Wege für das Wochenende
gehen tönneu, um sich in den gebirgigeren Teilen der
Provinz zu erholen. Nachdem, wie ich schon ausgeführt
habe, die Basis für ideu Konsum unserer Erzeugnisse
geschmälertist, wird es die Aufgabe der Landwirtschaft
sein, ein Ueberschußgcbiet,ein Erzeuguugsgebiet, ein
Versorgungsgebiet für den industrialisierten Norden
unserer Provinz zu werben. Meine Dameu und
Herren! Diese Versorgung gerade mit den bort er¬
zeugten landwirtschaftlichenArtikeln hat zur Voraus-
setzuug,daß außer der Nordwestrichtung des Verkehrs
in einem weit Höheren Maße als bisher eine Ostwest-
richtuug des Verkehrs eintritt. Es müssen Verkehrs¬
wege geschaffenwerden, welche einmal für den Per¬
sonenverkehr, für den Erholungsverkehr die gebirg-
reichen Gegenden des Südens der Provinz erschließen
und welche zum anderen den landwirtschaftlichenPro¬
dukten es ermöglichen,auf dem kürzestenWege an die
Hauptverkehrsadern, an den Rhein und die parallel zu
ihn» laufenden Eisenbahnen, Straßen usw. heran¬
geführt zu werde».

Meine Damen und Herren! Die Belange des
ganzeu oberrheinischen Bezirks erfordern mit zwin¬
gender Notwendigkeit, die beiden Rheinufer in einen
engeren Kunner. miteinander zu bringen. Wir brauchen
am Oberrhein unter allen Umständen eine Lösung der
Frage: Wie ist das Verkehrsnetz des rechten Rhein¬
ufers mit dem des linken Rheinufers in Zusammen¬
hang zn bringen? Wenn ich Ihnen da die Gelegenheiten
nennen darf, so haben wir, im Süden angefangen, ini
Zuge des Nahetales eine Brücke, die zu strategischen
Zwecken gebaut worden ist, bei Bingen. Diese Brücke
wird heute für den Verkehr nicht ausgenutzt und
würde für den Durchgangsverkehr, für den täglichen
Verkehr hergerichtet, eine wesentliche Verbesserung der
Wirtschaftslage des Nahegebiets bedeuten. (Abgeord¬
neter Krawintel: Sehr richtig!) Eine ebensolche Ver¬
bindung, die auch aus strategischen Gründen gebaut
und heute nicht ausgenutzt ist, ist die große strategische
Brücke bei Linz-Remagen, die mit augenscheinlicher
Deutlichkeit in das Ahrtal hineinweist und für 'das
Uhrtal ganz neue Vertchrsmöglichkeiteneröffnet und
dazn beitragen könnte, die Wirtschaftslage gerade des
Ahrgebiets einer wesentlichenHebung zuzuführen.

Ganz im argen, meine Damen und Herren, liegen
aber die Vertehrsverhältttisse über den Rhein in der
Provinzialhlluptstadt Koblenz. In Koblenz laufen
weil es nun einmal die alte preußische Hauptstadt
war, die alten Preußischen Staatsstraßen zusammen. Ob
nun rechtlichbegründet oder nicht, das will ich hier,
weU die Zeit zu weit vorgeschritten ist, ununtersucht
lassen, moralisch haben unter allen Umständen Staat
und Provinz die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die
Wirtschaft in dem so arg gefährdeten Gebiete um
Koblenz nicht weiter dadurch Schaden leidet, daß ein
Verkehr von dem rechten nach dem linken Rheinufer
unmöglich gemacht Wird.
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Meine Damen und Herren! Ich verkenne keines¬
wegs, daß es sehr schwierig für die Provinz sein wird,
heute oder in der nächstenZukunft an die Frage von
Brückenbauten heranzutreten. Es soll auch nicht die
Absicht sein, hiermit etwa die Provinz zn Brücken¬
bauten anzuregen. Was ich aber anregen möchte und
für unbedingt notwendig halte, ist, daß Provinz und
Staat in viel weitergehenden: Maße als bisher den
Lebensnotwendigkeitendes Südens der Provinz Rech¬
nung trugen und daß in das allgemeine Ar^beits- und
Verkehrsprogramm, das, wie ich schon angeregt habe,
unter allen Umständen einmal einer Besprechung
unterzogen werden muß, auch diese Pläne mit ein¬
bezogenwerden in dem Sinne, daß bie Provinz dazu
einen namhaften Betrag und Zuschuß leisten muß.

Meine Damen und Herren! Ich habe mir erlaubt,
die Gedantengänge, die für das Koblenzer Gebiet von
ausschlaggebender Bedeutung sind, in einer kurzen
Denkschrift, die ich dem Herrn Landehauptmann mit
einem Gutachten ber Industrie- und Handelskammer
in Koblenz zusammen überreichen werde, nieder¬
zulegen, und habe die Hoffnung, daß Provinzial-
verwaltung und Provinzialausschuß sich mit den für
unser Gebiet vitalen Lebensfragen einmal beschäftigen
werden.

Meine Damen und Herren! Ich habe dann noch
einen Auftrag meiner Fraktion zu erledigen, nämlich
die Stellungnahme zu dem sozialdemokratischenAn¬
trage, der uns heute zur Abstimmung vorgelegt ist,
darzulegen.

Meine Damen und Herren! Ucker die Tendenz
des Antrages der SozillldemokrntischenPartei gehen
wir hinweg. Wir haben mit Interesse davon Kenntnis
genommen, daß die Sozialdemokratische Partei alte
Forderungen der bürgerlichen Parteien nunmehr auf¬
gegriffen hat, und wir geben unserer Freude darüber
Ausdruck, daß die SozialdemokratischePartei nunmehr
auch ihr Herz für bie Landwirte, die Winzer und den
Mittelstand entdeckthat (Zuruf eines sozialdemotra-
tischen Abgeordneten: Immer gehabt hat!), und
stimmen darum dem Antrage zu. (Heiterkeit.)

Stellvertretender BorsitzenderDr. Sa « ßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Es sind von den Rednern der verschiedenen Fraktionen
Aeußerungen getan worden, die nicht unwidersprochen
bleiben dürfen.

Ich möchte mich zunächstmit den: Redner ides Zen¬
trums, »dem Herrn Landrat Ereutz, etwas befassen.
(Heiterkeit.) Herr Landrat Ereutz hat im N«men des
Zentrums festgestellt,auch seine Partei wünsche, daß
es ben Arbeitern gut gehe. Herr Landrat Ereutz ist ja
im Bau von Autostraßen seit einigen Jahren Fach¬
mann. Er hat es ja sehr gut verstanden, auch für seinen
Kreis etwas an Straßenbau durchzusetzen, bas mit bem
Autoverkehr zusammenhängt, wenn es auch nur eine
Autorennstratze sst. Infolgedessen hat er sich doch

allerhand Fachkenntnisseangeeignet, die er heute im
Namen seiner Fraktion zum besten geben tonnte. Er
hat aber die Erfahrungen hier nicht zum besten gc,
geben, die er mit den Zuständen gemacht hat, unter
denen die Arbeiter bei dem Bau des Nürburg-Rings
arbeiten und leben mußten. Es würde Ihr Bild
etwas abgerundeter gestaltet haben, Herr Landrat,
wenn Sie dieses Kapitel aus Ihren Erfahrungen nicht
vergessen hätten. Ich mute Ihnen kein kurzes Ge¬
dächtnis zu, so boshaft bin ich nie, besonders wenn es
sich um einen Landrat handelt. (Heiterkeit.) Aber ich
nehme boch an, Herr Landrat, daß Sie wohlweislich
diese Erfahrungen zu verschweigenwußten, weil Ihre
Partei auch noch einen Flügel hat, dem solche Fest¬
stellungen, die gewissermaßenamtlich wären, recht un¬
angenehm werden könnten. Sie haben bei dem Nür¬
burg-Ring Notstandsavoeiter beschäftigt,die man aus
der halben Rheinprovinz zusammentransportiert und
in menschenunwürdigen Wohnbaracken untergebracht
hat, wie zu einem späteren Zeitpunkte der Provinzial¬
ausschuß der Rheinprovinz selbst feststellen konnte.
Während des ersten Teiles der Arbeiten an der Auto-
bahu in: Nürburg-Ring wissen Sie, Herr Landrat, aus
eigener Anschauung, daß es dort in dieser Hinsichtnoch
sehr viel schlechter bestellt war als zu dem späteren
Zeitpunkt, wo der Provinzialausschuß vorstellig ge¬
worden ist. Nicht nur in unserer Presse, sondern auch
in Zeitungen anderer Parteirichtungen und sog. neu¬
tralen Zeitungen sind Klagen über die Arbeits¬
bedingungen der Arbeiter am Nürburg-Ring, zum
Teil in der «llerschärsstenForm, laut geworden. Des¬
halb hätten wir gerade von Ihnen, Herr Landrat, der
Sie ja auch Beamter sind und als solcher nach den Ge¬
setzen und Bestimmungen des preußischenStaates auch
die Interessen der Allgemeinheit vertreten, erwartet,
baß Sie hier «uch zum Ausdruck gebracht hätten, was
Sie in Ihrer amtlichen Eigenschaft über die Verhält¬
nisse zur Kenntnis genommen haben, unter denen die
Arbeiter am Nürburg-Ring arbeiten mußten. Es ist
das ein sehr bedauerlicherMangel in Ihrer Rede, 'den
wir hiermit öffentlich festnageln wollen. lZuruf des
AbgeordnetenDr. Ereutz: Ich bin bei der Tagesordnung
geblieben!) Sie bleiben immer dann bei ber Tages¬
ordnung, wenn dieses Verbleiben im Interesse der
Unternehmer ist. Wenn es aber im Interesse der Ar¬
beiter ist, d«nn werden Sie erst recht nicht von der
Tagesordnung abweichen.

Nur eins: Am Nürburg-Ring hat man den Nut¬
standsarbeitern 52 Pfennig Stundenlohn gezahlt. Man
hat bann von den Arbeitern als Verpflegungskosten
7« Pfennig für ein Mittagessen und 50 Pfennig für
ein Abendessenverlangt. Das waren 1,20 Mark. Dazu
kamen 10 Pfennig für eine Zichorienbrühe, die mor¬
gens und nachmittags ohne Brot verabreicht wurde.
Ferner 20 Pfennig für das Nachtlager. Nun rechne»
Sie sich einmal aus, was da noch bei 4,08 Mark Lohn
für den einzelnen Arbeiter übrig bleiben tonnte —
er mußte sich boch noch etwas Brot und etwas
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Marmelade zum Ausstrich besorgen —, was er dann
noch seiner Familie von seinem Notstandsarbeiter-
verdienst nach Hause schicken konnte. Der Herr Land¬
rat hat selbst einmal bei einem Besuch Gelegenheit ge¬
habt, sich von der Qualität des Essens zu überzeugen.
Er hat es aber im Interesse seiner Gesundheit und
seines Magens vorgezogen, die ihm angebotene Kost an
diesem Tage nicht zu genießen. (Hört, hört! links.)
Herr Landrat, wir haben diese Episode in einem Ar¬
tikel vom 13. Februar >d. I. festgehalten. Diese Episode
dürfte Ihnen doch nicht unbekannt sein oder Sie dürf¬
ten sie doch noch nicht vergessenhaben. (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Creuh: Waren Sie dabei?) Wir
haben die ganzen Zeugen, auch die Leute gehört, die den
Herrn Landrat aufgefordert haben, er sollte einmal das
Essen versuchen. Am Abend vorher hatte man den
Leuten einen Kartoffelsalat angeboten, wobei von
52 Mann 47 es abgelehnt haben, dieses Essen über¬
haupt in Empfang zu nehmen. Und am anderen Tage
hat man den übriggebliebenen Kartoffelsalat, der mitt¬
lerweile sauer geworden war, in die Linsensuppe hin¬
eingegeben. Und diese Suppe, Herr Landrat, hätten
Sie auslöffeln müssen. (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Wenn wir diese Er¬
fahrungen am Nürburg-Ring gemacht haben, dann
werden Sie es unserer Fraktion doch nicht verargen
können, wenn wir setzt mit sehr großem Mißtrauen
der neuen Geschichte gegenüberstehen. Wir haben jetzt
die Dinge von einer anderen Seite zu betrachten. Wir
«lochten nicht, daß nachher der Herr Landeshauptmann
auch in die Verlegenheit käme, ein ihm angebotenes
Mittagsmahl ablehnen zu müssen. Also schon im
Interesse der Gesundheit des Herrn Landeshaupt¬
manns mußten wir wünschen, daß sich in diesem Hause
eine Mehrheit für unsere Forderungen, die durchaus
berechtigt sind, gefunden hätte. (Heiterkeit.) Aber ich
sehe, daß der Herr Landeshauptmann auch erst bekehrt
werben wird durch die Erfahrungen, die er später dort
wachen wird. Sonst würde er sich namens der Ver¬
waltung dafür eingesetzt haben, daß unseren Forde¬
rungen entsprochen worden wäre. Ich glaube, ich
brauche über die Nürburg-Ning-Grfahrungcn nicht
noch viel zu sagen, besonders nicht über die Frage der
Unterbringung. Es wird sich auch hier bei dem Bau
der Autostraße Köln—Düsseldorfdie Notwendigkeit er-
lleben, wenigstens Teile der Arbeiter zu verpflegen und
unterzubringen, weil sie nicht nach Hause fahren
können. Unseres Wissens haben die Unternehmer
sogar gesordert, daß bei den Notstandsarbeitern, die
chnen zugewiesenwerden, zum mindesten 33^ Prozent
Facharbeiter sind. Diese Forderung wird auch dazu
führen, daß ein Teil der Arbeiter nicht täglich nach
Hause gehen kann, und es muß ein Aeauivalent dafür
«eboten werden, daß sie die ganze Woche über dort
Unterkunft nehmen müssen.

Ich habe nun noch dem Herru Landrat Creutz auf
seine Aufforderung: Deutsche,kauft deutsche Autos! zu
sagen: Da haben Sie wirklicheinmal das rechte Wort

am rechten Platz gesagt. Es gibt in diesem Landtag
auch viele Leute, die bisher bewußt die Marke Eitroen,
Ford usw. vorgezogen haben. Der Aufruf ist hier tat¬
sächlich an der richtigen Stelle erfolgt; die Leute, die
es angeht, werden es ja wissen.

Ich komme nun zu dem Herrn Vaterrodt, den ich
direkt mit dem Herrn Oberbürgermeister Hartmann in
Verbindung bringen möchte. Herr Oberbürgermeister
Hartmann stellt sich im Namen seiner Fraktion hierhin
und erklärt: „Daß mit der städtischen Regie nicht ren¬
tabel gearbeitet werden kann, das haben die Erfahrun¬
gen bewiesen. Gs kann nur dann rentabel gewirt¬
schaftet werden, wenn man die Arbeiten an Unter¬
nehmer vergibt." Das sagt ausgerechnet der Leiter
einer großen Kommune. Das wirft ein merkwürdiges
Licht auf die Zustände in Nemscheid. Wenn Sie das
sagen, muß es tatsächlich in Nemscheid sehr schlecht aus¬
sehen, Herr Oberbürgermeister, (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Ja, da hat er recht!) Es gibt aber
auch viele Kommunen, wo man sich ernstlich mit der
Frage der städtischen Regie auf verschiedenenWirt¬
schaftsgebietenbeschäftigt und wo die städtischeRegie
gute und große Resultate erzielt hat. Wenn das bei
Ihnen in Remscheid nicht der Fall ist, so fällt zunächst
die Schuld auf Sie, Herr Oberbürgermeister. (Heiter¬
keit.) Die traurigen Erfahrungen, die Sie gemacht
haben, sind tatsächlich nicht dazu geeignet, Ihre Tätig¬
keit als Oberbürgermeister in der Öffentlichkeit in ein
glänzendes Licht zu stellen. (Nachen rechts.)

Sie befinden sich da aber in einer ehrenwerten Linie
mit dem Herrn Vaterrodt. Er hat durch seine Freunde
beantragt, daß die Ausführungen irgendwelcher Ar¬
beiten seitens der Provinz in provinzieller Regie nicht
erfolgen sollen. Das ist eines von den Steckenpferdchen,
die der Herr Vaterrodt reitet. Die lassen wir ihm auch
in Köln. Er muß doch wenigstens etwas sagen. Das
ist das einzige, was er weiß, außer seiner Rechts-
anwaltsprazis. (Heiterkeit.) Deshalb hat er diesen
Antrag auch hier vorgebracht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Vaterrodt: Der scheint Sie aber arg zu kitzeln!)
Er gibt mir eine willkommene Gelegenheit, mich mit
Ihnen zu unterhalten, Herr Vaterrodt,- das tue ich
doch bekanntlich so gern. (Zuruf des Abgeordneten
Haas: In der MittelstandsUersammlung!) Sie wissen
es: „In der Mittelstandsversammlung, wo wir auch
Hand in Hand marschiert sind", wenigstens nach Ihrer
Auffassung, Herr Haas.

Herr Vaterrodt hat hier auch einen Zuruf gemacht;
er frug, unter welchen Bedingungen gearbeitet werden
müßte. Herr Vaterrodt hat für seine Fraktion, in der
auch Vertreter weMätiger Schichten sind, kein Wort
verloren für die kleinen Winzer und die kleinen Sparer,
die ihr Vermögen durch die Inflation und die Schuld
der anderen Parteien verloren haben. Sie, Herr Vater¬
rodt, haben bei diesem Projekt kein Wort darüber ver¬
loren, ob auch die Interessen der Arbeiter gewahrt
werden. Ich glaube aber, Herr Rechtsanwalt, daß Sie
sehr gut wissen, welche Anwaltsgebühren Sie zu for-
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bern haben. (Heiterkeit.) Und ich glaube nicht, daß
Sie da gewillt sind, Notstandstarife einzuführen, wenn
jemand zu Ihnen kommt, der in bedrängter Lage ist.
Herr Kaiser sieht mich schon so an, bei ihm ist nämlich
dasselbe der Fall. (Heiterkeit.) Sie und Herr Vater-
rodt werden bestimmt nicht »die weißen Raben unter
den Rechtsanwälten sein, die sich unter allen Umständen
mit »den vorgeschriebenenAnwaltsaebühren begnügen,
die nicht wissen, auch noch sonstige Nebeneinnahmen
herauszuschlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen (den
Redner unterbrechend): Ich bitte Sie, zur Sache zu
reden.

Abgeordneter Knab (fortfahrend): Wenn Sie also,
Herr Vaterrobt, von »diesem Ihrem Standpunkt aus
Ihre berechtigten Berufsinteressen zu wahren wissen,
so müßte man auch von Ihnen verlangen, daß Sie
gegenüber den notleidenden Arbeitern dasselbe Inter¬
esse zeigen; das muß man aber bei Ihnen vermissen.

Damit komme ich zu der Frage: Was bekommen
denn dort die Arbeiter? Der Redner »der sozialdemo-
iratischen Fraktion hat schöne und gute Zahlen über
das gegeben,was ein Erwerbsloser bekommt. Er hat
auch angedeutet, daß ein Notstandsarbeiter von dem,
was er bekommt, nicht leben kann. Er hat es aber
vorgezogen, keinen Vergleich zu ziehe» zwischen dem,
was ein Notstandsarbeiter, und dem, was ein Erwerbs¬
loser bekommt. Nehmen wir an, es würde sich um
einen Notstandsarbeiter handeln, der verheiratet ist
und nur ein Kind hat — das ist noch nicht einmal der
Durchschnitt —, 'ich nehme den Fall aber einmal zu¬
gunsten der Verwaltung au, während »der Durchschnitt
Verheiratete mit zwei Kindern sind. — Gin solcher
Verheirateter mit einem Kind wird in der Ortsklasse ^
an ErwerbKlosenunterftützung wöchentlich19,32 Mark
beziehen. Diese 19,32 Mark werden ihm netto aus¬
gezahlt ohne jede weiteren Abzüge. Wenn er nun Not¬
standsarbeiter bei Her Autostraße wird, bann erhält
er einen Stundenlohn von 61 Pfennig. Das wird für
ihn in der Woche 29,28 Mark bei Mtünbiger Arbeits¬
zeit sein. Davon gehen noch an Erwerbslosen-, Kran¬
kenkassen-, Invalidenversicherungsbeiträgen — voraus¬
gesetzt,daß er keine Stuern zu zahlen hat — zirka
3,10 Mark ab, so daß er noch 26,18 Mark ausgezahlt
bekommenwird. Die Differenz zwischen den:, was »der¬
selbe Arbeiter als Erwerbsloser bekommt, und dem,
was er als Notstandsarbeiter bezieht, ist 7 Mark pro
Woche. (Zurus eines Kommunisten: Abzüglich Fahr¬
geld!) Darauf komme ich noch. Nun überlegen Sie
sich: Von diesen 7 Mark soll er bann den Mehraufwand
an Kräfteverlust durch bessere Ernährung ersetzen. Es
kommt weiter die Tatsache hinzu, daß ihm an manchen
Stunden am Tage, mitunter auch für ganze Tage, die
Arbeit durch Regen oder sonstige Witterungseinslüsse
unmöglich gemacht wird. Es kommen »die Feiertage
hinzu, »die auch nicht bezahlt werden. Hinzu kommt
ferner »der Umstand, daß er bei seiner Arbeit in er¬
höhtem Maße Bekleidungsstücke »verschleißt,die er sonst.

wenn er nicht arbeitet, nicht in solchem Maße strapa¬
zieren würde. Es kommt »weiter hinzu, »daß ein großer
Teil der Arbeiter eine größere Wegestrecke zu gehen
oder zu fahren hat. Wir »werden es nicht so machen
können, daß jeder Arbeiter nur eine halbe Stunde von
seiner Wohnung zur Arbeitsstätte haben wird. Gerade
von »den Großstädten Köln und Düsseldorf und auf den
dazwischen liegenden Strecken wird sich oft ein über
ein, bis zweistündiger Arbeitsweg hin und her ergeben.
Wenn Sie alle diese Dinge berücksichtigen, so sehen Sie,
wenn Sie dem Projekt der Verwaltung ohne weiteres
und ohne Sicherungen für »die Arbeitsbedingungen der
Arbeiter zustimmen, daß »damit für die Arbeiter un¬
erträgliche Zustände geschaffen werden. Sie, meine
Damen und Herren vom Zentrum, besonders diejeni¬
gen, die da Arbeiterbertreter sein wollen, müssen sich
überlegen, daß da nicht nur Kommunisten arbeiten
werden — denen würden Sie mit Freuden so etwas
aufhalsen —, sondern baß wahrscheinlichauch christ¬
liche und sonstige Arbeiter, die parteipolitisch nicht
organisiert sind, ebenfalls unter diesen Bedingungen
zu arbeiten »haben.

Ob Sie allerdings auf die Stimme »dieser Arbeiter
hören, »das ist eine andere Frage. Wir glauben nicht
daran. Sie haben ja noch nicht einmal »das Vertrauen,
daß ein Verbandsdirektor von Ihnen Regierungs¬
präsident werden kann. (Heiterkeit.) Um wieviel
weniger werden Sie auf bie Stimme Ihrer Arbeiter
hören, wenn die sich über »die Arbeitsbedingungen be¬
schweren. Wir werden den christlichen Arbeitern dann
sagen: Ihre Freunde »haben der Verwaltung eine
Blankovollmacht ausgestellt, Sie haben durch ihre
Zustimmung zu den: Veschlußentwurf »der Verwaltung
die Grundlage dafür geschaffen, baß ihr jetzt mit einem
Mehr, das zwischen 5 und 7 Mark pro Woche schwankt,
draußen unter den allerungünstigsten Arbeitsbedingun¬
gen arbeiten müßt. Das sollten Sie, meine Damen
und Herren vom Zentrum, sich reiflich überlegen. Sie
denkennun: Na, die Geschichte geht auch einmal vor¬
bei, die Anträge gehen an den Provinzialausschuß und
bort werben wir ihnen ein Begräbnis erster oder
zweiter Klasse bereiten, und die Sache ist erledigt. Die
Sache ist damit zwar auf dem Papier erledigt, in Wirt¬
lichkeit beginnt sie bann aber erst draußen, meine
Damen und Herren. Diese Straße muß gebaut werden.
Sie wird nicht einfach hingezaubert. Da wirb kein
Wunder und kein Gott helfen, wie bei dem englischen
Vergarbeiterstreik, wie Herr Louis Hagen meinte, son¬
dern ba werden die harten Tatsachen zu den Arbeitern
sprechen, die dort zu arbeiten haben. Aus diesen
Gründen sollten Sie es sich reiflich überlegen, ob Sie
so ohne weiteres unsere berechtigten Forderungen ab¬
lehnen »wollen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Schluß
noch kurz auf »die Entschließung der sozialbemokratischen
Fraktion eingehen. Wir »sehen, daß in »dieserEnt¬
schließung eine Reihe von Forderungen enthalten ist
die auch wir akzeptieren tonnen. Es sind aber auch
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eine Reihe von Forderungen darin, denen wir wegen
ihres nicht Präzise ausgedrückten Inhalts nicht zu¬
stimmenkönnen. Wir werden uns bei der Abstimmung
über diese Entschließung der Stimme enthalten. (Ohol-
Rufe bei den Sozialdemokraten.)

Damit dies von Ihnen nicht so ausgelegt werden
kann, als seien wir gegen den sozialdemokratischenAn¬
trag, werde ich gleich noch einige Erläuterungen dazu
geben. Es ist bezeichnend,daß diesem Antrage das
ganze Haus zustimmenwird. Weil er ben Herren nichts
kostet, deshalb werden sie zustimmen. Diese Herren
werden aber nicht die Konsequenz aufbringen, daß sie
sich nun im Landtag und im Reichstag für die berech¬
tigten Forderungen der sozialdemokratischenFraktion
einsetzen. Es wirb Ausgabe der Vertreter der Arbeiter¬
schaft sein, im Reichstag und Landtag einmal diese
Dinge herauszugreifen und zu sagen: Hier, meine
Herren, eure Freunde im Rheinischen Provinziallanb-
tag sind scheinbarandere als Sie hier. Wir haben zwar
hier sogar Reichstags- und üandtagsabgeordnete,
Staatsrats- und Reichsratsmitglieber in der Provin-
zialverwaltung und im Provinziallandtag. Aber es
scheint, wenn die Herren aus der Rheinprovinz heraus
sind, ist ihr „rheinischesGewissen"zu Hause geblieben,
bann ziehen sie das Berliner Gewissen in Berlin auf,
und sie vergessen bas, was sie hier selbst mit gefordert
haben. (Heiterkeit.) Wir werden unsere Freunde im
Reichstag und Landtag von dieser Entschließung unter¬
richten und werden bei allen Beratungen im Reichstag
und Landtag Ihre Freunde darauf hinweisen. Dann
werden wir feststellen,ob Sie bei der Stange bleiben
oder ob das hier für Sie nur eine große Geste gewesen
'st, bie man mitgemacht hat.

Ich will nun auf folgendenPunkt der Entschließung
eingehen: „Gemeinden, Kreise und Städte sind im all¬
gemeinen in der Bekämpfung der bittersten Not bis
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gegangen."

Meine Herren von der Sozillldemotratie! In bieser
allgemeinen Formulierung geht das zu weit. Es gibt
gewiß Städte und auch Gemeinden, die tatsächlichbis
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gegangen sind,
besonders solche Gemeinden, wo die Arbeiterschafteinen
Maßgebenden Einfluß auf die Gemeindegeschäftehat.
Aber bas ist nicht allgemein der Fall; das wird auch
berr Haas, der diesen Antrag verfaßt hat, wissen. Es
gibt eine Reihe von Gemeinden, wo auch Ihre Freunde
der Auffassung sind, baß die Gemeinden auf vielen
Gebieten, die Sie hier anschneiden,bedeutendmehr tun
könnten, wenn nur der gute Wille in den Gemeinde¬
vertretungen dazu vorhanden wäre. Wenn wir dem
zustimmen würden, würde das ein Freibrief für alle
bie sabotierenden Gemeindeverwaltungen und Ge¬
meindevertretungen sein. Aus diesem Grunde gefällt
Uns diese Formulierung nicht.

Wir stimmenbem zu, daß es Pflicht des Reichesund
bes Staates ist, dem notleidenden Volk mehr, als es
bisher geschehen ist, zu helfen. Wir wünschten zwar.

daß es ba heißen würde: „dem notleidenden Werk¬
tätigen Volk", und daß außer den Notleidenden aus
dem gewerbetreibenden Mittelstande, den Kleinbauer!!
und Winzern auch bie Schicht der arbeitenden Klasse
hier zum Ausdruck gebracht worden wäre.

Dann halben Sie hier gesagt: „Die beste und erfolg¬
reichste Hilfe für alle ist die Arbeitsbeschaffung." Ja¬
wohl, das ist bie beste Hilfe. Arbeit wird auch die
Grundlage bes kommunistischenStaates, ber kommu¬
nistischenGesellschaftsein. Aber es kommt doch nicht
nur darauf an, daß gearbeitet wird, sondern auch dar¬
auf, uuter welchen Bedingungen gearbeitet wird. Und
das vermissen wir ebenfalls in bieser Formulierung.
Hier wird einfach Arbeitsbeschaffunggefordert. Gerade
die Vertreter ber Sozialdemokratie, die in den städti¬
schen Verwaltungen tätig sind, wissen von »der Tat¬
sache, die ich auch in der letzten Vorstandssitzung des
RheinischenStädtetages angeschnitten habe, baß heute
eine Reihe von Städten mit der Laterne auf der Suche
sind, um überhaupt noch ein Gebiet für Notstands¬
arbeiten ausfindig zu machen. Die unsinnigsten Ar¬
beiten werden zum Teil als Notstandsarbeiten aus¬
geführt, während man wichtige Arbeiten, wie Kanali¬
sationen, Wegeanlagen oder Wohnungsbau für solche
Leute, bie nicht die Mittel haben, selbst zu bauen ober
Mitglieder einer Genossenschaft zu werden. Nicht in die
Notstandsarbeiten aufnimmt, trotzdem es hier gilt, den
größten Notstand, der an den Wurzeln der Arbeits¬
kraft in Deutschland frißt, zu beseitigen. Die Tatsache
ist allgemein bekannt. Deshalb müßte man doch hier
von ber Sozialdemokratie verlangen, daß sie auch sagt,
wie man sich die Arbeitsbeschaffung denkt und unter
welchen Bedingungen diese Arbeit für die ausführen¬
den Hände gewährleistet oder gegeben Wirb.

Wir glaubten, daß man bei der Gelegenheit ber
Arbeitsbeschaffungauch auf die Frage der achtstündigen
Arbeitszeit mit aller Deutlichkeit hingewiesen hätte.
Das wäre unbedingt notwendig gewesen. Das ist für
uns auch eine grundsätzlicheFrage. Besonders ver¬
langen wir, baß der Wegfall der Ueberstunben endlich
einmal gefordert wird. Wir wissen, daß die Arbeiter¬
organisationen noch einen schweren Kampf, sogar
gegen eigene Mitglieder, zu führen haben werden, um
in ber Praxis durchzusetzen,daß bie Ueberstunden¬
leistung endlich einmal beseitigt wirb.

Meine Damen und Herren von der sozialdemokra¬
tischen FraktionI Wir glauben auch nicht, daß Ihre
Forderung nach einem Eisenbahnsondertarif sür die
Wurmkohle, bie Erze des Siegerlandes und des Lahn¬
gebietes im Interesse der Rheinschiffahrtohne jede wei¬
tere Bindung akzeptiert werden kann. Es hätte zum
wenigsten die Bindung daran geknüpft werden müssen:
Wenn Eisenbahnsonbertarife, bann aber auch Gewähr¬
leistung, daß sie sich auswirken auf den Preis ber Kohle
und Vrze in der Industrie. Aber heute sehen wir, daß
durch Trusts, Kohlensyndikate und Eisensyndikate die
Preise bestimmt werden. Wir sind überzeugt, wenn

3*
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Eisenbahnsondertarife ohne jede Bindung vom Reich
gewährleistet würden, sie sich nicht in einer Senkung
der Preise für Kohle, Eisen und Erz auswirken würben.
Deshalb müßte das unbedingt da hinein kommen.

Zum letzten haben Sie gefordert, daß auch der Woh¬
nungsbau in die produktive Erwerbslosenfürsorge auf¬
genommen wird. Auch dieser Forderung stimmen wir
restlos und vorbehaltlos zu. Wir haben auch in der
letzten Vorstandssitzung des Rheinischen Städtetages
verlangt, daß auf wie Tagesordnung der nächsten
Tagung des Rheinischen Städtetages die Frage des
kommunalen Wohnungsbaues gesetzt wird. Diesem An¬
trage ist auch entsprochen worden, und so wird die nächst¬
jährige Tagung im Mai sich Wohl auch mit der Frage
des kommunalen Wohnungsbaues zu befassen haben.
Da wird es auch Ihre Aufgabe sein, meine Damen und
Herreu, ohne Unterschied der Partei, auch in Ihren
Kommunen und in Ihren Kreisen darauf hinzuwirken,
daß mit aller Wucht die Kreise und Gemeinden sich
dafür einsetzen, daß der Wohnungsbau in die pro¬
duktive Grwerbslosenfürsorge aufgenommen wird. Ich
habe schon aus Kreisen des Zentrums in kommunal-
politischen Blättern mehrfach Entschließungen und
Ausführungen von Vertretern des Zentrums gelesen,
wonach auch in diesen Kreisen die Auffassung herrscht,
die Frage des Wohnungsbaues für minderbemittelte
Schichten in die Notftandsarbeiten aufnehmen zu
tonnen.

Meine Damen und Herren! Zum Schlüsse möchte
ich Ihnen das eine sagen: Wenn Sie auch jetzt unseren
Anträgen ein Begräbnis erster Klasse im Provinzial-
ausschuß zugewiesen haben, wo unter Ausschluß der
Öffentlichkeit darüber beschlossen werden soll, so
werden Sie es auch nicht verhindern können, daß diese
Anträge, ob in dieser oder in einer abgeänderten
Form, hei der nächsten Gelegenheit im Plenum wieder
auftauchen. Wenn aber die Entwickelung des von der
Verwaltung ausgearbeiteten Projekts soweit fort¬
geschritten ist, daß Sie sich nicht mit der Entschuldigung
hierherstellen können und sagen: „Jetzt ist leider nichts
mehr daran zu ändern, wenn wir das damals gewußt
hätten, würden wir vielleicht etwas anderes getan
haben." Wir sagen es Ihnen deshalb jetzt, damit Sie
nicht später an ein zu kurzes Gedächtnis appellieren
können.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Wenn ich vom wirtschaftlichen Standpunkte aus zu
dem Projekt und zu den Ausführungen, die hier
gemacht worden sind, Stellung nehmen soll, so kann ich
feststellen, daß von der SPD. bis zu den Deutsch¬
nationalen sich der wirtschaftlicheGeist in der Zu¬
stimmung zu diesem Projekte ausprägt. (Bravo!)

Es kommt zum Ausdruck, daß es sich hier nicht um
etwas ähnliches handelt, wie wir es leider vielfach in
der Debatte hören mußten, als der Nürburg-Ring ge¬

nannt wurde. Dort handelt es sich um eine sportliche
Veranstaltung, hier handelt es sich um die einfache Er¬
füllung der Menschenpflichtgegenüber wirtschaftlichen
Nöten. Wenn Sie mit diesem Kennzeichendie Vorlage
ansehen wollen, meine Damen und Herren, dann
werden Sie uns zustimmen, wenn wir es bedauert
haben, daß eine große Partei den Herrn Direktor vom
Nürburg-Ring — wenn ich so sagen darf — hier an
dieser Stelle für die Autobahnstraße sprechen ließ. Es
ist etwas ganz anderes bei diesem Projekt, als es beim
Nürburg-Ring gewesenist.

Wenn wir als Sparer dazu Stellung nehmen sollen,
meine Damen und Herren, so wird es uns hart, einer
Vorlage, die einen Kostenaufwand von 17 Millionen
verlangt, zuzustimmen, während die Forderungen der
Sparer noch unerfüllt sind. Denn wir betrachten die
sämtlichenKommunen, mögen sie sein, welche sie wollen,
als unsere Schuldner und sagen: Macht erst dann eine
neue Bewilligung, wenn die alte Schuld bezahlt ist!
Da es sich aber hier um eine einfacheNotstandsarbeit
handelt, da es eine zwingende Notwendigkeit ist, dieses
Projett auszuführen, so lassen wir Sparer diese Be¬
denken fallen und erfüllen eine einfache Menschenpflicht,
indem wir der Vorlage zustimmen.

Lassen Sie mich noch ein paar Worte dazu sagen.
Wenn Sie die Autos, die demnächstauf der Straße
fahren werden, sich einmal etwas genauer ansehen, so
werden Sie unter den Insassen eine große Anzahl
finden, die früher noch nicht einmal mit einer Schub¬
karre gefahren sind, geschweige denn mit einem Auto.
Wenn diese heute Auto fahren, so tun sie das von dem
Vermögen der alten Sparer. Sie haben früher ihre
Wohlgerüchenicht durch ein Autoabgasrohr verbreitet.
(Andauernde schallende Heiterkeit. Glocke des Vorsitzen¬
den) Meine Damen und Herren! Die zweite Kate¬
gorie derjenigen, die auf dieser Straße fahren werden,
sind diejenigen, die ihrem Beruf, ihrer Pflicht nach¬
kommen. Das sind diejenigen, denen wir helfen müssen.
Die dritte Kategorie sind diejenigen (Zuruf: Die früher
schon gerochen haben! Heiterkeit), die, wenn sie eine
Panne erleiden, nicht in der Lage sind, die Kosten
dieser Panne zu bestreiten.

Für uns Sparer, meine Damen und Herren, ist es
gleichgültig,ob eine von diesen drei Kategorien auf der
Straße fährt. Wir sehen das Wesentlichedarin, daß
wir diejenigen, die draußen wohnen, wo die Mutter
dauernd in Angst ist um ihr Kind, schützen. Wir sehen
das Wesentlicheder Vorlage darin, daß der Menschge¬
schützt werden soll.

Als die Vorlage im Provinzialausschuß zur Be¬
sprechung stand, da bin ich die Strecke zu Fuß ge¬
gangen. lVravo!) Wenn Sie alle dasselbe getan
hätten, wäre dieses lange Gerede nicht nötig gewesen.
(Heiterkeit.)

Sie haben nun soviel von der wirtschaftlichenSeite
gesprochen. Meine Damen und Herren! Die wirt¬
schaftliche Rentabilität der Straße kann keinem Zweifel
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unterliegen. Wenn wir bei der Grwerbslosensürsorge
für Arbeit sorgen wollen, so kann es nicht zweifelhaft
sein, daß Arbeit allezeit der beste Volkserzieher gewesen
ist. Sie (zu den Kommunisten) mögen nun mit 9,
7 oder 5 Mark Mehrverdienst die Woche rechnen, damit
können Sie die Wohltat, die der Menschheit durch die
Arbeit gebracht wird, nicht aus der Welt schaffen.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie sparen doch!)
Wenn Sie gearbeitet hätten, wären Sie Sparer, wie
wir es sind; wir haben arbeiten gelernt. Wer arbeitet,
kann sparen, und wer nicht spart, will nicht arbeiten.
(Lachen links; Zuruf eines kommunistischen Abgeord¬
neten: Von 2N Mark die Woche kann man 40 Mark
sparen!)

Wenn Sie, meine Herrschaften von der Linken, aber
sagen: Wir müssen die Negiearbeit haben, so lassen Sie
mich als Praktiker lZuruf links: Im Sparen!) in der
Negiearbeit ein Wörtchen dazu sagen. — Wenn Sie
erst soviele Jahre auf sich haben und soviele Millionen-
bauausführungen in: Regiebetrieb verantwortlich ge¬
leitet haben wie ich, dann können Sie auch einmal
wieder das Wort dazn nehmen. (Zurufe links.) Meine
Damen und Herren! Wenn Sie keine sachlichen Aus¬
führungen hören wollen, sondern nur Schlagworte,
dann setzen Sie Ihre Zwischenrufefort. — Sie können
im Regiebau von heute auf morgen überhaupt nichts
ausführen. Sie können in Regie Wohl drei oder 300,
vielleicht auch noch 3000 Kubikmeter bewege,:. Wie
wollen Sie aber Tiefbauten einer solchen Art ohne wei¬
teres im Regiebetriebe ausführen? Meine Damen und
Herren! Wie wollen Sie denn die Baugeräte und
alles auf einmal beschaffen? Die Bauausführung
würbe ja dreimal so teuer werden, als sie setzt veran¬
schlagt ist. Meine Damen und Herren! VergessenSie
doch nicht: Gerade in Ihrem Interesse, im Interesse
der Vertreter der Linken, hat man sich doch seinerzeit
vom Regiebetrieb zum privaten Baubetrieb umgestellt.
Denken Sie doch bitte einmal zurück an die Zeit von
WO, dann werben Sie doch zugeben müssen, daß man
hier nicht einfach mit Schlagworten eines Tages wieder
den Regiebetrieb einführen kann. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Sie können sa nur Kasernen in
Regie bauen, Herr Major!) Nein, ich habe Tiefbauten
der größten Art, Millionenprojekte verantwortlich ge¬
leitet. Sie brauchen hier nicht von Kasernen zu reden.
Sie wissen eben nicht, wer ich bin. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Doch, Herr Major!) Meine Damen
und Herren! Der Regiebetrieb ist möglich und durchführ¬
bar, wenn der Wille dazu da ist (Sehr richtig! links) und
wenn ine notwendigen Vangeräte und die Bauleiter
zur Verfüguun stehen. Sie können aber keine Straßen-
Unter- und -Neberführungen oder Kunstbauten ein¬
fach mit der Schippe und der Hacke bauen. (Zuruf
des Abgeordneten Oberdörster: Wer hat das denn ver¬
langt?) Darauf geht Ihre Forderung hinaus. (Zuruf
links: Wir haben «keine Kunstbauten!) Meine Damen
und Herren! Wenn Sie hier rufen: „Wir haben leine
Kunstbauten!", so beweist das, daß Sie sich mit dem

Projekt überhaupt noch nicht befaßt haben, baß Sie
überhaupt noch nicht hineingesehen haben; sonst wäre
ein solcher Zuruf überhaupt nicht möglich. (Zuruf des
Abgeordneten Knab: Das ist doch aus dem Antrag her¬
ausgelassen!)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zu
Ende kommen, (Ironisches Bravo!) Das Wesentliche
liegt in dem, was die Handelskammer in Köln in ihren:
Gutachten gesagt hat. Sie hat erklärt: Die Zustande
auf der Provinzialstraße sind unhaltbar. Wenn wir
noch ein Gewissen haben und unsere Pflicht noch
kennen,wenn wir wissen, daß selbst für 1? Millionen
ein einziges Menschenlebengeschützt werden muß, dann
kann kein Zweifel sein, daß wir der Vorlage zustimmen
müssen.

Und Ihnen, meine Herren von der Linken, möchte
ich zum Schluß sagen: Vergessen Sie nicht, daß man
heute zu wenig lehrt, daß Arbeit ehrt! (Einzelner Bei¬
fall in der Mitte und rechts. Ironischer lauter Beifall
bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderD r. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Der Herr Abgeordnete von Stedman hat eine pro-äomo-
Rede gehalten, denn er hat 97 Prozent seiner Aus¬
führungen darauf verwandt, Koblenz und Umgegend
in den Mittelpunkt zu stellen. Am Schlüsse seiner Aus¬
führungen hat er dann aber geglaubt, gegenüber der
sozialdemotratischen Fraktion einen Witz machen zu
können. Ich muß schon sagen: Dieser Witz war sehr
faul. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Aber
richtig!) Er hat nämlich gesagt, er freue sich darüber,
daß die sozialdemoiratischeFraktion alle die Forde¬
rungen aufgenommen habe, die die bürgerlichen Par¬
teien bisher gestellthätten. Ich möchte demgegenüber
doch sagen, daß ich bisher noch nicht gewußt habe, daß
die Arbeitsgemeinschaft eine Partei des schaffenden
Volkes ist. (Lachen rechts.) Ich habe bisher lediglich
gewußt, daß ganz besonders die Partei des Herrn von
Stedman eine Partei der Großagrarier, der Schlot¬
junker usw. war. Daß diese Partei bisher solche Ar-
beiterforderungen gestellt hat, das ist mir neu gewesen.
sZuruf: Große Koalition!) Wenn Herr von Stedman
wenigstens einmal versucht hätte, den Beweis für seine
Behauptung zu erbringen. Daß meine Ausführungen
das Richtige treffen, hat der kommunistischeRedner,
Herr Abgeordneter Knab, bewiesen, denn er hat Ihnen
gesagt, er hoffe, daß das nicht lediglich eine Geste sei.
Wenn er es auch nicht mit denselben Worten gesagt
hat, so hat er doch dem Sinne nach geäußert, es genüge
nicht, daß die bürgerlichen Parteien unseren Antrag
annähmen, sondern sie müßten auch den Mut haben,
im Reichstag und im Landtag für diese berechtigten
Forderungen der SoziäldemokratischenParte: einzu¬
treten. Daraus geht schon deutlich hervor, daß diese
berechtigten Forderungen der SoziaMemolratischen
Partei auch nach der Ansicht des Herrn Knab bisher
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nicht von den bürgerlichen Parteien und sicher nicht
von der Partei des Herrn Stedman gestellt worden sind.

Der Herr Kollege Knab hat »dann erklärt, seine
Fraktion stimme im allgemeinen unserem Antrage zu,
müsse sich aber wegen verschiedenerPunkte, die nicht
klar genug ausgedrückt seien, der Abstimmung ent¬
halten. Er hat vor allen Dingen darauf hingewiesen,
daß doch nicht alle Gemeinden, Kreise und Städte bei
der Bekämpfung der Not bisher an hie äußersteGrenze
der Leistungsfähigkeit gegangen seien. Ich möchte ihn
darauf aufmerksam machen, daß in unserem Antrage
ausdrücklichsteht: „Gemeinde!:,Kreise und Städte sind
im allgemeinen in der Bekämpfung der bitter¬
sten Not bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit
gegangen." (Zuruf des Abgeordneten Knab: Nur ein¬
zelne!) Bitte schön, das schließt in sich, daß wir genau
auf demselben Standpunkt stehen wie der Herr Knab,
daß es auch Gemeinden, Kreise und Städte gibt, die
bisher nach unserer Auffassung nicht genügend getan
haben. Das brücken wir mit diesen Worten aus.

Er hat «dann weiter gesagt, in dem Antrage sei
nichts gesagt über die Bedingungen, unter welchendie
Arbeiten ausgeführt werden sollen. Herr Knab, ich
bin der Auffassung, über diese Bedingungen kann man
dann reden, wenn die betreffendeArbeit akut wird, im
allgemeinen aber, namentlich hinsichtlich des Acht¬
stundentages und der Ueberstunden, von denen Sie
sprachen,liegen diese Bedingungen durch Verfügungen
des Neichsarbeitsministers fest. Er verlangt bei der
Notstandsarbeit die achtstündige Arbeitszeit; er ver¬
langt weiter, daß bei Notstandsarbeiten keine Ueber-
stnnden gemachtwerden. Aus diesem Grunde brauchten
w i r das nicht noch besonders zu fordern. Uns kommt
es vielmehr darauf an, daß vor allen Dingen größere
Reichs- und Staatsmittel für die bedrängte Rhein-
Provinz und für die vielen Arbeitslosen, die wir haben,
gegeben werden. Wir stellen die Arbeitsbeschaffung
in den Mittelpunkt, Wir sagen: Je mehr Arbeit be¬
schafft wird, um so eher können wir bem Arbeiter
helfen, um so eher können wir dem Mittelstände, dem
Kleingewerbetreibenden und dem Winzer helfen. Das
ist die Hauptsache, das Primäre, was in unserem An¬
trage ist.

Aus den Ausführuttgen des Herrn Knab — das
möchte ich zum Schlüsse noch sagen — mußte ich
schließen, daß die KommunistischePartei unserem An¬
trage zustimmen und sich nicht wegen einiger weniger
Wünsche, die sie noch hat, der Abstimmung enthalten
würde. Nachdem Herr Knab aber gesagt hat, seine
Partei würde sich der Abstimmung enthalten, ist mir
eingefallen: das ist so ähnlich wie mit der Autostraße

/ selbst. Im Provinzialausschuß war der Herr Kollege
Knab für die Autostraße (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Begeistert!), und heute hier im Pleuum will
er gegen die Autostraße stimmen. Die Herren sagen:
Wenn unsere Antrage nicht angenommen werden, dann
werden wir gegen die Autostraße stimmen, im Pro¬

vinzialausschuß hörte man davon nichts. Das ist meiner
Meinung nach ein klein wenig Eiertänzerei. (Abge¬
ordneter Gerlllch: Sehr richtig!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Am Ende Her langen und ausführlichen
Beratung habe ich zunächst 'die angenehme Aufgabe,
den Dank der Provinzialverwaltung und des Provin-
zialnusschnssesdafür auszusprechen,daß sämtlichePar¬
teien von der Arbeitsgemeinschaftbis zur Sozialdemo-
kratie dem Projekt sich zustimmend gegenübergestellt
und bei dieser Gelegenheit auch manches anerkennende
Wort für die allgemeine Arbeit der Provinzial¬
verwaltung auf dem Gebiete des Verkehrswesens ge¬
funden haben.

Die Kommunistische Partei hat als einzige dem
Projekt widersprochen. Der Herr Abgeordnete Haas
hat schon darauf hingewiesen, daß dieser Widerspruch
nicht so sehr alt ist, sondern daß noch vor einigen
Wochen maßgebende Stellen der Kommunistischen
Partei dem Projekt ganz anders gegenüberstanden.
Und auch heute glaube ich, daß der Widerspruch zum
Teil darauf zurückzuführen ist, daß die Herren doch
über einzelne der der Projektierung zugrunde liegen¬
den Gesichtspunkte, vor allen Dingen auch auf deni
Gebiete der Beschäftigung der Erwerbslosen und der
Aufbringung der Mittel, nicht voll und ganz unter¬
richtet sind. Das geht z. V. aus der Aufstellung des
Herrn, Abgeordneten Oberdörster hervor, wonach
70 Prozent der Mittel der produktiven Erwerbslosen¬
fürsorge, die hier verwendet würden, aus Arbeiter-
groschen stammten, d. h. aus den Beiträgen der Arbeit¬
nehmer zur Erwerbslosenfürsorge. Selbstverständlich
ist das vollständig verkehrt. Nicht ein Pfennig aus
diesen Mitteln wird für die produktive Erwerbslosen¬
fürsorge verwendet, denn bekanntlich reichen diese
Mittel noch nicht im entferntesten, um nur die Kosten
der unterstützenden Erwerbslosenfürsorge zu decken;
dazu müssen noch Reichs- und Staatsmittel zugeschossen
werden, und die sämtlichen Mittel für die produktive
Erwerbslosenfürsorge und für Notstandsarbeiten
fließen aus den Reichs- und Staatsmitteln,

Ich glaube auch, baß die Wähler der Kommunisti¬
schen Partei in den Bezirken Benrath, Langenfeld,
Wiesdorf und Opladen den übrigen Parteien dieses
Hauses dankbar sein werden, daß sie sich nicht dem
ablehnenden Votum der KommunistischenPartei an¬
geschlossen und nicht ebenfalls die Vorlage abgelehnt
haben, sondern ihr zur Durchführung verhelfen. (Sehr
richtig!) Ich stimme da durchaus dem Herrn Abge¬
ordneten Pohl zu: Die größte Wohltat wird durch
diese Vorlage uicht so sehr den Autofahrern als viel¬
mehr den Bewohnern und vor allem auch den Arbei¬
tern der in Betracht kommendenOrtschaften erwiesen.

Der Herr Abgeordnete Knab hat sich dann um
meine Gesundheit außerordentlich besorgt gezeigt, in-
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dem er befürchtete, wenn seine Vorschlägenicht ange¬
nommen würden, dann könnte ich demnächst, wenn ich
einmal bie Arbeiten an der neuen Autostraße besuchte,
so schlecht beköstigt werden, wie das im Gebiete des
Nürburg-Rings der Fall gewesen wäre. Herr Abge¬
ordneter Knab, wir beide 'sind einmal gemeinsam zwei
Tage im Gebiete des Nürburg-Rings herumgefahren.
Ich glaube, wir sind da in einer Weise beköstigt worden,
daß wir keine Befürchtung zu haben brauche». Wenn
es uns bei den Arbeiten an ber neuen Autostraße auch
so geht, dann kommen wir beide mit dieser Bekösti¬
gung aus. (Rufe: Au, au! Große Heiterkeit.)

Zu den Anträgen der Kommunistischen Partei
möchte ich aber noch grundsätzlichbemerken: Sie sind
keineswegs abgelehnt worden; vielmehr sind sie dem
Provinzialausschuß zur Prüfung überwiesen worden.
Ich bin überzeugt, daß diese Prüfung im Provinzial¬
ausschuß mit aller Sorgfalt erfolgen wird. Wie dies
fchon früher bei den Vorberatungen der Vorlage ge¬
sagt worden ist, ist es auch die Absicht der Verwaltung,
für die Arbeiter, die von außen herangezogen werben,
in Form von geeigneter Unterbringung und Bereit¬
stellung von Zwischenmahlzeitenalles zu tun, was aus
sozialen Gründen sich als nötig herausstellen wird.

Es ist bann bieses Projekt von den meisten Red¬
nern mit Recht in den Rahmen des gesamten Straßen-
bauvrogramms der Rheinprovinz hineingestellt wor¬
den, und man hat Anlaß genommen, nunmehr die
Wünsche zu äußern, die auch aus ben anderen Gebieten,
namentlich aus dem Süden ber Rheinprovinz, in be/,ug
auf Verbesserungen im Straßenwesen geltend zu
machen sind. In dieser Hinsicht bin ich selbst auch noch
zu ausdrücklichen Erklärungen aufgefordert worden.
Zunächst wird es mir leicht, eines zu erklären. Das
ist, daß eine paritätische Behandlung ganz gewiß statt¬
finden soll. Wenn aus irgendeinem anderen Bezirk
der Rheinprovinz uns ein Ttraßenbauprojekt gebracht
wird, das die Provinzialverwaltung so wenig tostet
und ben Etat so wenig belastet, nämlich überhaupt
nicht, so find wir selbstverständlichbereit, bieses Projekt
sofort zur Durchführung zu bringen. Leider ist das
aber mit ben anderen Straßenbanprojetten, die uns
aus den anderen Gebieten der Provinz gebracht wer¬
ben, nicht ber Fall. Infolgedessen ist es auch ganz
verkehrt, hier das Wort „Kompensation"zu gebrauchen.
Kompensationen können hier nicht in Frage kommen,
denn für diesen Bezirk hier wird für den Bau der
Autostraße aus Provinzmitteln nichts geleistet.

Damit ist aber ben übrigen Bezirken nicht gedient.
Es ist ihnen auch nicht damit gedient, baß ich ebenso
nachdrücklich erklären kann, baß infolge des Baues der
Autostraße auch nicht ein Pfennig weniger an anderer
Stelle für Straßenbauzwecke ausgegeben wird, als es
ohne die Autostraße der Fall wäre, aus dem einfachen
Grunde, weil bie Ausgaben der Autostraße ja den
Haushaltsplan überhaupt nicht belasten werden. Im
Gegenteil, der Netrieb der Autostraße stellt auf dem

Gebiete des Straßenbauwesens eine Ersvarnismaß-
nahme bar. Würde sie nicht gebaut, so würden Sie
allerdings bedeutende Ausgaben demnächst im Haus¬
haltsplan für Umgehungsstraßen finden. Aber das
schließt nicht aus, daß bie Provinzialverwaltung sich
ihrer Aufgabe bewußt bleiben muß, einen Ausgleich zu
schaffen in der Leistungsfähigkeitder verschiedenen Be¬
zirke, der wohlhabenderen Bezirke aus dem Industrie¬
gebiet und der weniger wohlhabenden im Süden der
Rheinprovinz, und daß jedes einzelne Wegebauprojekt
daraufhin geprüft werden muß, ob biefes Projekt im
einzelnen notwendig und durchführbar ist. Ich glaube,
gerade das letzte Jahr hat gezeigt, daß die Provinzial¬
verwaltung darin bis an die Grenze ber Leistungs¬
fähigkeitgegangen ist. Wir haben im letzten Jahr nicht
weniger als 45 Millionen für Straßenbauzwecke in der
Provinz aufgewendet, teils aus Anleihe, teils aus lau¬
fenden Mitteln, teils vorschußweise. Der Provinzial¬
ausschuß hat, als im Herbst das große Notstandsbau¬
programm von ber Staatsregierung aufgestellt wurde,
sofort beschlossen, eine Anleihe von 13 Millionen für
Wegebauzwecke aufzunehmen, für die Zinserleichterun¬
gen von ber Staatsregiernng in Aussicht gestelltwür¬
ben, eine Anleihe, bie im nächstenLandtag noch Ihrer
nachträglichenGenehmigung unterbreitet werden muß.

Gerade 'diese Ausgaben, die die Provinzialverwal¬
tung hier macht, kommen aber in wesentlichemUm¬
fange den Bezirken, die eben mit Recht als die beson-
bers notleidendenbargestellt wurden, zugute. So wird
es auch in Zukunft sein, mit einer Begrenzung: soweit
es die Leistungsfähigkeitber Provinz, d. h. die Mög¬
lichkeit, die Provinzilllumlage in die Höhe zu setzen,
erlaubt. Leider bringt die Kraftfatzrzeugsteuerin diesem
Jahre infolge ber für die Rheinprovinz so ungünstigen
Verteilung etwa drei Millionen weniger, als vor¬
gesehen ist, und ich sehe sehr traurig auf diesem Ge¬
biete in bie Zukunft. Es wird sich nicht vermeiden
lassen, wenn nur die bisherige Tätigkeit, nicht in der
absoluten Summe, sondern in ihren Grundzügen, in
etwa aufrecht erhalten werben soll, baß bas schon zu
einer wesentlichen Erhöhung der Provinzialumlage
führen wird. Ganz besonders werden uns jetzt die
großen Anleihen, bie wir für StrußenbauzWeckeauf¬
genommen haben: die 20-Millionen-Anleihe und jetzt
bie 13-MiIlionrn-Anleihe, durch bie Notwendigkeit der
Verzinsung und Tilgung im nächsten Jahr ganz außer¬
ordentlich bedrücken. Es reizt ja etwas, im Augenblick
eine Anleihe aufzunehmen; man merkt es ja im Haus¬
haltsplan nicht; aber später kommt das dicke Ende. Das
werden Sie bei ber Beratung des nächstjährigenHaus¬
haltsplans schon sehen. Es wird eben notwendig sein,
hier den Mittelweg zu suchen zwischen den Bedürfnissen
der Provinz und der Leistungsfähigkeit der Steuer¬
zahler. Dann wird es auch richtig sein, wie es Herr
von Stebman gesagt hat, das allgemeine Bauprogramm
aufzustellen und sich über den Gesamtweg Uar zu wer¬
den. IO barf aber barauf hinweisen, daß das auch im
vorigen Landtag schon geschehenist, wo auf Grund
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eines solchen allgemeinen Bauprogramms die Ueber¬
nahme von 2000 Kilometer Kreisstraßen und Gemeinde¬
wege auf die Provinz 'beschlossenworden ist, aber alles
wieder nach Maßgabe der Leistungsfähigkeit. Gerade
auf dem Gebiete des Straßenbaues >sind mehr als aus
jedem anderen Gebiete Provinzialausschuß und Pro-
vinzialvcrwaltung ganz in den Händen desProvinzial-
landtags, während auf den anderen Gebieten, wo es
sich um gesetzmäßigeAufgaben handelt, der Landtag
ja nicht so absolut die Ausgaben vorschreiben kann.
Auf dem Gebiete des Fürsorgewesens können wir bei¬
spielsweise gezwungen werden, mehr auszugeben; es
kann auch weniger sein. Dagegen im Straßenwesen ist
der Provinziallandtag in der Lage, ganz genau die
Summe vorzuschreiben, die ausgegeben werden soll.
Wenn z. B. vom Provinzialausschuß vorgeschlagenist,
in den nächsten Haushaltsplan, sagen wir einmal, zwei
Millionen zur Unterstützung des Gemeinde-Wege-und
-Straßenbaues einzusetzen, und dieser Betrag dem
Provinziallandtag nicht genügt, so ist er in der Lage,
diese Zahl durch drei, vier oder fünf Millionen zu
ersetzen. Auf der anderen Seite hat er dann 'die Pro-
vinzialumlage, die vielleicht 14 Millionen beträgt, auf
15, 16 oder 17 Millionen festzusetzen.Sie dürfen über¬
zeugt sein, wenn auf diesem Gebiete nicht alles, was
Sie wünschen, geschieht, so ist es nicht etwa mangeln¬
der guter Wille der Provinzialverwaltung oder des
Provinzialausschusses. Nichts kann uus mehr Freude
machen, als wenn Sie uns recht große Mittel bewilli¬
gen und wir recht Schönes uud Großes damit leisten
tonnen. Eine solche Bitte möchte ich jetzt schon für den
nächstenProvinziallandtag an Sie richten. Wenn wir
im nächsten Piovinziallandtag mit den entsprechenden
Forderungen auf Erhöhung der Provinzinlumlage
hervortreten, dann bin ich überzeugt, daß wir gerade
von den Rednern, die heute diese Wünsche geäußert
haben, auch vollste Zustimmung finden werden. (Heiterer
Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und
Herren! Nachdem alle Parteien ausgiebig zu Wort
gekommensind, beantrage ich namens meiner Freunde
Schluß der Aussprache.

Vorsitzender Dr. Iarres: Nach ß 32 der Ge¬
schäftsordnung bedarf dieser Antrag der Unterstützung
von zehn anwesenden Mitgliedern. Ich darf fragen, ob
diese Unterstützung vorhanden ist. — Das ist der Fall.

Dann lasse ich über den Antrag abstimmen. Zum
Wort sind noch gemewet Herr Abgeordneter Theißen
und Herr Knab zu einer persönlichen Bemerkung und
einer tatsächlichen Feststellung. Zu der persönlichen
Bemerkung würde ich bas Wort nach Schluß der Er¬
örterung geben.

Ich bitte die Damen und Herren, die für Schluß
der Erörterung sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Dann erteile ich das Wort Herrn Abgeordneten
Knab zu einer persönlichenBemerkung und einer tat¬
sächlichen Feststellung.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Der Herr Landeshauptmann und auch Herr Haas
haben sachlich hier feststellenwollen, daß zwischender
Stellungnahme meiner Person im Provinzialausschuß
und der heutigen Stellungnahme unserer Fraktion ein
direkter Gegensatz bestände, und der Herr Landes¬
hauptmann hat angedeutet, daß auch noch andere In¬
stanzenöer KommunistischenPartei 'die Auffassuug, die
unsere Fraktion heute mit ihrer Abstimmung zum
Ausdruck bringen wird, nicht teilen würden. Meine
Damen und Herren! So, wie das der Herr Landes¬
hauptmann und Herr Haas dargestellt haben, stimmen
die Dinge nicht. Auch ich habe im Provinzialausschuß
die Frage der Unterkunft und der Verpflegung der Ar¬
beiter angeschnitten und erklärt, daß wir diese Dinge
verlangen. Natürlich kann ich nicht im voraus sagen,
daß die Fraktion, wenn die Vorlage des Provinzial¬
ausschusses ausgearbeitet vorliegt und wir sie zur
Kenntnis bekommen, erklären wird: Diese Vorlage, wie
sie 'da ausgearbeitet ist, genügt uns. Unser erster
Fraktionsredner hat ausdrücklich festgestellt, daß wir
für den Bau der Autostraße sind. Auch die Ablehnung
der von uns geforderten Finanzierung durch eine An¬
leihe ist für uns kein Gruud gewesen, das Projekt
an sich abzulehnen. Grund zur Ablehnung war viel¬
mehr sür uns, daß in der heutigen Vorlage nicht die
Sicherheiten für die Arbeitsbedingungen gegeben sind.
Das hat unsere Fraktion zum Anlaß genommen, zu
erklären: Weil uns heute diese Sicherheiten nicht ge¬
geben sind, können wir heute dem Projett nicht zu¬
stimmen. Wenn diese Sicherheiten später durch den
Provinzialausschuß und ,den Provinziallandtag ge¬
geben werden, würden wir nicht Anstand nehmen,
später zu erklären: Jetzt sind unsere Bedingungen er¬
füllt; wir sind dafür, daß das Projekt unter diesen
Umständen durchgeführt wird. Vielleicht ergibt sich
jetzt durch den Zusatzantrag, der dem Beschlußentwurf
angehängt wird, in späterer Sitzung im März die Ge¬
legenheit, das nachzuholen. Dann werden wir nicht
anstehen, diese Erklärung abzugeben.

Deshalb besteht lein Widerspruch zwischenunserer
Stellungnahme, denn wir sind im Prinzip für das
Projekt; das stelle ich ausdrücklichfest.

Nun die andere Frage bezüglich der Verpflegung
im Nürburg-Ring. Herr Landeshauptmann, wenn der
Provinzialausschuß eine ein- oder mehrtägige Vcsichti-
gungsreise machen will, werden Sie es mir nicht ver¬
wehren können, daran teilzunehmen, weil ich zu diesen
Vesichtigungsreisen genau so verpflichtet bin wie Sie
von Amts wegen oder andere Abgeordnete von an¬
deren Parteien. Wenn Sie aber, Herr Landeshaupt¬
mann, künftig mit uns eine Besichtigungsreise zu der
Autostraße Köln—Düsseldorf machen werden, dann
verspreche ich hiermit feierlich, daß ich bereit bin, eine
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ganze Woche lang mit Ihnen zu besichtigen,die Ver¬
pflegung da einzunehmen, wo die Arbeiter sie ein¬
nehmen, und mit den Arbeitern mich in die Baracken
hineinzulegen. Und ich fordere Sie auf, Herr Landes¬
hauptmann, mit mir dasselbezu tun. Ich glaube, daß
dann nicht mir, sondern Ihnen der Appetit vergehen
wird. (Große Heiterkeit.)

Noch ein anderes.
VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich

möchte bitten, sich auf den Charakter der persönlichen
Bemerkung zu beschränken.

Abgeordneter Knab: Das sind alles persönliche
Bemerkungen. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie dürfen nur per¬
sönliche Angriffe abwehren und eigene Ausführungen
klarstellen.

Abgeordneter Knab: Der Herr Landeshauptmann
hat einen Vergleich gezogen, der mit der Sache an sich
nichts zu tun hat, sich mit anderen Worten eine so¬
genannte Anpflaumung erlaubt. (Heiterkeit.) Der
Herr Landeshauptmann hat gesagt, die Verpflegung,
die wir als Prouinzialausschuß am Nürburg-Ring be¬
kommen haben, wo die Provinzialverwaltung die Ver¬
pflegung der Mitglieder von Andernach bis in die
HintereEifel hinein geregelt hat, sei gut gewesen. Herr
Landeshauptmann, die Verpflegung war tatsächlich
gut. Die Erinnerungen daran sind sehr süß. (Heiter¬
keit.) Herr Landeshauptmann, ich sage Ihnen das
eine: Wenn Sie uns heute versprechen, diese Ver¬
pflegung den Arbeitern der Autostraße von Köln nach
Düsseldorf zu geben, dann verzichtenwir auf alle An¬
träge. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Erörterung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Die kommunistische Fraktion hat den Wunsch aus¬
gesprochen,daß über ihre Anträge und die dazu er-
aangene Entschließung des Provinzialausschusses zu¬
nächst abgestimmt werde, weil davon ihre Stellung¬
nahme zu der Hauptvorlage abhänge. Ich halte es
für richtig, diesem Wunsche der kommunistischen
Fraktion zu entsprechen, und schlage Ihnen vor, zu¬
nächst über diese Anträge der Kommunisten abzu¬
stimmen,und zwar in folgender Reihenfolge: In erster
Linie über den grundsätzlichenAntrag, der die Vor¬
lage wesentlichabändert und der lautet:

„1. Für die Finanzierung zum Bau der Auto¬
straße Köln—Düsseldorf wird eine Anleihe von
18 Millionen Mark aufgenommen.

2. Für die Verzinsung und Tilgung dieser An¬
leihe wird für die Benutzung der Autobahn eine Ge¬
bühr erhoben, die für Personen- und Lastwagen je
W Pfennig Pro Wagenkilometer beträgt,"
Wird getrennte Abstimmung beantragt? (Rufe:

IawoW!) Dann bitte ich diejenigen,die für Ziffer 1
dieses Antrages sind, sich zu erheben. — Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr diejenigen, die für Ziffer 2 dieses
Antrages sind, sich zu erheben. Auch das ist die Min¬
derheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen dann zu dem Eventualantrage:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Im Beschlußentwurfwerden die Worte:

„daß die von Reich und Staat zugesagten Zuschüsse
und Darlehen aus der produktiven Erwerbslosen¬
fürsorge für das Unternehmen sichergestellt sind,
und ferner unter der Voraussetzung"

gestrichen."
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬

heben. — Das ist die Minderheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Wir kommen zu dem dritten Antrage:
„Für die beim Bau der Autostraße Köln—Düssel¬

dorf beschäftigten Arbeiter, die infolge der Ent¬
fernung ihrer Wohnung von der Arbeitsstätte nicht
täglich nach Hause können, werden von der Provinz
ausreichende und angemessene Unterkunftsmöglich¬
keiten und Verpflegungsmöglichkeitengeschaffen. Der
von den Arbeitern für Quartier und Verpflegung
zu zahlende Betrag darf nicht höher sein wie die Zu¬
lage, die die Arbeiter hierfür erhalten. Als Zuschuß
für die Kosten der Unterbringung und Verpflegung
wird ein Betrag von 50NNN0 Mark bereitgestellt."
Der Sonderausschuß hat den Antrag gestellt, diesen

Antrag dem Prouinzialausschuß zu überweisen. Ich
bin der Auffassung, daß über diesen Antrag des Son¬
derausschusses abzustimmen ist, und bitte diejenigen,die
für diesen Antrag des 30er-Ausschussessind, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Dann ist die Ueber¬
weisung an den Prouinzialausschuß beschlossen.

Wir kommen zu dem vierten Antrage:
„Der ProÄnziallandtag wolle beschließen:
1. Die Grdbewegungs- und Straßenbefesrillungs-

arbeiten beim Bau der Autobahn Köln—Düsseldorf
werden in eigener Regie der Provinz ausgeführt."
Ich bitte diejenigen,die für diesen Antrag sind, sich

zu erhoben. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Ich darf dann feststellen, daß damit auch der Antrag
Vaterrodt erledigt ist, der dahin ging:

„Die Ausführung irgendwelcher Arbeiten seitens
der Provinz in eigener Regie erfolgt nicht."
Nach dem widerspruchslos hingenommenen Bericht

des Herrn Berichterstatters ist anzunehmen, daß im
Sinne dieses Antrages Vaterrodt beschlossen ist. (Zuruf
links: Herr Präsident, was Sie jetzt geschlnßfolgert
haben, ist nicht richtig!) Der Herr Berichterstatter hat
berichtet,daß in dem Sonderausschuß festgestellt worden
sei daß mit der Ablehnung des Antrages der kommu¬
nistischenFraktion der Antrag Vaterrodt im bejahen¬
den Sinne erledigt sei.
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Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Gerlach: Ich bitteboch den Herrn

Vorsitzenden,über den Antrag Vaterrodt abstimmen
zu lassen, denn wir können uns natürlich nicht grund¬
sätzlich für oder gegen die eigene Regie festlegenlassen.
Meine Fraktion ist der Auffassung, daß das je nach
den Verhältnissen von Fall zu Fall gemacht werden
muß. Wir würden also den Antrag ebenso ablehnen
wie den eben gestellten Antrag der Kommunisten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe nichts da¬
gegen, daß darüber abgestimmt wird. Aber Sie werden
mir zugeben müssen, daß der Herr Berichterstatter in
dem Sinne berichtet hat, wie ich es eben mitgeteilt
habe, und daß dagegen Widerspruchnicht erhoben wor¬
den ist. Ich habe mich 'daraufhin mit dem Herrn An¬
tragsteller Vaterrodt in Verbindung gesetzt, und er hat
auf Grund dieses Berichts erklärt, damit sei sein An¬
trag erledigt.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich bin der Auffassung, da¬

durch, daß heute der Antrag 1 der kommunistischen
Fraktion, wonach die Autostraße in eigener Regie ge¬
baut werden soll, abgelehnt ist, kann der Antrag Vater¬
rodt als erledigt betrachtet werden. So können wir
die Sache machen; dann ist man nach keiner Seite fest¬
gelegt. Gs ist abgelehnt worden, daß man in eigener
Regie baut; damit ist der Antrag Vaterrodt erledigt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wenn ich ein Wort
zur Sache dazu sagen soll: Gs ist natürlich mißlich,
festzulegen, daß irgendwelcheArbeiten nicht in Regie
vorgenommen werden sollen. Ich glaube, das ist auch
von dem Herrn Antragsteller nicht gemeint. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Das spricht der Antrag
aber aus!)

Ich frage bann den Herrn Antragsteller Vaterrodt,
ob er den Antrag damit für erledigt erklärt.

Abgeordneter Vaterrodt: Wenn das Haus sich
dem Standpunkte des Sonderausschussesanschließt.Ich
habe selbstverständlichmit dem Antrage nicht den Fall
treffen wollen, daß die Provinz Ausführung von Ar¬
beiten in eigener Regie in dem Nahmen vornimmt, in
dem sie auch sonst Straßenarbeiten ausführen läßt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Berichterstatter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Ich wollte nur be¬
stätigen, daß die Auffassung der vereinigten Aus¬
schüsse,wie der Herr Vorsitzende ausdrücklich am
Schlüsse der Verhandlungen festgestellt hat, dahin
ging, ,daß durch die Ablehnung des kommunistischen
Antrages der Antrag des Herrn Abgeordneten Vater¬
rodt als angenommen anzusehen sei. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Nein, als erledigt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Der Antrag Vaterrodt lautet doch dahin: „Die Aus¬
führung irgendwelcher Arbeiten seitens der

Provinz in eigener Regie erfolgt nicht." Das ist ein
ganz allgemeiner Antrag. Das kann man nicht machen.
Ich bin auch überzeugt davon, daß die Mehrheit des
Hauses das nicht will. Wenn wir also erklären, der
Antrag sei durch die Ablehnung des Antrages Knab
erledigt, so ist das m. E. das Beste.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! So wird es nicht gehen, Kenn der Antrag ist
durch die Ablehnung des Antrages der kommunistischen
Fraktion in der Tat nicht erledigt. Man kann ihn
nicht ohne weiteres für erledigt erklären, wenn der
Antragsteller ihn nicht selbst für erledigt erklärt. (Zuruf
des Abgeordneten Haas: Dann lassen wir abstimmen!
Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das Haus kann
ihn für erledigt erklären!)

Ich möchte den Herrn Antragsteller fragen, ob er
nicht eine Keine Aenderung des Antrages vornehmen
will, die jeden Zweifel ausschließt, etwa in der Rich¬
tung, daß die Ausführung ber Arbeiten seitens der
Provinz in der Regel nicht in eigener Regie er¬
folgen soll. (Zuruf links: Das ist auch nichts!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen : Meine Damen, meine

Herren! Ich stelle fest, daß ich heute morgen in der
Kommissionausdrücklichfestgestellt habe, daß damit der
Antrag Vaterrodt erledigt sei. Und erledigt ist er, da
das Haus ja diesem Antrage zugestimmt hat. Herr
Vaterrodt hat diese Erledigung ausdrücklichbestätigt.
Ich habe Herrn Vaterrodt gebeten, den Antrag nun¬
mehr als erledigt anzusehen, und das hat er getan.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Vaterrodt.

Abgeordneter Vaterrodt: Ich muß ben Herrn
Vorsitzenden doch in gewisser Weise berichtigen. Die
Dinge find so gewesen: Der Herr Vorsitzende(Zuruf
Dr. Iarres: Der Vorsitzendedes Ausschusses!) hatte
mir vorgehalten, daß es nicht tragbar sei, wenn in
einer Frage, in der die überwiegende Mehrheit des
Hauses einer Meinung sei, von einer einzelnen Partei
ein Antrag gestelltwürde; denn das sähe dann so aus,
als sei dieser Antrag ,das geistige Produkt nur dieser
einen Partei. Daraufhin habe ich erklärt, nichts liege
uns ferner, als aus dieser Sache eine Prestigefrage zu
machen; es liege bei uns nur das sachliche Interesse
daran vor, grundsätzlich das festgestelltzu sehen, was
in unserem Antrage niedergelegt ist. Daraufhin ist
erklärt worden: Wenn der kommunistische Autrag ab¬
gelehnt wird, ist damit positiv im Sinne Ihres An¬
trages beschlossen.Darauf habe ich erklärt: Wenn das
die Meinung des Ausschusses ist, bin ich damit ein¬
verstanden, daß dadurch mein Antrag als erledigt an¬
gesehen wird. Dagegen ist von keiner Seite des Aus¬
schusses Widerspruch erhoben worden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Die Ausführungen des Vor¬
sitzenden des Ausschusses,des Herrn Hagen, kann ich
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bestätigen. Ich war während der Verhandlungen und
während der Abstimmung über bie Anträge drüben im
Saal, wo der Ausschuß beraten und abgestimmt hat.
Der Vorsitzendehat, nachdemder Antrag der Kommu¬
nisten abgelehnt war, erklärt, daß >damit der Antrag
Vaterrodt als erledigt betrachtet werden tonnte.

Um aber dem Streit ein Ende zu machen, Herr Vor¬
sitzender,möchte ich hen Antrag stellen, daß hier im
Hause darüber abgestimmt wird, daß der Antrag
Vaterrodt als erledigt erklärt wird. Den Antrag stelle
ich und ich füge hinzu: Mit einem solchen Antrage
braucht sich der Antragsteller nicht einverstanden zu
erklären, sondern das Haus kann zu jeder Zeit einen
Antrag >durch Uebergang zur Tagesordnung oder
sonstwie als erledigt erklären. (Zustimmung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Selbstverständlich,das
kann das Haus beschließen. Es ist der Antrag gestellt
worden, den Antrag Vaterrodt durch die Ablehnung
des kommunistischen Antrages für erledigt zu erklären.
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich
zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Der fünfte Antrag der kommunistischenFraktion
lautet:

„Für die beim Bau der Autobahn beschäftigten
Arbeiter darf eine tägliche Arbeitszeit von acht Stun¬
den und eine wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden
nicht überschritten werden."
Der Antrag des 30er-Ausschussesgeht dahin, diesen

Antrag dem Provinzialausschuß zu überweisen.— Wer
für diesen Antrag des 3Ner-Nusschussesist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Der sechste Antrag der kommunistischenFraktion
lautet:

„Die Bezahlung der beim Bau der Autobahn be¬
schäftigtenArbeiter erfolgt nach den für die einzelne
Arbeit in Frage kommendenTarifen. Für die 42-
stündige wöchentliche Arbeitszeit wird derselbe Lohn
wie für die im Tarif vorgesehene oder sonst übliche
längere Arbeitszeit gezahlt. Wenn in den Tarifen
für weit von der Arbeitsstelle wohnende Arbeiter
keine Wegegelder, Fahrgelderstattung, Auswärts¬
zulagen, Montagespesen usw. vorgesehen sind, wer¬
den entsprechende Wegegelder und Fahrgelder ge¬
zahlt. Falls die Arbeiter nicht täglich nach Hause
können, erhalten sie eine Verpflegungszulage."
Auch hier stellt der 30er-Ausschuß den Antrag,

diesen Antrag 'dem Provinzialausschuß zu überweisen.
Wer für diesen Antrag bes 30er-Ausschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Endlich liegt noch folgender Eventualantrag der
kommunistischenFraktion vor:

„Im Falle der Ablehnung der Durchführung der
Erdbewegungs- und Straßenbefestigungsarbeiten
beim Bau der Autobahn Köln—Düsseldorfin eigener
Regie der Provinz wolle der Provinziallandtag be¬
schließen :

Die Ausschreibung ber Erdarbeiten erfolgt unter
Zugrundelegung von folgender Leistungsnorm pro
Arbeiter und Tag von:

») 5 Kubikmeter bei Sandbuden,
b) 4 Kubikmeter bei Lehmboden,
c) 3 Kubikmeter bei Kiesboden."

Der Ausschuß stellt auch hier den Antrag, diesen
Antrag >dem Provinzialausschuß zu überweisen. Wer
für diesen Antrag des 30er-Nusschussesist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Damit sind die Anträge der kommunistischen
Fraktion erledigt. Wir kommen zu dem Antrage zur
Vorlage des Provinzialausschusses. Der Vorschlag des
Sonderausschussesgeht bahiu:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des
Provinzialausschusses unverändert annehmen. Dem
nächsten ProvinziallllNdtage ist vom Provinzial¬
ausschußein Bericht über den Stand der Vorarbeiten
und ein Voranschlag über die entstehendenBautosten
vorzulegen."
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich

zu erheben. — Ich stelle fest, daß das die Mehrheit des
Hauses ist und daß der Antrag von sämtlichen
Fraktionen, mit Ausnahme der kommunistischen
Fraktion, angenommen ist.

Dann kommen wir zu dem Antrage der sozialdemo-
kratischen Fraktion, betreffend Zurverfügungstellunn
erhöhter Mittel seitens >der Reichs- und Staatsregie¬
rung zur Linderung der wirtschaftlichenNotlage der
Nheinlande. Der Sonderausschuß schlägt auch hier
unveränderte Annahme des Antrages vor. Wer für
diesen Antrag des Sonderausschussesist, den bitte ich
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen. Damit sind Punkt 2 und 3 unserer Tages¬
ordnung erledigt.

Wir kommen zu
Punkt 4: Entschließung zu dem Urteil

des französischen Kriegsgerichts in
Land a u.

Ich gestatte mir üazu folgende kurze Bemerkung:
Der Provinziallandtag hat gestern unter dem Beifall
fast des ganzen Hauses von den würdigen und kraft¬
vollen Ausführungen Kenntnis genommen, mit denen
der Staatskommissar, der Herr Oberpräsident, der Ent¬
rüstung der Rheinlande über das Schmachurteil in
Landau Ausdruck gab. Wir danken dem Herrn Staats¬
kommissar und der Staatsregierung für diese Er¬
klärung. Aber der Aeltestenrat war doch der Auf¬
fassung, daß es richtig sei, wenn auch dieses Hohe Haus
zu diesen Vorgängen Stellung nähme. Die Fraktionen
waren einmütig in der Verurteilung der Landauer
Vorfälle.

Es ist nun nicht gelungen, eine völlig einmütige
Resolution aller Fraktionen des Hauses herbeizufüh¬
ren. Die kommunistische Fraktion wird eine Sonder-
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evtlaruug abgeben. Dagegen haben sich die übrigen
Parteien, d. h. das Zentrum, die Arbeitsgemeinschaft,
die socialdemokratischeFraktion und bie Wirtschaftliche
Vereinigung, zu einer einheitlichen Erklärung zu¬
sammengefunden,zu deren Verkündung ich Herrn Ab¬
geordneten Mönnig das Wort gebe.

Abgeordneter Mönnig : Die Erklärung, die
der Herr Vorsitzendeeben angedeutet hat, hat folgen¬
den Wortlaut:

Der Rheinische Provinziallllndtag, die berufene
Vertretung der Rheinprovinz, insbesondere der be¬
setzten Gebiete, gibt, einig mit dem ganzen Vater¬
lande und allen rechtlich Deutenden ber Welt, seiner
Entrüstung über die Vorgänge in Lanbau Ausdruck.
Das aller Gerechtigkeit hohnsprechende Urteil des
französischen «Kriegsgerichtsist diktiert von engherzi¬
ger nationalistischerAuffassung und stellt das Prestige
des Militärs über bas Recht der Bevölkerung. Der
Gnadenakt der französischenRegierung genügt nicht,
bie berechtigte tiefgehende Beunruhigung der Be¬
völkerung der besetzten Gebiete zu beseitigen. Die
durch einen französischen Offizier an friedlichendeut¬
schen Männern verübte Nluttat ist straflos geblieben.
Solange die Besatzung weiter andauert, werden sich
ähnliche Zwischenfälle und Willkürakte wiederholen
ind die Kluft Mischen beiden Völkern vertiefen,

welche die übergroße Mehrheit auf beiden Seiten
ernsthaft zu überbrücken bestrebt ist. Wir verlangen
daher bringend ,die schleunige Beseitigung dieses
ebenso unwürdigen wie gefahrvollen Zustandes.

Wir richten an die Reichsrogierung die Bitte,
diese einmütige Ausfassung des Rheinischen Provin¬
ziallandtags und der gesamten Bevölkerung der
Lande am Rhein den im Völkerbund vereinigten
Mächten bekanntzugeben und mit allem Nachdruck
die völlige Räumung der noch besetzten deutschen
Gebiete von fremder Besatzung zu verlangen. (Lauter
Beifall.)
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Nohl.
Abgeordneter Nohl: Die kommunistische Fraktion

hat selbstverständlich zu der Sache eine eigene Er-
klciruug abzugeben. Sie steht nicht auf dem gleichen
Standpunkt wie die Mehrheit des Provinziallandtags,
die auch hier wieder einen heuchlerischen Protest in die
Welt hinaussendet, während in Wirklichkeit, in der
Praxis, diese Mehrheit eine ganz andere Auffassung
vertreten hat.

Wir haben deswegen folgende ErMrung abzugeben:
Erklärung der KPD.-F raktion des

72. Rheinischen Provinziallandtags zu
dem Urteil des Landauer Militär¬

gericht s.
Die Fraktion der Kommunisten des 72. Rheinischen

Provinziallandtags lehnt die Zustimmung zu der vor¬
gelegten Kompromißcrtlärung der bürgerlich-sozial¬
demokratischenMehrheit des Provinziallandtags ab.

Die Fraktion der Kommunisten verurteilt ebenfalls
aufs schärfste dieses vom krassesten Nationalismus
diktierte Schandurteil der französischen Militärjustiz
und begrüßt es insbesondere, daß sich bas klassen¬
bewußte Proletariat Frankreichs diesem Protest an¬
schließt. Die Fraktion verlangt trotz des „Begnadi¬
gungsaktes" die sofortige Aufhebung des Urteils und
erhebt darüber hinaus die Forderung auf sofortige
Räumung ber noch von den Truppen ausländischer
Imperialisten besetztenGebiete.

Die Fraktion ber Kommunisten erhebt gleichzeitig
schärfstenProtest gegen die Verurteilung des Jung¬
arbeiters Eise vom Koblenzer französischenMilitär¬
gericht zu zwei Jahren Gefängnis wegen antimilita¬
ristischerPropaganda und stellt fest, baß bisher die
bürgerlich-sozillldemotratischeMehrheit des Provinzial¬
landtags diese totgeschwiegenund sich unserer Forde¬
rung auf sofortige Aufhebung dieses Urteils nicht an¬
geschlossen hat. Das Verhalten dieser Parteien wird
gekennzeichnetdurch die Duldung des landesverräte¬
rischen Auftretens des Regierungsrats Lutterbeck,ber
im Bergarbeiterstreik im Mai 1923 die französische Be¬
satzungsarmee aufforderte, streikendedeutscheArbeiter
niederzuschießen. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Gleichzeitigerinnert die Fraktion der Kommunisten
an die enge Zusammenarbeit deutscher und französischer
Polizeibehörden gegen deutsche Arbeiter, die auf Be¬
treiben »deutscher Behörden an die französische Militär¬
justiz ausgeliefert (Pfuü-Nufe bei den Kommunisten)
uud vom Mainzer Militärgericht zu langsährigen Ge¬
fängnisstrafen verurteilt wurden, an deren Folgen der
deutsche Arbeiter Scheerer, Kreuznach,gestorben ist.

Die Fraktion der Kommunisten erhebt gleichfalls
schärfstenProtest gegen das Urteil der deutscheu Klassen¬
justiz, wodurch Honnefer Arbeiter zu insgesamt
14 Jahren Kerker verurteilt wurde», weil sie im Herbst
1923 aus revolutionärer Ueberzeugung gegen die separa¬
tistischen Landesverräter kämpften und deshalb auch
von der französischenMilitärkamarilla ins Gefängnis
geworfen wurden. Die Fraktion fordert die sofortige
Aufhebung «dieses Racheurteils des Leipziger Reichs¬
gerichts gegen die revolutionären Betämpfer des Sepa¬
ratismus und beren sofortige Haftentlassung.

Die Fraktion spricht angesichts dieser Haltung der
bürgerlich-sozialdemokratischenMehrheit des Provin¬
ziallandtags dieser das Recht zum öffentlichenProtest
gegen bas Landauer Urteil ab und bezeichnet den
Protest als elende Heuchelei. (Sehr gut! bei den
Kommunisten. Lachen bei den übrigen Parteien.
Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Jarres: Ich rufe Sie wegen
dieser Beleidiguug des Hauses zur Ordnung.

Abgeordneter Nohl (fortfahrend): Die Fraktion
der Kommunisten erklärt, daß nicht eher die Schand¬
urteile der französisch-deutschenKlassenjustiz und die
Bedrückung der werktätigen Bevölkerung der Rhein¬
provinz vom Joch der deutschen und ausländischen
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Kapitalisten und ihrer militärischen Handlanger auf¬
hört, als bis die Arbeiterklasse durch den Sturz der
herrschenden Klasse und die Errichtung 'der Proletarier¬
diktatur die Grundlage für ein freies Arbeiter¬
deutschland geschaffen hat. (Beifall bei den Kommu¬
nisten. Rufe rechts: Moskau!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte um die Er¬
mächtigung, die Entschließung der großen Mehrheit
des Hauses dem Herrn Reichskanzler, dem Herrn
Reichsllußenm in ister und dem Preußischen Minister
des Innern zu überreichen. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende
unserer Beratungen. Ich möchte die Verhandlungen
nicht schließen,ohne allen hier Anwesenden die herz¬
lichsten Wünsche zum Jahreswechsel zum Ausdruck zu
bringen.

Aber, meine Damen und Herren, über dem Wohl
des einzelnen steht das Wohl unserer Heimat, steht
das Wohl unseres Vaterlandes. (Die Versammlung
erhebt sich. Die Kommunisten schicken sich an, den Saal
zu verlassen.) Wir erwarten von dem kommenden Jahr
192? viel. Wir erhoffen, ja, wir erwarten von ihm
endlich die Befreiung des noch besetzten
deutschen Gebietes, und wir hoffen, daß das
Jahr 1927 namentlich hier im Rheinlande unsere Bevöl¬
kerung einig sehen möge in kraftvoller und frucht¬
barer Arbeit zur Wiederaufrichtung unserer Wirtschaft
und zur Wiederaufrichtung unseres Ansehens im In-
lcmde und im Auslande.

In dieser Erwartung halbe ich dem Herrn Staats-
ikommissar mitzuteilen, baß die Arbeiten des Pruvin-
ziallandtags beendet sind. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten von der Tür des Saales: Sauft deutschen
Wein!)

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen uud
Herren! Bei Ihrem Auseinandergehen ist es mir
zunächst ein lebhaftes Bedürfnis, Ihnen allen ein gutes
neues Jahr zu wünschen.

Sie haben vor der Jahreswende ein bedeutsames
Werk verabschiedet,dem, wie Sie wissen, die Preu¬
ßische Staatsregierung Interesse und Förderung ent¬
gegenbringt. Ich hoffe bringend, daß es sich bald er¬
möglichen'läßt, die noch auf dem Gebiete des Reichs¬
rechts bestehendenSchwierigkeiten zu beseitigen. Denn
es handelt sich hier um ein Unternehmen bahnbrechen¬
der Art, das bei der Anwendung der gesetzlichen Be¬
stimmungen auch besonders gewertet werden muß.

Die Entschließung des Hohen Hauses zur Be-
slltzungsfrage habe ich mit besonderer Freude ver¬
nommen. Sie wird bei allen Rheinländern warmen
Widerhall finden und ganz Deutschland wie darüber
hinaus der ganzen Welt zeigen, daß wir am Rhein
nicht ruhen und rasteu werden, bis uns unsere Freiheit
zurückgegeben ist. (Beifall.) Möge dies im kommenden
Jahre der Fall sein. Mit diesem Neujahrswunsche
erkläre ich den 72. Rheinischen Provinziallandtag für
geschlossen.«Beifall.)

(Schluß 3 Uhr 5N Minuten.)
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